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1 Hintergründe

Entgegen dem seit Jahrzehnten anhal-
tenden Trend der Suburbanisierung ist 
seit einiger Zeit ein verstärktes Interesse 
am Wohnen in der Stadt zu beobach-
ten. Das Deutsche Institut für Urbanistik 
(Difu) stellt in der Studie “Wohnen in der 
Innenstadt – eine Renaissance“ diesen 
neuen Trend dar und verzeichnet bereits 
in einigen Städten wachsende Einwoh-
nerzahlen innenstadtnaher Quartiere.
[1-1, S. 11] 

Veränderte gesellschaftliche Rahmen-
bedingungen, wie der Strukturwandel in 
der Bevölkerung sowie die Entwicklung 
und Festigung bestimmter Lebensformen 
und Wohnbedürfnisse, sind Ursache für 
die Wiederentdeckung der hohen Wohn-
qualität in innerstädtischen Quartieren. 
Weitere Gründe sind die demographi-
sche Bevölkerungsentwicklung und sich 
daraus ergebende Veränderungen der 
Haushaltsstrukturen sowie die Zunahme 
der Beschäftigungspotenziale in der Stadt 
[1-1, S. 12]. Ein steigender Anspruch an 
eine funktionierende Infrastruktur mit den 
damit verbundenen Annehmlichkeiten 
– z.B. kurze Wege und die Sehnsucht des 
modernen Menschen nach städtischem 
Kultur- und Kommunikationsaustausch – 
stehen den bisherigen Wertvorstellungen 
in Form des freistehenden Einfamilien-
hauses im Umland entgegen.

Das betrifft Haushalte, die wegen des 
preiswerten Wohnraums – durch Sozi-
alfördermaßnahmen – in der Innenstadt 
wohnen und bestimmte Gruppierungen, 
die bereits seit den 70er und 80er Jahren 
aufgrund veränderter Wohnbedürfnisse 
ein gesteigertes Interesse am Wohnen 
in der Stadt haben. [1-1, S. 13] Innen-
stadtnahe Wohnqualitäten werden nicht 
nur von bestimmten Lebensstilgruppen 
wahrgenommen, sondern von Personen 
aller Lebensphasen in unterschiedlichen 
Haushaltsgrößen und -formen mit ver-
schiedenen Gewohnheiten und Bedürf-
nissen.

Das Image des Wohnens in der Stadt 
erfährt einen positiven Wandlungspro-
zess. Es wird nicht mehr als (vorüber-
gehendes) Übel angesehen, sondern 
als Standort zum Wohnen geradezu 
gesucht. Dabei geht die Akzeptanz über 

einzelne Straßenzüge hinaus und be-
zieht ganze innenstadtnahe Wohnquar-
tiere mit ein. Vorrangige Bedeutung bei 
der Suche nach geeigneten Wohnpro-
jekten haben klassische schichtenbe-
stimmende Merkmale [1-1, S. 14], wie 
Einkommen, Bildung und Beruf. Der 
Imagewandel wird vor allem von der 
(gehobenen) Mittelschicht positiv beein-
fl usst. Für die Erschließung der Innen-
stadt für breitere Bevölkerungsgruppen 
ist ein ansprechendes und differenzier-
tes Wohnungsangebot Voraussetzung. 
Die Vermeidung der räumlichen Abgren-
zung der Wohnbevölkerung aufgrund 
ihrer materiellen Möglichkeiten ist ein 
zentrales Thema der Stadtentwicklung, 
das – im Kontext „zukunftsweisender 
Wohnprojekte in der Stadt“ – besonders 
zu beachten ist. 

Dieser Bericht zeigt Lösungsmöglich-
keiten für zukunftsweisende städtische 
Wohnprojekte in unterschiedlichen Grö-
ßen und Zuschnitten für verschiedene 
neue Wohnformen, wie z.B. gemein-
schaftliche Wohnprojekte für ältere Men-
schen (Generationenwohnen, betreutes 
und selbstständiges Wohnen), Familien 
und soziale Interessengruppen sowie 
Projekte, die das Wohnen und Arbeiten 
miteinander verknüpfen. Des Weiteren 
werden – unabhängig von der Wohn-
form – Konzepte zu fl ächenoptimierten 
Lösungen und Modulbauweisen doku-
mentiert. Hierzu werden zunächst die 
Hintergründe zur Geschichte des Woh-
nens, zum Strukturwandel der Bevölke-
rung, der veränderten Wohnbedürfnisse 
und Wohnformen dargestellt (Kap. 1). 

Anhand bereits realisierter Projekte wer-
den beispielhafte Wege und zukunftswei-
sende Lösungen aufgezeigt, die einen 
umfassenden Überblick geben und als 
Orientierungshilfe für Bauherren auf der 
Suche nach der passenden individuellen 
Wohnform, aber auch zur Motivation für 
Verantwortliche aus der Stadtplanung 
und der Investorenseite dienen (Kap. 2). 
Aus den aufgezeigten Beispielen lassen 
sich richtungsweisende und innovative 
Qualitäten ablesen, die Entwicklungspo-
tenziale für die Wohnwertverbesserung 
in der Stadt darstellen. 
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Die Organisation eines gemeinschaft-
lichen Wohnprojektes als Baugemein-
schaft ermöglicht eine kostengünstige 
Realisierung. Weitere Informationen kön-
nen in Kapitel 3 nachgelesen werden.

Aus den gesammelten Erkenntnissen der 
Untersuchung wird ein Ausblick auf die 

Weiterentwicklungspotenziale zukunfts-
weisender Ansätze gegeben (Kap. 4).

Abschließend sind in Kapitel 5 aktuelle 
Forschungsprojekte zu diesem Thema 
sowie Netzwerke, die die Gründung und 
Organisation gemeinschaftlicher Wohn-
projekte unterstützen, aufgelistet.

1.1 Geschichte des Wohnens in Deutschland – Struk- 
 turwandel in der Stadt ab 1945

1.1.1 Haushaltsstrukturen und Bevölkerungsentwicklung

Die deutsche Nachkriegszeit war geprägt 
von Trümmerlandschaften, zerstörten 
Verkehrs- und Transportzentren sowie 
Engpässen in der Energie- und Nah-
rungsmittelversorgung. 1/5 der Gesamt-
fl äche der späteren BRD sowie 42 % der 
Wohnungen in der damaligen Sowjeti-
schen Zone waren zerstört; Wohnungs-
lose suchten Zufl ucht bei Verwandten auf 
dem Land, in nicht ausgebombten städti-
schen Altbauten oder wurden in Notwoh-
nungen, d. h. Baracken, Behelfsbehau-
sungen oder Bunkern, einquartiert. [1-2] 
Die sich daraus formierenden Mehr-
familienhaushalte – insgesamt 62 %
aller 1950 bestehenden Haushalte –, 
ihr Mangel an Rückzugsmöglichkeit und 
daraus resultierendes Konfl iktpotenzial, 
gepaart mit einem Frauenüberschuss in 
allen Altersklassen, nährten den Wunsch 
nach einer eigenen, abgeschlossenen 
Wohnung für die intakte Kernfamilie 

1. 
Deren Konzeption unterschied sich in 
den deutschen Landesteilen allerdings 
grundlegend: Der Familientypus des 
Ehepaars mit dem erwerbstätigen Va-
ter, der Mutter als Vollzeit-Hausfrau und 
mehreren Kindern hatte in der früheren 
Bundesrepublik eine weite Verbreitung. 
In der ehemaligen DDR waren meist bei-
de Elternteile vollbeschäftigt, unterstützt 
durch ein fl ächendeckenden Aufbau von 
Kinderbetreuungseinrichtungen zur Ent-
lastung der Haushalte. [1-3, S. 565f]

Bundesrepublik Deutschland

Die prekäre Wohnsituation verschärfte 
sich zusätzlich durch massive Flücht-
lingsströme, die die Bevölkerung der 

BRD bis 1953 um zehn Mio. Einwohner 
anschwellen ließen. Die Betroffenen 
wurden oftmals mehrjährig in provisori-
schen Lagern untergebracht und waren 
auf Hilfeleistungen der Wohlfahrt ange-
wiesen. Der Fokus der Wohnungsbau-
politik lag folglich in erster Linie auf der 
Schaffung von bezahlbaren Wohnungen 
(siehe Kap. 1.1.2.). [1-2]

Einen zweiten demographischen Zu-
wachs löste die temporäre Anstellung 
sogenannter Gastarbeiter aus den Mit-
telmeerländern ab 1955 aus. Ziel war die 
Kompensation des im Zuge der fl orie-
renden Wirtschaft ausgeschöpften ein-
heimischen Arbeitskräftepotenzials. Die 
Mehrheit der angeworbenen Arbeitskräf-
te entschied sich jedoch zum dauerhaf-
ten Niederlassen verbunden mit einem 
späteren Familiennachzug, so dass bei 
Anwerberstopp im Jahre 1973 – bedingt 
durch die erste Ölkrise – knapp vier Mio. 
Immigranten zur westdeutschen Popula-
tion zählten. [1-3, S. 567f, 597]

Die „Wirtschaftswunderzeit“ drückte sich 
des Weiteren in steigendem Wohlstand 
und Komfort, verlängerter Freizeit, ge-
stiegener sozialer Sicherheit sowie einer 
Erhöhung der Ausgaben für nicht-existen-
zielle Produkte aus. Somit war das Ende 
des einheitlichen Konsumverhaltens und 
der Beginn der Individualitätsverwirkli-
chung erreicht. [1-5, S. 647] 
Ab 1967 gingen die Geburtenraten deut-
lich zurück, alternative Rollen- und Lebens-
konzepte wurden entwickelt sowie rein 
materiell bestimmte Werte durch Maxime 
wie Ökologie, Atomfreiheit, Frieden und 
Frauenemanzipation ergänzt. [1-6, S. 12] 

1 
Die Kernfamilie bildete sich 
im 18. Jh. als bürgerliches 
Gegenmodell zum adeligen 
Großhaushalt heraus, wur-
de im 19. Jh. propagandiert 
und etablierte sich schließ-
lich im 20. Jh. zur Woh-
nungsnorm. [1-4]
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Der Ausbau des Bildungssystems, die 
Abschaffung des „Kuppeleiparagraphen“ 

2 
und Reformierung des Scheidungs-
rechts sowie die Ausweitung der staatli-
chen Krankenversicherungen, Renten 
und Unterstützung fi nanziell Benachtei-
ligter – durch Bafög, Wohngeld und Sozi-
alhilfe ab 1972 – bildeten Antriebsfedern 
der Individualisierung. [1-2], [1-4, S. 15f] 
Die Jugendzeit dehnte sich infolgedes-
sen zu einem eigenen Lebensabschnitt, 
der postadoleszenten Phase 3 aus. Die 
veränderten Gegebenheiten erlaubten 
nun die bewusste Entscheidung gegen 
Heirat und Familie, somit für die Durch-
brechung der traditionellen Frauenrolle. 
Wie die Verdreifachung der unehelich 
geborenen Kinder verdeutlicht [1-7], nah-
men nicht-familienorientierte Lebensent-
würfe seit den 70er Jahren zu, d. h. es er-
folgte eine Pluralisierung der Lebensstile, 
die wiederum Basis für die Entstehung 
neuer Haushaltstypen war. Zu diesen 
zählen Singles, Wohn- bzw. Zweckge-
meinschaften, Alleinerziehende, Patch-
workfamilien, unverheiratete Paare, Din-
kies (double income, no kids) und LAT 
(living apart together). [1-5, S. 658f] 
Nicht alle diese Formen sind grundle-
gend neu, waren in früheren Kontexten 
allerdings vorwiegend Ergebnis fehlen-
der oder gescheiteter Optionen. Ihre Mo-
dernität ist bestimmt durch die autonome 
Wahl, ihre kontinuierliche Expansion 

4 und 
veränderte gesellschaftliche Bewertung, 
die sich in den jeweiligen Bezeichnun-
gen widerspiegelt: War die „alte Jungfer“ 
noch auf das Ideal der ehelichen Ge-
meinschaft bezogen, so wird die Eman-
zipation im Begriff „Swinging Single“ 
unverkennbar. [1-4, S. 12], [1-8, S. 17]

Deutsche Demokratische Republik

Wie bereits erwähnt, propagierte die 
DDR-Spitze das Leitbild der „sozialisti-
schen Lebensweise“, welches konstitu-
iert war durch die Vollerwerbstätigkeit 
von Mann und Frau. Aufgrund des fl ä-
chendeckenden, ganztägigen Betreu-
ungssystems, bestehend aus Krippen-, 
Kindergarten- und Hortplätzen, sowie 
einer unkomplizierten Abtreibungspraxis 
(seit 1972), war die weitgehende Selbst-
bestimmung der weiblichen Bevölkerung 
gewährleistet. Allerdings förderte der 
Staat junge Familien, in dem die Repro-
duktion von Arbeitskraft mittels Bevorzu-

gung bei der Wohnraumvergabe belohnt 
wurde. Insgesamt blieb die DDR wie 
die BRD ein kinderarmes Land, da den 
frühen Erstgeborenen selten mehrere 
Geschwister folgten: größere Haushalte 
blieben die Ausnahme. [1-3, S. 572]

Für die seit 1965 angeworbenen Ver-
tragsarbeiter aus den „sozialistischen 
Bruderländern“ der DDR, deren Zahl bis 
1989 auf ca. 191.000 angewachsen war, 
standen Familiennachzug und -grün-
dung unter Strafe. Sie trugen – anders 
als in der BRD – demnach weder zu ei-
nem Bevölkerungswachstum, noch zu 
einer zunehmenden Multikulturalität bei. 
[1-3, S. 567]

Von einer Pluralisierung der Lebensstile 
wie in der BRD kann in der DDR nicht ge-
sprochen werden. Die Voraussetzungen 
dafür, wie z.B.  Bildungsexpansion und 
Frauenemanzipation, bestanden zwar 
von Beginn an. Darüber hinaus strebte 
der Staats- und Wirtschaftsaufbau die 
Gleichheit aller an, der jede Form der Dif-
ferenzierung widersprach. Allerdings kön-
nen seit Ende der 70er Jahre Ansätze zu 
individualisierten Wohnformen festgestellt 
werden: Die Anzahl der Einpersonen-
haushalte und Scheidungen stieg, das 
Heiratsalter verlagerte sich nach oben 
und eine rückläufi ge Geburtenrate stellte 
sich ein. Soweit wie systemkonform bzw. 
ohne nachhaltige Konsequenzen mög-
lich, wurde versucht, über die Balkon- und 
Gartenlaubengestaltung oder Bemalung 
von Altbauten – in denen bevorzugt Alter-
native wohnten, die sich bewusst von der 
„sozialistischen Lebensweise“ abgrenzen 
wollten – Individualität öffentlich zu mani-
festieren. Allerdings hatte die „Pluralisie-
rung“ in der DDR keine vergleichbaren 
Auswirkungen auf das Wohnen in der In-
nenstadt wie es in der BRD der Fall war 
(siehe auch Punkt 1.1.2.). [1-6, S. 47ff]

Nachwendezeit

Nach dem Mauerfall erfolgte in den 
neuen Bundesländern weitgehend die 
Übernahme westlicher Muster und so-
mit die zunehmende Annäherung der 
Wohn- und Lebenswelten. [1-9, S. 104] 
Die Geburten- und Eheschließungsra-
ten sanken, die Lebenserwartung stieg 
und die Pluralisierung der Familien- und 
Haushaltstypen setzte ein. Deutlich sicht-

2 
§180 StGB untersagte bis 
zu seiner Abschaffung im 
Jahre 1969 u. a. die Ver-
mietung einer Wohnung an 
uneheliche Paare. Jede Er-
möglichung einer Gelegen-
heit zur „Unzucht“ wurde 
geahndet.

3 

Die    postadoleszente     bzw.
Nachjugendphase markiert 
den Zeitraum zwischen dem
Auszug aus dem elterlichen 
Haushalt und dem Beginn 
verstärkter sozialer Verant-
wortlichkeit durch den end-
gültigen Eintritt in Berufs-
und Familienleben. In dieser
Phase können verschiedene 
Lebensstile und Identitäten 
erprobt sowie das Risiko 
einer Grenzüberschreitung 
gewagt werden. 

4 
Einige stellvertretende Zah-
len: Versechsfachung der 
allein lebenden 25-45jäh-
rigen zwischen 1957 und 
1992; Verzehnfachung der 
unverheiratet zusammen-
lebenden Paare zwischen 
1972 und 1992; Anteil der 
WGs an Mehrpersonen-
haushalten: 1970 0,9% - 
1990 5,6%. [1-4]
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bar weiteten sich eigenständige Daseins-
formen, wie unverheiratete Paare, Allein-
erziehende und Wohngemeinschaften 
in Gesamtdeutschland aus und beliefen 
sich 2000 auf 65 %. [1-7, S. 32] 
Seitdem ist auch ein anhaltender Trend 
zum Einpersonenhaushalt feststellbar. 
Somit war das Ende der „sozialistischen 
Gesellschaft“ (Dominanz der Kernfamilie 
bei Vollerwerbstätigkeit beider Eltern) 
sowie der „fordistischen Gesellschaft“ 5 
(Dominanz der Kleinfamilie mit klarer 
Rollenverteilung und angestrebtem Ei-
gentumserwerb) vollzogen. [1-5, S. 658] 

Trotz jeglicher Individualisierungspro-
zesse gilt das Elternpaar auch heute als 
ideale Voraussetzung für die Kinderer-
ziehung. Darüber hinaus lässt der durch-

schnittlich frühe Auszug der weiblichen 
Jugendlichen darauf schließen, dass die 
Töchter weiterhin stärker kontrolliert und 
in die Haushaltsführung integriert wer-
den als ihre männlichen Altergenossen. 
[1-4, S. 16], [1-8, S. 18].

Aufgrund der allgemein verbesserten 
Bedingungen stieg die Lebenserwartung 
der Männer von 65 (1949/51) auf 73 Jah-
re (1990/92), für Frauen von 68 auf 79 
Jahre an. In Verbindung mit dem niedri-
gen Geburtenniveau, kommt es seitdem 
zu einer stetig „alternden Gesellschaft“, 
deren einstige Bevölkerungspyramide 
sich zunehmend umkehrt (siehe Bild 
1.1). Ein erneuter Anstieg des Anteils 
von Menschen ausländischer Herkunft 
seit 1988 auf 4,8 Millionen durch Kriegs-

Bild 1.1:  Entwicklung der Bevölkerungspyramiden:1910, 1950, 2005 und Prognose 2050    

5 
Philosophie der „fordistischen 
Gesellschaft“: rationalisierte 
und auf ständigen Wachs-
tum angelegte Massenpro-
duktion, steigender Wohl-
stand und Massenkonsum 
als Basis für den sozialen 
Konsens. 
[1-5, S. 658]
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fl üchtlinge aus den Balkanländern, Asy-
lanten und deutschstämmige Aussied-
ler, trägt neben der Pluralisierung der 
Lebensstile zur Heterogenität der west-
deutschen Einwohner bei. [1-3, S. 567] 

Spektrum verschiedener Lebensstile

Die Angleichung der alten und neuen 
Bundesländer führte bis 1996 zu einer 
ungefähren Übereinstimmung von sechs 
der insgesamt zwölf Lebensstiltypen, die 
Schneider und Spellerberg auf Basis ei-
ner repräsentativen Umfrage von 1996 

feststellen konnten (vgl. Tab. 1.1). Drei 
Jahre zuvor konnten demgegenüber erst 
vier Parallelen ausgemacht werden. [1-9, 
S. 104] Die Untersuchung klassifi zierte 
anhand eines festgelegten Kriterienkata-
logs zu diversen Alltagsbereichen – u. a. 
Ernährung, Mediennutzung und Wertvor-
stellungen – die Bevölkerung West- und 
Ostdeutschlands nach Lebensentwürfen, 
Wohnformen,   -vorlieben und -mobilität in 
Großgruppen. Diese können in kompak-
ter Übersicht der folgenden Tabelle ent-
nommen werden. 

Lebensstil West
Ost

Alter Bildung Einkommen Familienstand Wohnen, 
Wohnwünsche, 
Umzugsbereitschaft

Hochkulturell 
Interessierte, 
sozial Engagier-
te /
hochkulturell 
interessierter 
Niveautyp

11 % 
12 %

W: 55
O: 51

über dem Durch-
schnitt
O: 50% Abitur

über dem Durch-
schnitt

W: 2/3 verheiratet; 
27 % mit Kind; 
1 % Ausländer
O: 3/4 verheiratet, 
über 50 % erw. 
Kinder, 60 % Män-
ner

Eigenheim 
(W: 71 %, O: 40 %), 
Wohnstandard gehoben, 
enges Nachbarschaftsver-
hältnis; Präferenz zu mittel-
großen Städten, Stadtrand 
oder ländlichen Gegenden; 
kaum mobilitätsbereit

Arbeits- und 
erlebnisorien-
tierte,
vielseitig Aktive / 
moderner 
Selbstverwirkli-
chungstyp in 
Beruf und Frei-
zeit

9 % 
8 %

W: 33
O: 28

höchste Bildungs-
abschlüsse / über 
dem Durchschnitt

über dem Durch-
schnitt

W: 75 % ledig; 
8 % mit Kind; 
57 % Männer
O: 25 % verheira-
tet, 25 % mit Kind

Distanz zu Nachbarn, hohe 
Wohnunzufriedenheit bei 
meist städtischer Lage; 
Präferenz zum Eigenheim 
am Stadtrand (nicht wg. 
Familie) oder mit Innen-
stadtlage, mehr Ausstat-
tung, Wohnungsgröße; 
hohes Mobilitätspotenzial

Kulturell-interes-
sierte, Arbeits- 
und Familienori-
entierte

9 % O: 45 mittlere Bildungs-
abschlüsse über-
wiegen

überdurch-
schnittlich

76 % verheiratet; 
25 % mit Kind; 
63 % Frauen

gehobene Ansprüche, 
häufi g in Städten wohnend;
Präferenz zum Eigenheim 
in suburbanen Quartieren, 
bessere, altersgerechte 
und ökologische Ausstat-
tung; wenig mobil

Expressiv Viel-
seitige / Allseits 
Interessierte

12 %
8 %

W: 37
O: 41

mittlere Bildungs-
abschlüsse

unter dem Durch-
schnitt

W: 69 % verheira-
tet; 61 % mit Kind,
O: Verheiratete mit 
Kind dominierend

starke Verbundenheit zur 
Nachbarschaft, suburbanes 
Wohnen, 3-4 Pers.-Haus-
halte dominieren; Präfe-
renz zum Eigenheim in der 
Kleinstadt, kindgerecht und 
ökologisch; 
hohe Mobilität

Sachlich-prag-
matische Quali-
tätsbewusste

12 % W: 44 mittlerer bis hoher 
Durchschnitt

überdurchschnitt-
lich

64 % verheiratet; 
1/3 mit Kind

56 % Eigentümeranteil, 
in Großsiedlungen über-
repräsentiert, sehr gute 
Wohnungsausstattung; 
Präferenz zum 1-2-Famili-
enhaus, Bevorzugung des 
Bauernhausstils; Pendeln 
statt Umzug
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Tab. 1.1:  Lebensstile nach [1-9, S. 13-22; S. 102-25]

Lebensstil West
Ost

Alter Bildung Einkommen Familienstand Wohnen, 
Wohnwünsche, 
Umzugsbereitschaft

Sachlich-prag-
matische Unauf-
fällige

13 % O: 45 mittlere Bildungs-
abschlüsse

durchschnittlich,
¼ arbeitslos

30 % ledig, 
44 % mit Kind

¾ zur Miete, sehr kleine 
Wohnungen: Präferenz 
zum Reihenhaus, mehr 
Raum; Pendeln statt Um-
zug

Hedonistische 
Freizeitorien-
tierte /
Unterhaltungs- 
und Erlebnis- 
bzw. Actiontyp

6 %
8 %

W: 30
O: 26

im unteren 
Bereich: 
67 % Hauptschul-
abgänger
O: mittlere Bil-
dungsabschlüsse

vergleichsweise 
hoher Durch-
schnitt
O: unterdurch-
schnittlich

75 % ledig; 
75 % Männer
W: 9 % mit Kind, 
10 % Ausländer

meist Mietwohnungen, 
Nachbarschaft unbedeu-
tend; Präferenz zur Stadt-
lage, größere Wohnungen, 
mehr Ausstattung, 
O: 60 % bei Eltern in Mehr-
familienhäusern; 
hohe Mobilität

Häusliche mit 
Interesse für 
leichte Unterhal-
tung und Mode

10 % W: 54 niedriger Durch-
schnitt

mittlerer Durch-
schnitt

57 % verheiratet; 
27 % verwitwet; 
25 % mit Kind; 
70 % Frauen

Eigentum und Mietwoh-
nungen, häufi g Mittel- und 
Großstädte; Präferenz zum 
Reihenhaus, verbesserter 
Ausstattung (auch alterge-
recht); 
niedrige Mobilität

Einfach lebende, 
arbeitsorientierte 
Häusliche

13 % W: 45 2/3 mit Haupt-
schulabschluss

enge fi nanzielle 
Spielräume, unter-
durchschnittlich

73 % verheiratet; 
25 % ohne Kind, 
Familienhaushalte

54% Mieter, 1-2-Famili-
enhäuser; Präferenz zum 
kindgerechten Eigenheim 
in ländlicher Lage, Garten 
wichtig, Einrichtung prak-
tisch und preiswert; 
kaum mobil

Traditionell, 
kulturell interes-
sierte Familien-
orientierte

18 % O: 63 mittlere Bildungs-
abschlüsse

durchschnittlich 70 % verheiratet, 
1/3 verwitwet, 
69 % Rentner, 
überwiegend erw. 
Kinder

intensive nachbarschaftli-
che Kontakte; Präferenz zu 
Häusern mit 3-4 Wohnun-
gen; Immobilität

Sicherheitsori-
entierte, sozial 
Eingebundene /
Traditioneller 
Integrationstyp

11 %
13 %

W: 51
O: 45 

niedrig
O: mittlere Bil-
dungs-
abschlüsse

unterdurch-
schnittlich; 
W: überpropor-
tional 
viele Arbeitslose

66 % verheiratet; 
25 % mit Kind, 
über 50 % erwach-
sene Kinder, 
8 % Ausländer
O: 69 % verhei-
ratet, 50 % erw. 
Kinder, 
92 % Frauen

intensive nachbarschaftli-
che Kontakte, häufi g Mieter 
in Mehrfamilienhäusern, 
hohe Wohnzufriedenheit; 
Präferenz zu altersgerech-
ter Nachrüstung, Eigen-
heim, Raum für Freizeitge-
staltung, 
Gärten; sehr wenig mobil

Traditionell, 
zurückgezogen 
Lebende / passiv 
zurückgezoge-
ner Typ

16 %
12 %

W / O: 
62

90 % höchstens 
Hauptschulab-
schluss
O: niedrig

unterstes Spek-
trum
O: unterdurch-
schnittlich, 71% 
Rentner

51 % verheiratet; 
35 % verwitwet, 
60 % Frauen, 
8 % Ausländer
O: jew. 40 % ver-
heiratet, verwitwet, 
75 % Frauen

wohnt gerne zur Miete, kein 
intensiver sozialer Kontakt, 
hohe Wohnzufriedenheit; 
Präferenz zu altersgerech-
ter Nachrüstung; sehr we-
nig mobil
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Die Analyse der Zusammenhänge zwi-
schen Sozialstatus und Lebensstilen er-
gab, dass Alter, Bildung und Geschlecht 
– statt Beruf und Einkommen – die prä-
genden Faktoren der Lebensstile dar-
stellen (siehe auch Bild 1.2 und Bild 1.3 ).
Dieses Modell bietet sich somit in Er-
weiterung herkömmlicher Klassen- und 
Schichtmodelle als Hilfsmittel bei der 
Identifi zierung der unterschiedlichen 
Wohnbedürfnisse an und kann somit 
der Optimierung zukunftsweisender 
Wohnungs- und Stadtplanung dienen. 
[1-9, S. 95ff]

Unterschiede zwischen Ost- und West-
deutschland bestehen heute u. a. auf-
grund der nachwirkenden „sozialisti-
schen“ Sozialisation und Infrastruktur: 
In Ostdeutschland werden Familien- und 
Arbeitsorientierung viel stärker kombi-
niert als in Westdeutschland, wo sich die 
Bevölkerung meist für einen Bereich ent-
scheidet.[1-10, S. 279] 
Des Weiteren bestehen Differenzen auf-
grund der ökonomischen Unsicherheit in 
den neuen Bundesländern, die beson-
ders die Jugendlichen länger an deren 
Elternhaushalte bindet oder deren hohe 
Mobilitätsbereitschaft begründet.
[1-3, S. 573]

In Gesamtdeutschland setzt sich die 
Zunahme der älteren Generationen bei 
weiterhin geburtenschwachen Jahrgän-
gen und somit sinkender Bevölkerung 
weiterhin fort. Ende 2005 lebten 7,3 Mio. 
Ausländer (8,8 %) in Deutschland. [1-11] 
Neben Individualisierung und Pluralisie-
rung sind Globalisierung und Erlebnis-
orientierung Schlagworte der jüngsten 
Entwicklung. 

Bild 1.2:  Lebensstile in Westdeutschland nach Alter und Bildung nach [1-10]

Bild 1.3:  Lebensstile in Ostdeutschland nach Alter und Bildung nach [1-10]



12

Die ersten Nachkriegsjahrzehnte in der 
BRD und der DDR waren trotz hoher 
Neubauleistungen gezeichnet von Woh-
nungsnot und -mangel. Dem Leben im 
innerstädtischen Altbaubestand war un-
geachtet dessen ein negatives Image 
impliziert. [1-1, S.65] 
Die dort verbliebenen Bewohner rekru-
tierten sich in den alten Bundesländern 
aus den sog. A-Gruppen; den Armen, 
Alten und Ausländern. Wohnungspolitik 
begünstigte folglich den Trend zur Segre-
gation. Erst in den 1970er Jahren setz-
ten in der BRD – in der DDR ab 1980 – 
erste Sanierungsmaßnahmen zur För-
derung der urbanen Lebensqualität ein. 
[1-6, S. 11f, S. 44f]

Bundesrepublik Deutschland

1945/46 standen in den drei Westzonen 
nur für weniger als 60 % der 13,7 Mio. 
Haushalte Wohnungen zur Verfügung. 
Dieser defi zitären Wohnungsversor-
gung, den Zwangsgemeinschaften und 
Platznöten versuchte man in der 1949 
gegründeten Bundesrepublik Deutsch-
land mithilfe des Sozialen Wohnungs-
baus entgegenzuwirken. Die über 3 Mio. 
in den 1950er Jahren geschaffenen, 
preisgünstigen Unterkünfte folgten ei-
ner familiengerechten Konzeption, die 
von Uniformität und Funktionalismus be-
stimmt war. [1-3, S. 578ff] 

Wohnvorgänge und -räume sollten ratio-
nalisiert werden und fanden in den kom-
patiblen Klein-, Klapp- und Faltmöbeln 
die konsequente Umsetzung. Zur Stan-
dardeinrichtung und zum Symbol der 
intakten Familie wurde die Couchecke 
im separierten und intensiv genutzten 
Wohnzimmer. [1-5, S. 637f] 
Das sozialintegrativ gedachte Projekt 
kam primär kinderreichen Familien, An-
gestellten und Beamten zugute; wirklich 
Bedürftige bildeten weiterhin die Mehr-
zahl der Mieter unsanierter Altbauwoh-
nungen. [1-6, S. 5]
Darüber hinaus wurde schnell Kritik 
laut: Die kleinen, zweckmäßigen Kü-
chen schlossen die Gleichzeitigkeit von 
Kochen und Kinderbetreuung aufgrund 
mangelnder Übersichtlichkeit aus. Ob-

1.1.2 Entwicklung des Wohnungsbedarfs und der Wohnungs-
 versorgung in der Stadt

gleich die räumliche Enge in späteren 
Grundrissen fl ießenden Wohnlandschaf-
ten – d.h. offenen Fluren, Wohnküchen 
und dem Abschied von der kleinräumi-
gen Nasszelle – weichen musste, eta-
blierte sich das Haus im Grünen zur ide-
alen Alternative. [1-5, S. 635] 
Diese stark von Kriegs- und Nachkriegs-
erfahrungen geprägte Sehnsucht kon-
statiert eine Allensbacher Studie6 bereits 
für 1951 an oberster Stelle der west-
deutschen Lebenswünsche. [1-6, S. 5]
Randstädtische Siedlungen galten als 
Ort der feierabendlichen Gesundung, 
demgegenüber das Wohnen in dicht be-
siedelten, wenig begrünten Innenstadtla-
gen als unzeitgemäß erschien.

Zu einer verstärkten Verwirklichung – vor-
rangig durch fi nanzstarke Bevölkerungs-
schichten – kam es allerdings erst ab 
1956: Das in diesem Jahr verabschiede-
te zweite Wohnungsbaugesetz subven-
tionierte private Bauvorhaben und löste 
zusammen mit den hohen städtischen 
Baulandpreisen eine Steigerung der Ei-
gentumsquote und Wohnfl ächenversor-
gung pro Person außerhalb der Stadt 
aus. Die durchgrünten „Schlafstätte“ im 
Umkreis einer Stunde Auto- oder Bahn-
fahrt“ [1-7, S. 30], sog. „Suburbs“ wurden 
zum Inbegriff der modernen, aufstreben-
den „Wir sind wieder wer!“-Gesellschaft. 
Schwere, wuchtige und ausladende 
Möbel repräsentierten den neu gewon-
nen Platz und Sozialstatus. [1-5, S. 628]

Die somit einsetzende Stadt-Umland-
Wanderung hatte einerseits die negative 
Konsequenz des selektiven Wegzugs der 
einkommensstarken Mittelschicht zur Fol-
ge und führte andererseits zur Minimie-
rung der Bebauungsdichte. Die als rück-
ständig bewertete Altbausubstanz wurde 
mit dem Ziel einer belichteten Stadtland-
schaft beseitigt. Im Zuge der steigenden 
Wirtschaftskraft und allgemeinen Moto-
risierung musste diese z.T. dem Ausbau 
der Cityfunktionen und dem autogerech-
ten Umbau weichen. [1-6, S. 9] 

Eine Wiederentdeckung urbaner Wohn-
qualität erfolgte erst in den 1970er Jah-
ren, als die Nachteile einer Segregation 
in B-Siedlungen – Besserverdienende, 

6 
Institut für Demoskopie Al-
lensbach – Gesellschaft zum 
Studium der öffentlichen Mei-
nung mbH (ifD): 1947 ge-
gründetes, führendes Mei-
nungsforschungsinstitut.
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Beamte und Bonzen – und A-Stadtteile 
immer deutlicher wurden: Die Innenstadt 
sollte einem Aufwertungsprogramm be-
stehend aus Sanierung, Verkehrsberuhi-
gung, Begrünung sowie Schaffung von 
Spielmöglichkeiten und neuen Wohnfor-
men mit Balkonen bzw. Terrassen unter-
zogen werden, um so attraktive Verhält-
nisse zu erzeugen. [1-3, S. 580f] 
Die daraufhin einsetzende auf Abriss 
und Luxussanierung fi xierte Erneuerung-
spraxis provozierte vermehrte Proteste 
der alteingesessenen studentischen Be-
wohner, die sich in Großstädten in Haus-
besetzungen und Straßenkämpfen ra-
dikalisierten. Als Reaktion darauf be-
schloss der Bund rechtliche Grundlagen 
für eine „erhaltende Stadterneuerung“, 
die ihre Umsetzung in umfangreichen, 
öffentlichen Modernisierungen fand, der 
wiederum private Vorhaben folgten. Des 
Weiteren trug das europäische Denkmal-
schutzjahr 1975 zu einer Rehabilitierung 
der historischen Bauten bei. [1-6, S. 26]

Bewohner der revitalisierten Stadtzentren 
wurden insbesondere die neuen Haus-
haltstypen, da sich ihnen eine einfachere 
Anmietung, fl exiblere Grundrisse sowie 
die Nähe zu Arbeit und diverse Freizeit-
möglichkeiten boten. Höher qualifi zierte, 
20-40jährige Singles, Yuppies und Din-
kies (double income, no kids) mit entspre-
chenden fi nanziellen Mitteln gesellten 
sich zunehmend zu Alteingesessenen 
und studentischen „Pionieren“. Die teil-
weise durch Abriss stark reduzierte An-
zahl an Altbauwohnungen verursachte 
zum einen die Verdichtung der einzelnen 
Gruppen in bestimmten Quartieren, zum 
anderen die Verdrängung angestamm-
ter Bewohner durch Besserverdienende 
– die sog. Gentrifi cation. [1-6, S. 13] 
Die Stadterneuerungen steuerten den 
Polarisierungsprozessen demnach nicht 
entgegen, sondern verlagerten sie. Au-
ßerdem herrschte trotz des 1975 er-
reichten Ausgleichs von Wohnungsan-
gebot und Haushalten ein Mangel an 
preiswertem Wohnraum in städtischen 
Ballungsgebieten. 

Erwähnenswerte Neuerungen der 
1970er Jahre sind außerdem erste An-
sätze zu Bewohnerbefragungen und 
selbstbestimmten Wohnkonzepten so-
wie Experimente im Bezug auf Wohnfor-
men Alleinerziehender. Diese Angebote 
– bei der private und öffentliche Berei-

che wie Cafés, Einkaufsdienste, Kinder-
betreuung und Räume sozialer Begeg-
nung verschmolzen wurden, um damit 
den Alltag zu erleichtern – bestanden 
nur kurzfristig, u. a. aufgrund von Akzep-
tanzproblemen bei der Bewohner- und 
Haushaltsmischung. [1-12, S. 57]

Als Folge der Aussiedlerströme der 
1980er Jahre – 1987 lebten insgesamt 
4,1 Mio. in der BRD – stiegen die Zah-
len der ausländischen Bevölkerung in 
den westdeutschen Großstädten an. Im 
Vergleich zu den „Gastarbeiterfamilien“, 
die höhere Mieten für die von Deutschen 
nicht mehr frequentierten und moderni-
sierungsbedürftigen Wohnungen zahlen 
mussten, verlief ihre Integration wesent-
lich besser: Im Anschluss an eine Erst-
unterbringung in Lagern, entschied sich 
die Mehrheit zum Bau eines Eigenheims 
mit Hilfe staatlicher Unterstützungspro-
gramme. Ein kurzfristiger Bauboom war 
die Folge. [1-3, S. 596ff], [1-5, S. 650]

DDR

In der DDR galt die Wohnung als Gut 
des Grundbedarfs, welches jedem Ein-
wohner zu niedrigen und stabilen Preisen 
zur Verfügung gestellt werden musste, 
um dem „sozialistischen“ Anspruch ge-
recht zu werden. Obwohl 1945 auf dem 
Gebiet der DDR 42 % der Wohnungen 
zerstört waren und zusätzlich 2,5 Mio.
Flüchtlinge Unterkünfte benötigten, ver-
suchte man, insbesondere ab der 2. Hälf-
te der 1960er Jahre, das Problem mit 
Hilfe des industriell vorproduzierten Woh-
nungsbaus zu lösen. Überwiegend in 
Randlage großer und mittelgroßer Städ-
te entstanden nun die nach quantitativen 
Aspekten konzipierten Plattenbausiedlun-
gen, ergänzt durch zentrale Versorgungs-
einrichtungen – sog. Gesellschaftszentren 
–, Grün- und Verkehrsanlagen. Die Vertei-
lung der Wohnungen, ausgerichtet auf die 
„sozialistische Kleinfamilie“, wurde zentral 
gesteuert und nach demographischen 
und wirtschaftlichen Kriterien durch den 
Staat vorgenommen. Dementsprechend 
waren hochqualifi zierte, kinderreiche und 
junge Familien in den relativ komfortablen 
Wohnungen überrepräsentativ vertreten.

Ergebnis dieser Konzentration auf die 
kompakten, semiurbanen Siedlungen 
war – bis auf eine geringe Anzahl von 
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Prestigeobjekten – der Verfall der histo-
rischen Altbauten in den Innenstädten.
Zur Verdeutlichung ein Beispiel: Halle an 
der Saale verzeichnete zwischen 1971 
und 1981 einen Rückgang der innerstäd-
tischen Bewohnerzahlen um 40 %. Zur 
Gruppe der verweilenden Städter gehör-
ten neben der älteren Bevölkerung – die 
Nachbarschaftsbeziehungen und ihr ge-
wohntes Umfeld den konventionellen Al-
terswohnformen wie z.B.  Apartmenthäu-
ser und Feierabendheime vorzogen – Ar-
beiter, Haushaltsgründer und Aussteiger. 
Letztere, meist Mitglieder der evangeli-
schen Kirche, versuchten sich bewusst 
von der „sozialistischen Lebensweise“ zu 
distanzieren und mittels ihrer Vorliebe für 
Altbauten Systemkritik zu manifestieren. 
Sie organisierten Protest-aktionen, um 
gegen die umfassenden Abrissplanungen 
der DDR-Führung einzutreten. Staatliche 
Erneuerungsmaßnahmen beschränkten 
sich in der Regel auf die Verschönerung 
einzelner Stadtzentren und den Erhalt 
sog. „Traditionsinseln“. [1-6, S. 36ff]

Forschungsergebnisse aus den 1980er 
Jahren, die bis zum Ende der DDR-Re-
gierung unter Verschluss gehalten wur-
den, verdeutlichen den Wunsch der Ein-
wohner nach Eigenheim, Garten, Nähe 
zur Natur und ruhigem Wohnen. Groß-
siedlungen wurden wegen ihrer hohen Be-
bauungsdichte, Eintönigkeit, notdürftigen 
Infrastruktur und schlecht eingebundenen 
Randlage häufi g bemängelt. [1-3, S. 578] 
Bis 1971 wurde der Eigenheimbau von 
der staatlichen Wohnungsbaupolitik ver-
nachlässigt. Bedingt durch die in den 
70er Jahren noch bestehende akute 
Wohnungsnot durften 10 % der Neubau-
wohnungen in Einzel- oder Reihenhaus-
bauweise – überwiegend in ländlichen 
Regionen und am Rande von Klein- und 
Mittelstädten – entstehen. [1-6, S. 52ff]

1990 bis heute

Nach der Wiedervereinigung durchliefen 
die neuen Bundesländer zunächst eine 
Phase der Annäherung an den Wohn- 
und Lebensstandard in Westdeutschland. 
Der Bevölkerung standen folgende Mög-
lichkeiten zur qualitativen Verbesserung 
ihrer Wohnsituation offen [1-6, S. 56ff]:
-  Modernisierung (80 %  aller Haushalte),
-  Umzug in die von westlichen Kapital-
 anlegern errichten Neubauten (70 %  

 davon als Mehrfamilienhäuser),
-  Erwerb von Eigentum, 
- Bau eines preiswerten Eigenheims  
 im städtischen Umland. 

Allerdings sind in den neuen und alten 
Bundesländern divergierende Entwick-
lungen des Wohnungsbedarfs festzu-
stellen. Während im Westen ein Großteil 
der Städte noch Wachstumstendenzen 
aufweiset, konzentrieren sich im Osten 
die schrumpfenden Städte. In den neuen 
Bundesländern weisen lediglich die Re-
gionen Berlin, Dresden und Leipzig/ Hal-
le Potenziale für Bevölkerungszuwäch-
se auf. Das Problem der Schrumpfung 
zeigt sich u.a. in einer hohen Anzahl von 
Wohnungsleerständen. Gründe für die-
se Entwicklung sind die Bevölkerungs-
abnahme und die Wanderungsverluste 
aufgrund  Arbeitslosigkeit und geringer 
Wirtschaftskraft. Letzteres wirkt sich auf 
die Stadtentwicklung stärker aus als der 
demographische Wandel. [1-13] 
Des Weiteren trägt die noch vorherr-
schende Suburbanisierung durch den Ei-
genheimerwerb in Verbindung mit einer 
Wohnwertverbesserung wesentlich zum 
Rückgang der Stadtbevölkerung bei.

Wohnungsleerstände sind in Ost und 
West mit deutlichen regionalen Unter-
schieden zu beobachten. In den neuen 
Bundesländern stehen etwa 15 % des 
Wohnungsbestandes leer, bei Mehrfami-
lienhäusern liegt der Anteil noch darüber. 
Im westlichen und nördlichen Bereich der 
alten Bundesländer sind ebenfalls Leer-
standstendenzen – jedoch in weitaus 
geringerem Maße – feststellbar. Nach
Prognoseberechnungen wird auch hier 
eine ähnliche Entwicklung der Leerstän-
de wie im Osten erwartet. 

Um dieser Entwicklung entgegenzuwir-
ken und zur Steigerung der innerstädti-
schen Attraktivität – mit dem Ziel junge, 
gebildete und fi nanzstarke Gruppen ein-
zubeziehen – unternehmen west- und ost-
deutsche Städte umfangreiche Altbaumo-
dernisierungen, Maßnahmen zur Stadter-
neuerung und Aufl ockerung von dichten 
Siedlungstrukturen. [1-6], [1-13, S. 11] 

Intensive Maßnahmen wurden im Rah-
men des Programms „Stadtumbau Ost“ 
eingeleitet und z.T. erfolgreich umge-
setzt. Beispielsweise konnte durch Rück-
baumaßnahmen der Wohnungsleerstand 
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in Kernstädten reduziert werden. [1-14] 
Weiterhin hat der Bund 2006 das For-
schungsfeld „Stadtumbau West“ einge-
richtet.
 
Es besteht großes Interesse, die Vor-
züge von Urbanität – wie beispielswei-
se die kurzen Wege zwischen Wohnen 
und Arbeiten, die Nähe zu vielseitigen 
Informationsquellen und Dienstleistun-
gen sowie die Fülle von Freizeit-, Kul-
tur- und Erlebnisoptionen – zu nutzen. 
[1-1, S. 66f], [1-7] , [1-8, S. 27]
So bevorzugen 58 % der jüngeren Bevöl-
kerung in Ost und West größere Städte 
[1-6, S. 62]. Ihre Rückkehr kann zur „Re-
naissance“ wirtschaftlich erfolgreicher 
Städte beitragen, denen schrumpfende 
Städte und Regionen gegenüber stehen. 

Ein Großteil der Bevölkerung, der das 
Leben in ruhigeren Lagen im Umland 
oder am Stadtrand bevorzugt, sucht sich 
prosperierende Regionen als Wohn-
standort aus. Das hat zur starken Zu-
nahme der stadtregionalen Bevölkerung 
– von der Kernstadt bis hin zum engeren 
Umland, dem sog. Pendlerverfl echtungs-
raum – um rd. 5 Mio. Einwohner geführt. 
In den wachsenden Großstadtregionen 
wird daher der Anteil der Berufspend-
ler, die zwischen kleineren Städten bzw. 
Gemeinden und Großstädten pendeln, 
immer größer. Zwischen 1999 und 2004 
wurde ein Anstieg von 53,7 % auf 56,8 % 
verzeichnet. [1-13] 

Triebfeder der Suburbanisierung ist ne-
ben der höheren Wohnqualität die zu-
nehmende Bedeutung des Wohneigen-
tums als private Altersabsicherung. Auf 
diese Weise können die Wohnkosten, 
die durchschnittlich rund 30 % des Haus-
haltseinkommens in Anspruch nehmen, 
verringert werden. [1-5], [1-8, S. 30]

In benachteiligten Wohnquartieren – z.B. 
in unsanierten Innenstadtbereichen oder 
„schrumpfenden“ Stadtteilen – bleiben 
die sogenannten A-Gruppen, das heißt 
die ältere, arme und arbeitslose Bevöl-
kerung sowie Bewohner mit Migrations-
hintergrund zurück. Der drohenden Ver-
schärfung sozialräumlicher Segregation 
auf Grund steigender Ungleichheit der 
Einkommen, dauerhafter Arbeitslosigkeit 
und als Folge der „alternden“ Gesell-
schaft ist politisch – u.a. mit Stadtum-
baumaßnahmen – zu begegnen.

Die Entwicklung des gegenwärtigen Woh-
nungsmarkts hat bewirkt, dass seit Mit-
te der neunziger Jahre ein Rückgang 
bei der Zahl der Baufertigstellungen 
beim Geschosswohnungsbau und seit 
2000 auch beim Ein- und Zweifamilien-
hausbau festzustellen ist. [1-8, S. 13] 
Das Wohnungsangebot ist nach wie vor 
am Leitbild der klassischen Familie ori-
entiert. [1-10, S. 276] 
Die Vorstellungen der neuen Haushalts-
formen, die sich aktuell auf rund 66 % 
addieren, sowie die geänderten Bedürf-
nisse von Familien fi nden somit keine 
Erfüllung. 

Bereits seit den 1980er Jahren wurde da-
her versucht diesen Umständen mit Hilfe 
von neuen Konzepten gegenzusteuern. 
Diesen überwiegend aus dem alternati-
ven, wohlhabenden und fachkundigen 
Milieu initiierten Projekten schlossen 
sich weitere experimentelle Vorhaben 
an, auf die im Folgenden näher einge-
gangen werden soll. [1-15, S. 84] 
Insgesamt werden sie regional verschie-
den stark realisiert (z.B. 1/3 in NRW im 
Kontrast zu 1 % in den neuen Bundes-
ländern) und fallen im Vergleich zum 
konventionellen Wohnungsbau nicht ins 
Gewicht. Die Zahl der „Neuen Wohn-
formen“ beläuft sich beispielsweise in 
Hamburg – der „entwicklungsfreudigsten 
Großstadt“ – auf nur 2 %. [1-5, S. 671] 
[1-15, S. 104] 
Dennoch herrscht in Fachkreisen und 
Teilen der Öffentlichkeit weiterhin gro-
ßes Interesse am experimentellen Woh-
nungsbau. [1-8, S. 21]

Die Wohnung gewinnt aus unterschiedli-
chen Gründen an Bedeutung. Für sozial 
schwächere Gruppen mit geringer Inte-
grationsfähigkeit, fehlender gesellschaft-
licher Teilhabe oder eingeschränkter 
Mobilität bildet sie einen wesentlichen 
Aufenthaltsort. Für besser situierte Be-
wohnergruppen ist sie repräsentativer 
Ausdruck ihrer gestiegenen Lebensqua-
lität und Rückzugsraum. Damit bietet 
die Wohnung für viele Menschen in einer 
zunehmend von Heterogenität, Globali-
sierung und Schnelllebigkeit bestimmten 
Welt einen Ort, in dem sie sich beheimatet 
fühlen können – Wohnen wird somit zum  
„cocooning“ 7. [1-6, S. 59], [1-5, S. 622]

7 
Ende der 1980er Jahre 
wurde der Begriff von der 
Marktforscherin Faith Pop-
corn für das Phänomen 
des Rückzugs in die eigene 
Wohnung, das Einspinnen 
in den individuellen und pri-
vaten Ort angewandt. 
[1-5, S. 622] [1-6, S. 59]
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1.2 Aktuelle Wohnformen und sozialräumliche 
 Aspekte in der Stadt

Im Vorfeld einer Darstellung neuer 
Wohnformen stellt sich zunächst die Fra-
ge, welchen differenzierten Bedürfnissen 
der Wohnungsmarkt heute gerecht wer-

1.2.1 Wohnbedürfnisse

Die älteren Bevölkerungsschichten stre-
ben eine möglichst langfristige Selbstän-
digkeit in ihren „normalen Wohnungen“ 
[1-17] (vgl. Tab. 1.2) und in der bishe-
rigen Nachbarschaft an. Um diese bei 
einer späteren Pfl egebedürftigkeit wei-
terhin gewährleisten zu können, ziehen 
sie eine altengerechte bauliche Nach-
rüstung – mittels Rampen, Duschsitzen 
und Haltegriffen – sowie die Nutzung 
von technischen Alltagshilfen und ambu-
lanten Versorgungsdiensten dem „Leben 
im Heim“ vor. Letzteres verkörpert für 
die Mehrheit der Senioren Bevormun-
dung und Verlust von Lebensqualität, 
da oftmals ausreichende attraktive und 
bedürfnisgerechte Angebote fehlen. Im 
Allgemeinen besteht Angst vor Immo-
bilität und Vereinsamung im Alter. [1-9],
[1-8] 

den muss. Daher soll an dieser Stelle ein 
Überblick über die wesentlichen Tenden-
zen vermittelt werden.

Die ideale Wohnform für ältere Men-
schen müsste demnach barrierefrei sein, 
sich der jeweiligen Haushaltsgröße an-
passen können und ein aktives Leben in 
interessanter Umgebung fördern. [1-7], 
[1-18]

Wohnformen älterer Menschen (65+) 
in Deutschland im Jahre 2005 
normale Wohnungen  80,2 %
Einfamilienhaus  5,2 %
Barrierefreies Wohnen  1,8 %
Betreutes Wohnen  6,6 %
Seniorenresidenz  3,2 %
Gemeinschaftliches Wohnen  1,8 %
Altengerechtes Wohnen allgemein  1,2 %

Tab. 1.2: Favorisierte Wohnformen älterer Men-
 schen nach einer Umfrage des InWIS 8   
 [1-19]

Bild 1.4:  Was ist den Älteren wichtig? Befragung des Leibniz-Instituts für ökologische Raumentwicklung

8 
Institut für Wohnungswesen, 
Immobilienwirtschaft, Stadt- 
und Regionalentwicklung 
GmbH an der Ruhr-Univer-
sität Bochum
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Ausschlaggebend für die Wohnbedürf-
nisse der „jüngeren“ Bevölkerungs-
schichten ist der Faktor, ob Kinder vor-
handen sind oder nicht. Sie bestimmen 
in hohem Maße den Alltag und schrän-
ken ggf. die berufl iche Flexibilität der El-
tern ein. Der Familienstand ist dagegen 
kaum von Relevanz. [1-8] Paare mit Kin-
dern bevorzugen freistehende Eigenhei-
me – bei geringeren fi nanziellen Mitteln 
Zweifamilien- oder Reihenhäuser – mit 
vielen Zimmern, einer Wohnküche, di-
rekter Verbindung zum Garten und nahe 
gelegenen Spielmöglichkeiten. Außer-
dem wählen Familien zunehmend eine 
umweltfreundliche Bauweise, um ihre 
Kinder in einem gesunden Umfeld auf-
ziehen zu können. [1-9] Eine kindgerech-
te Ausstattung und Lage wünschen sich 
ebenso Alleinerziehende – zu über 90% 
Frauen [1-4] –, die allerdings aufgrund 
ihrer meist eingeschränkteren fi nanziel-
len Möglichkeiten preiswertere Drei- bis 
Vierzimmerwohnungen favorisieren. 
[1-7], [1-8]

Neue, kinderlose Haushaltsformen ten-
dieren zu innenstadtnahen Wohnquar-
tieren. Je nach verfügbarem Budget 
wählen sie erschwingliche, kleine Woh-
nungen mit neutralen Grundrissen, d. h. 
möglichst gleichgroßen Zimmern oder 
entsprechend ihrer fi nanziellen Möglich-
keiten großzügige und extravagante Do-
mizile.

Abschließend sei in diesem Zusammen-
hang nochmals auf die Untersuchung 
der Wohnbedürfnisse und -präferenzen 
von Schneider und Spellerberg hinge-
wiesen (vgl. Tab. 1.1). [1-9] Den diffe-
renzierten Ergebnissen zufolge, sehnt 
sich die Bevölkerung mehrheitlich nach 
einem Eigenheim in grüner Umgebung. 
Die Hauptträger des suburbanen Pro-
zesses sind zwar Familienhaushalte, es 
gibt jedoch auch eine große Zahl von 
Zweipersonenhaushalten, die den Städ-
ten den Rücken kehren wollen. [1-16]

1.2.2 Wohnformen

In Folge der Entwicklung neuer Haus-
haltstypen entstehen neue Wohnfor-
men, die den verschiedenen und sich 
wandelnden Wohnbedürfnissen entge-
genkommen. Dabei fi nden sich immer 
mehr unterschiedliche Formen des Zu-
sammenlebens, die aus gemeinsamen 
Interessen eine zweckmäßige, qualita-
tive und kosteneffi ziente Art des Woh-
nens suchen. Allgemein zeichnen sich 
die neuen Wohnformen durch folgende 
Merkmale aus: 

- Verknüpfung von gemeinsamen In- 
 teressen mehrerer Haushalte,
- gemeinschaftliche und partizipative  
 Wohnbauprojekte. (Weiterführende  
 Details hierzu siehe Kap. 3. „Orga- 
 nisationsformen der Baugemein- 
 schaften“.)

Waren gemeinschaftliche Wohnformen 
in ihrer Entstehungszeit in den 70er 
Jahren zunächst häufi g ideologische 
Interessengemeinschaften junger Men-
schen, fanden sie später als pragmati-
sche Zweck-Wohngemeinschaften und 
als Durchgangsstadium zum eigenstän-

digen Haushalt ihre Entsprechung. In 
den 80er Jahren bildeten sich erste Ini-
tiativen mit dem Ziel gemeinsam zweck-
mäßige, qualitative und kosteneffi ziente 
Wohnkonzepte zu schaffen, die den All-
tag erleichtern.[1-5] Zukünftig gewinnen 
kollektive Wohnformen für Senioren und 
für Gemeinschaften mit unterschiedli-
cher therapeutischer Ausrichtung und 
sozialpädagogischer Betreuung an Be-
deutung. [1-8] 

Ein Beweggrund ist die Schaffung so-
zialer Netzwerke, in denen bestimmte 
Haushaltsfunktionen kooperativ bewäl-
tigt, Isolation überwunden und Kommu-
nikation begünstigt werden kann. Sie 
kompensieren Unbehagen in einer glo-
balisierten Welt, stellen eine Alternative 
zu den mangelnden bzw. schwindenden 
Verwandtschaften dar und spenden so-
mit Sicherheit. Ihr Aufbau löst Alltagspro-
bleme, die infolge kleiner Haushaltstypen 
entstehen, und ermöglicht u.U. architek-
tonische Standards, die in der Gemein-
schaft besser fi nanziert werden können. 
[1-4], [1-20] 
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Die gemeinschaftlichen Wohnobjekte 
sind geprägt durch eigenständige, priva-
te Zonen – Häuser oder Wohnungen – 
und gemeinschaftliche Flächen, die 
mittels ihrer baulichen Anordnung die 
Gemeinschaft bewusst nach außen hin 
abgrenzen. Fließende Übergänge geben 
die Möglichkeit eine Verknüpfung mit der 
erweiterten Nachbarschaft herzustellen. 
[1-8], [1-15] 
Die kollektiven Areale können darüber 
hinaus durch halböffentliche Gemein-
schaftseinrichtungen wie Gärten, Innen-
höfe, Saunen, Schwimmbäder, Cafés, 
Bibliotheken, Geschäfte oder Wasch- 
und Bügelräume ergänzt werden. [1-4], 
[1-20] 

Aufgrund der konkreten Ansprüche der 
jeweiligen Bewohner, wird der überwie-
gende Teil der Projekte im Neubau um-
gesetzt. In urbanen Gebieten gibt es dar-
überhinaus eine Vielzahl von Bauten mit 
Umnutzungspotenzial wie z.B. ehemali-
ge militärische, gewerbliche oder betrieb-
liche Anlagen. [1-8] Diese entsprechen
– aufgrund ihrer zentrale Lage, der Grö-
ße der Objekte und häufi g guten Umge-
staltungsmöglichkeiten – den Bedürfnis-
sen vieler Interessengemeinschaften. 

Wohnformen für ältere Menschen

„Wohnen im Alter“ bildet nach den Fa-
milien die zweitgrößte Gruppe innerhalb 
der Wohnprojekte. [1-15] 
Dabei spielt das Leben in der „norma-
len“ Wohnung die wichtigste Rolle (vgl. 
Tab. 1.2). Von den 65- bis 80-Jährigen, 
den sog. „jungen“ Alten, leben mehr als 
die Hälfte in Partnerhaushalten. Bei den 
älteren betrifft dies nur etwa ein Viertel. 
Tab. 1.3 zeigt, dass der überwiegende 
Teil der Senioren  – mit oder ohne Part-
ner – eigenständig wohnt und nur 3 % 
der über 65-Jährigen im Heim leben. 

Insgesamt
(von 100 %)

65 - 80 Jahre
(von 100 %)

> 80 Jahre
(von 100 %)

Partnerhaushalte  53 %  63 %  24 %
Singelhaushalte Frauen  34 %  28 %  55 %

Männer  8 %  8 %  10 %
Heimbewohner Frauen  3 %  1 %  10 %

Männer  1 %  1 %  1 %

Tab. 1.3:  Struktur der Altenhaushalte im Jahr 2000, nach [1-18]

Durch die Vielfalt der verschiedenen 
Bedürfnisse für das Wohnen im Alter 
– insbesondere wegen der zunehmenden 
Länge dieser Lebensphase – werden in 
Zukunft Modelle für selbstständiges Woh-
nen mit individuellen, nach Bedarf gestaf-
felten Serviceleistungen und die Weiter-
entwicklung der herkömmlichen Betreu-
ungseinrichtungen immer wichtiger.

Folgende Wohnformen können als Mo-
delle für zukünftige Bauvorhaben dienen, 
wenn qualitative Aspekte in der Umset-
zung der Wohnbedürfnisse der Älteren 
berücksichtigt werden: 

Selbstständiges Wohnen mit der 
Möglichkeit zur Wahrnehmung von 
bedarfsorientierten Serviceleistungen 
stellt für noch nicht oder leicht pfl egebe-
dürftige ältere Menschen, die noch kei-
ne Betreuungseinrichtungen – wie z.B. 
Seniorenzentren – wahrnehmen wollen, 
eine kostengünstige Lösung dar. Auf in-
dividuelle Bedürfnisse zugeschnittene 
Leistungspakete ermöglichen die be-
darfsorientierte Betreuung und damit die 
Souveränität der Betroffenen.

Serviceangebote – wie Hilfe bei Einkauf, 
Essenzubereitung und Reinigung sowie 
Versorgung bei Krankheit – können von 
jedem Bewohner frei nach Bedarf in An-
spruch genommen werden. Diese wohn-
begleitenden Serviceleistungen profes-
sioneller Dienstleister können zur Unter-
stützung des selbstbestimmten Wohnens 
zu Hause oder auch in separaten Wohn-
anlagen genutzt werden. Sie reichen 
von externer Dienstleistung,  ambulanter 
Pfl ege über hauseigenes Personal bis 
hin zum integrierten stationären Pfl e-
gebereich. Im Allgemeinen muss eine 
Grundpauschale für die Bereitstellung 
entrichtet werden; weitere Kosten ent-
stehen erst bei konkreter Leistungsan-
forderung. [1-17], [1-18], [1-21]
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In Kap. 2.3.2 Senioren-Wohnmodell im 
ehemaligen Kaufhaus Breuer in Esch-
weiler wird ein Beispiel dargestellt, 
das selbstständiges, gemeinschaftliches 
Wohnen in einem Haus ermöglicht und 
gegenseitige (oder auch externe) Unter-
stützung mit geselligem Zusammenle-
ben in der Gemeinschaft verbindet.

Selbstständiges Wohnen durch An-
passung von bestehendem Wohn-
raum kann vor allem durch altersgerech-
te Nachrüstung und eventuelle Umbauten 
aufrecht erhalten werden. In einer Nach-
barschaft, in der mehrere betreuungs-
bedürftige Haushalte angesiedelt sind, 
besteht außerdem die Möglichkeit zur 
Einrichtung einer Dienstleistungsstation. 

Für ältere alleinstehende Menschen, 
die in großen Wohnungen leben, gibt 
es darüber hinaus die Möglichkeit, nicht 
benötigten Wohnraum an Studenten ge-
gen Hilfsleistungen zu vermieten. Die 
Idee geht darauf zurück, dass in vielen 
Städten großer Mangel an fi nanzierba-
rem Wohnraum für Studenten herrscht 
und gleichzeitig hilfsbedürftige Senioren 
Unterstützung benötigen. Unter dem Na-
men „Wohnen für Hilfe“ fi nden sich in 
großen Städten immer mehr Interessier-
te für solche „Wohnpatenschaften“. Die 
Art der Hilfe obliegt individuellen Abspra-
chen und wird vertraglich geregelt. Üb-
lich sind Leistungen wie z.B. Einkaufen, 
Unterstützung im Haushalt, Botengänge, 
Fahrdienste, etc. Ausgeschlossen sind 
jedoch Pfl egeleistungen. Die Vermittler-
funktion übernehmen im Allgemeinen 
die Studentenwerke vor Ort oder soziale 
Einrichtungen. [1-22]        
        

Generationenwohnen

Nicht zu letzt für ältere Menschen stellt 
das Wohnen mit verschiedenen Genera-
tionen eine wichtige Alternative dar. Die-
se Wohnform wirkt dem vereinsamenden 
Individualismus in der Stadt entgegen 
und ermöglicht die Wiederfi ndung von 
familienähnlichem Gemeinschaftsleben. 
Darüber hinaus werden diese Projekte 
in Zukunft immer bedeutender, da hier 
Menschen mit unterschiedlichsten Erfah-
rungen aus divergenten Lebensabschnit-
ten und -modellen in „Wahlverwandt-
schaften“ zusammentreffen, die sich bei 

Bedarf gegenseitig unterstützen und 
austauschen können. In generations-
übergreifenden Wohnprojekten wer-
den neue Gemeinschaften gebildet, bei 
denen sich junge sowie alte Menschen 
zu neuen sozialen Netzen zusammen-
schließen. Hierbei können Generatio-
nenbeziehungen auch außerhalb der 
Familie neu gestaltet werden. Jüngere 
Senioren erhalten die Möglichkeit, sich 
nach Abschluss der Familien- und Be-
rufsphase neu zu orientieren und ältere 
Menschen, können im Fall von Hilfe- und 
Pfl egebedürftigkeit Unterstützung be-
kommen, ohne den Kontakt zu anderen 
Altersstufen zu verlieren. Die generati-
onsübergreifende Lebensgemeinschaft 
ist für Bewohner geeignet, die sich so-
wohl der kommenden als auch der vor-
angegangenen Generation verpfl ichtet 
fühlen und das selbständige Wohnen 
Älterer bis ins hohe Alter unterstützen 
wollen. [1-15]

Die Vielzahl generationsübergreifender 
Wohnprojekte zeigt, dass es offenbar ein 
echtes Bedürfnis für Jung und Alt gibt un-
ter einem Dach zu wohnen. Eine Varian-
te für ein umfassendes Konzept eines 
generationsübergreifenden Quartiers 
mit Beratungs- und Betreuungseinrich-
tungen sowie Veranstaltungsangeboten 
zeigt das in Kap. 2.1.1 dargestellte Bei-
spiel Generationenhaus West – Haus 
der Brüder Rudolf Schmid und Hermann 
Schmid Stiftung in Stuttgart. 

Kap. 2.1.2 beschreibt ein genossen-
schaftlich organisiertes, generati-
onsübergreifendes und integratives 
Wohnen in der ehemaligen Alten Schule 
Karlshorst in Berlin und in Kap. 2.1.3 wird 
das als Baugemeinschaft selbstorga-
nisierte Projekt „WohnreWir“ am Tre-
moniapark – generationsübergreifendes 
Wohnprojekt in Dortmund vorgestellt. 

Desweiteren wird ein Beispiel für das 
selbstorganisierte Generationenwoh-
nen in Privatinitiative in Weikersheim 
in Kap. 2.1.4 und eines für das selbst-
ständige und gemeinschaftliche Woh-
nen innerhalb einer Familie aufgezeigt 
(siehe Kap. 2.1.5 Generationenwohnen 
innerhalb einer Familie in Darmstadt).
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Familiäres oder familienübergreifendes 
Wohnen

Familienübergreifende Projekte sind die 
am stärksten vertretende Variante der 
neuen Wohnformen, mit dem Ziel ge-
meinsame Interessen von Lebensge-
meinschaften umzusetzen. Diese kön-
nen aus vollständigen Familien oder aus 
einer Mischung von (verheirateten) Paa-
ren mit Kindern und Alleinerziehenden 
bestehen. Zentraler Gedanke bei der 
Planung – bei der die Mitbestimmung 
der Beteiligten eine große Rolle spielt – 
ist das beschützte Heranwachsen der 
Kinder und die Anhebung der allgemei-
nen Lebensqualität für das Wohnen mit 
Kindern. Dazu zählt beispielsweise die 
vereinfachte Organisation von Kinderbe-
treuung durch soziales Engagement der 
Beteiligten und die ökonomische Nut-
zung von gemeinschaftlich nutzbaren, 
halböffentlichen Freiräumen. [1-3]

Wohnen mit Kindern, wird – neben der 
Kleinfamilie – immer häufi ger auch als 
gemeinschaftliches Wohnen mit anderen 
Familien oder als Wohnen in einer genera-
tionsübergreifenden Gemeinschaft (sie-
he oben) praktiziert. Je nach Wahl der 
Wohnform sind spezifi sche Aspekte zu 
berücksichtigen. (Als Beispiel für famili-
enübergreifendes Wohnen kann das in 
Kap. 2.2 dargestellte Projekt Gemein-
schaftliches Wohnen in einem Innenhof 
in Köln herangezogen werden.)

Die Gemeinschaft dient als Fundament 
stabiler Verhältnisse, in der fehlende 
Bezugspersonen ausgeglichen und auf 
Fremdbetreuung weitestgehend verzich-
tet werden kann. Die Bauform, meist ein 
Wohnhof bzw. ein vom Haus umschlos-
sener Garten gewährt eine freie, spiele-
rische Entfaltung in sicherer Umgebung. 
Entsprechend dem Wunsch nach einer 
ökologisch orientierten Lebensweise im 
Sinne des Klimaschutzes werden oftmals 
Holzbauweisen, naturnahe Grünfl ächen-
gestaltung und autoarme Anlagen bevor-
zugt. [1-9], [1-15]

Zukünftiger Handlungsbedarf für das 
Wohnen mit Kindern und Jugendlichen 
ist im Wesentlichen im Bereich der pri-
vaten und halböffentlichen Kommunika-
tionsfl ächen sowie der fl exiblen Nutzung 
von Räumen – sowohl in der Wohnung 

als auch im Freibereich – und der Ver-
besserung der Verkehrssicherheit zu 
sehen. In unserem Bericht „Bauen für 
Kinder in der Stadt – Bestandsaufnah-
me und Entwicklungsmodelle“ berichten 
wir ausführlich über das Thema Wohnen 
mit Kindern. Es werden grundsätzliche 
Anforderungen und weiterführende As-
pekte mit beispielhaften Wohnprojekten 
dargestellt, die innovative Lösungen für 
das Leben mit Kindern in verschiedenen 
Wohnstrukturen veranschaulichen. 

Wohnformen für Alleinerziehende

Der Großteil allein erziehender Haushal-
te gibt einer dauerhaften Integration in 
heterogenen, gemeinschaftlichen Wohn-
formen den Vorzug. Daneben bestehen 
spezielle, bedürfnisgerechte Projekte für 
Einelternfamilien im öffentlich geförderten 
Mietwohnungsbau, die Gemeinschafts-
einrichtungen und ein kindgerechtes 
Wohnumfeld bieten. Dabei überwiegen 
in der Regel Standorte, die einer hohen 
Mischnutzungsrate unterliegen. 

Geschlechtsspezifi sche Wohnkonzepte 
fungieren dagegen eher als Anlaufstel-
len bzw. Übergangsformen bei Krisen 
und haben als dauerhafte Lösung wenig 
Bedeutung. [1-12]

Jugend und Wohnen

Gemeinschaftliche Wohnformen für jün-
gere Menschen stellen einen wichtigen 
Bestandteil in der Übergangsphase zwi-
schen der Jugend und dem Erwachsen-
sein dar und tragen zur Identitätsfi ndung 
bei. Sie werden als Durchgangsstadium 
zwischen der elterlichen Wohnung und 
dem eigenständigen Haushalt oder zur 
Etablierung eines Zweitwohnsitzes aus 
Mobilitätsgründen genutzt. Manche Pro-
jekte bieten Jugendlichen Ausbildungs- 
und Qualifi zierungsmöglichkeiten sowie 
Kultur- und Freizeitangebote. Besonders 
arbeitslosen Jugendlichen bietet sich hier-
durch die Chance, ihre ansonsten rasch 
als ausweglos empfundene Lage zu 
meistern.

Nachdem Jugendliche und junge Erwach-
sene lange Zeit eine schwache Position 
auf dem Wohnungsmarkt hatten, zeich-
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net sich inzwischen ab, dass sie als Ziel-
gruppe ernster genommen werden. Man-
che strukturschwachen Städte mit einer 
überalterten Bewohnerschaft sehen darin 
eine Möglichkeit ihre Region zu stärken. 

Neu bei dieser Wohnform ist die Förde-
rung des autarken jugendlichen Woh-
nens, die keine sozialpädagogische Be-
treuung braucht. Generationsübergrei-
fende und jugendspezifi sche Angebote 
im Wohnumfeld stellen dabei eine sinn-
volle Ergänzung dar. 
[1 -17],  [1-24]

Wohnformen für Minderheiten       
                           
Weitere integrativ wirkende Wohnfor-
men konzentrieren sich auf die Einbin-
dung Benachteiligter, wie z.B. Obdach-
loser, Menschen mit Behinderung sowie 
A-Gruppen (Arme, Alte und Ausländer) 
oder kinderreicher Familien. Ziel die-
ser Projekte ist die Wahrung von Men-
schenwürde, Persönlichkeitsrechten und 
Selbstbestimmung, die Vermeidung von 
Segregation und Ghettobildung sowie 
die Förderung von interkultureller Kom-
munikation, Offenheit und Toleranz dem 
Fremden gegenüber. Gemeinschaftsräu-
me bieten sich hierbei als Orte freiwilliger 
Begegnung an. [1-15] 

Interkulturelle Wohnprojekte setzen sich 
das gleichberechtigte Zusammenleben 
verschiedener Ethnien zum Ziel. Ein 
überproportionaler Migrantenanteil im 
Haus oder Stadtteil gilt bis heute noch 
als Imagenachteil, weshalb der Zugang 
zum Wohnungsmarkt für Zuwanderer 
weiterhin beschränkt ist. Dieser Diskri-
minierung kann mittels der hier beschrie-
benen, eine Mischstruktur anstrebenden 
Wohnform überwunden werden. Da sich 
die Bedürfnisse der einzelnen Zuwande-
rer und ihrer Nachkommen je nach kultu-
rellem Hintergrund und Alter stark unter-
scheiden, müssen diese entsprechend 
differenziert in die Konzeption und Ge-
staltung der Projekte einfl ießen. [1-23] 

Grundsätzlich neu sind integrative Wohn-
konzepte nicht, der Stellenwert der inter-
kulturellen Wohnformen gewinnt jedoch 
mit der wachsenden Zahl von Menschen 
mit Migrationshintergrund immer stärker 
an Bedeutung.

Kombinierte Wohn- und Arbeitsformen

Veränderte Arbeitsprozesse und beruf-
liche Anforderungen forcieren die Not-
wendigkeit für die örtliche Verschmel-
zung von Wohnen und Arbeiten mit  der 
Chance, die damit verbundenen kosten- 
und zeitsparenden Vorteile zu nutzen. 
Neben dem herkömmlichen halbinte-
grierten Arbeitsplatz in der Wohnung 
– als temporäre Lösung – kann die Ver-
knüpfung von Wohnen und Arbeiten be-
wusst als fester Bestandteil des privaten 
Wohnbereichs oder räumlich-funktio-
nal getrennt gestaltet werden. So kann 
je nach individuellen Bedürfnissen ein 
fl ießender Übergang oder eine klare 
Abgrenzung – um die verschiedenen Le-
bensbereiche nicht miteinander zu ver-
mischen – realisiert werden.

Neben der Umnutzung von Gewerbebra-
chen, die durch ihre Großzügigkeit ide-
ale räumliche Voraussetzungen bieten, 
werden heute immer mehr kombinierte 
Wohn- und Arbeitsformen auch als Neu-
bauten umgesetzt. Innerstädtische Re-
gionen bieten sich für die Verknüpfung 
von Wohnen und Arbeiten besonders 
an, da hier die ständige Präsenz am Ar-
beitsort mit der Repräsentation eines in-
novativen und erfolgreichen Lebensstils 
gegenüber den Kunden einhergeht und 
sich darüber hinaus private Verpfl ichtun-
gen – wie z.B. Kinderbetreuung – gut or-
ganisieren lassen. 

Die Kombination von Wohnen und Arbei-
ten wird in Zukunft immer bedeutender. 
Es belebt die Stadt und stellt gerade für 
Familien einen wichtigen Baustein in der 
Wahrnehmung der Vorzüge des inner-
städtischen Wohnens dar.

Das in Kap. 2.5.1 Gemeinschaftliches 
Wohnen und Arbeiten im Aegidienhof in 
Lübeck vorgestellte Projekt zeigt ein Bei-
spiel für die Mischung von Wohnen und 
Arbeiten in einem komplexen Gebäude-
ensemble mit einer vielfältigen Bewoh-
nerstruktur. Ein Beispiel für die Integrati-
on des Arbeitens im Ein- bzw. Zweifamili-
enhausbereich stellt  das Projekt in Kap. 
2.5.2 Wohn- und Atelierhaus Hopp in 
Weimar dar. Der Umbau einer Wohnung 
im Geschosswohnungsbau in Kap. 2.5.3 
Wohnen und Arbeiten in einer Maisonet-
tewohnung in Berlin veranschaulicht eine 
Verknüpfungsmöglichkeit im Bestand.
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2 Realisierte und beispielhafte Projekte

Die qualitativ hochwertige bauliche Um-
setzung von Wohngebäuden ist für den 
Einzelnen von sehr großer Bedeutung. 
Die Verbesserung des Wohnens ist seit 
jeher ein Anliegen der Stadtplanung 
und Architektur, zudem stets Thema in 
manchmal kontroversen Diskussionen. 
Wohnen ist zum einen ein gesellschaftli-
cher Bedarf und zum anderen das indivi-
duelle Bedürfnis den privatesten Bereich 
des menschlichen Daseins nach eige-
nen Befi ndlichkeiten zu gestalten und zu 
leben. Dabei müssen die Anforderungen 
an Wohnbauten in unterschiedlichen Ge-
bäudetypen –  vom Einfamilienhaus bis 
zum Geschosswohnungsbau – beachtet 
werden.

Die demografi sche Entwicklung, die Ver-
änderung der Haushaltsstrukturen und 
Lebensformen, aber auch die veränder-
te Bedeutung der Arbeit und die damit 
einhergehenden modifi zierten Wohnbe-
dürfnisse erfordern ein ständiges Über-
denken der Lösungen und Konzepte für 
nachhaltige städtebauliche und architek-
tonische Wohnmodelle.

Zukunftsfähige Wohnprojekte sind dabei 
die, die nicht nur quantitative sondern 
auch qualitative Verbesserungen im di-
rekten oder weitläufi gen Zusammenle-
ben – unter Berücksichtigung bedarfs-
orientierter Faktoren – einbeziehen. 

2.1 Generationsübergreifendes Wohnen

Als wichtigste Form des gemeinschaftli-
chen Wohnens gilt das generationsüber-
greifende Wohnen, das in vielfältiger 
Weise realisiert und organisiert werden 
kann. Im Folgenden werden Projekte im 
Bereich des Neu- und Umbaus gezeigt, 
die privat initiiert oder in Baugemein-
schaft organisiert wurden und deren 
vielfältige Bewohnerschaft aus Interes-
sensgemeinschaften und/oder Familien-
mitgliedern in allen Alterstufen besteht. 
Dabei gilt die Aufmerksamkeit der Pro-

Im Folgenden soll ein umfassender 
Überblick über verschiedene realisierte 
und zukunftsweisende Wohnprojekte in 
der Stadt als Orientierungs- und Moti-
vationshilfe gegeben werden. Dies sind 
beispielhafte Lösungsmöglichkeiten für 
verschiedene Nutzergruppen in unter-
schiedlichen Wohnformen, die nach der 
Verschiedenheit und Besonderheit des 
Projekts ausgesucht wurden. Maßgeb-
lich war dabei eine detaillierte und auf 
die Bewohner zugeschnittene Gestal-
tung mit vielfältigen, erlebnisreichen und 
offenen Grundrissen.

Vielen dargestellten Projektbeispielen für 
gemeinschaftliches Wohnen liegt ein 
besonderes Interesse der Bewohner 
füreinander und der Wille in einer mög-
lichst selbstgewählten Gemeinschaft zu 
wohnen zugrunde, mit den sozialen und 
funktionalen Vorteilen, die sich daraus 
ergeben. 

Außerdem werden Beispiele für bauliche 
Lösungen in verdichteten Wohnquartieren 
gezeigt, die als herausragende Beispiele 
für verschiedene raumsparende Wohn-
konzepte in der Stadt gelten können.

jektentstehungsgeschichte, der Zusam-
mensetzung der Nutzergruppen, der Ein-
bindung und den Qualitäten von Gemein-
schafts- und Freibereichen, der Realisie-
rung der individuellen Bedürfnisse und 
fl exiblen Nutzungsmöglichkeiten sowie 
den Bezügen zum städtischen Umfeld. 
Allen Beispielen liegen Ansätze des 
kommunikativen und qualitativen Woh-
nens zugrunde, die in der Zukunft für das 
gemeinschaftliche Leben im städtischen 
Umfeld Bestand haben.
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2.1.1 Generationenhaus West – Haus der Brüder Rudolf Schmid
 und Hermann Schmid Stiftung in Stuttgart

Bauherr: Landeshauptstadt Stuttgart, vertreten durch das Hochbaumt Stuttgart
Architekten: Kohlhoff Architekten, Sven Kohlhoff
Standort: Stuttgart
Fertigstellung: 2001
Grundstücksfl äche: 3.900 m²
Nutzfl äche: 4.200 m²
Bruttogeschossfl äche: 5.200 m²
Geschosse: 5 
Baukosten: ca. 8,5 Mio. €

Mit dem Generationenhaus West – fi nan-
ziert durch die Stiftung der Brüder Rudolf 
Schmid und Hermann Schmid – entstand 
ein neues Quartierszentrum, das neben 
Seniorenwohnungen und einer Kinder-
tagesstätte, auch Beratungsstellen und 
ein Café der Bewohnerschaft zur Verfü-
gung stellt, mit dem Ziel, die vielfältigen 
Nutzungen durch gemeinsame Bereiche 
zu verbinden. Somit entstand ein Treff-
punkt und Forum für Senioren sowie El-
tern, Kinder und Kleinkinder.  Ein breites 
Veranstaltungsangebot spricht Bewohner 
ebenso wie Besucher des Hauses an. 

Die Anlage liegt  innerhalb eines eng be-
bauten Gründerzeitviertels des Stuttgarter 
Westens, das zu einem der hoch verdich-
tetsten Gebiete Deutschlands zählt und 
dessen Bevölkerungsstruktur zu etwa 
80 % aus Ein- und Zweipersonenhaus-
halten besteht. Um einer Vereinzelung 

entgegenzuwirken, wurde durch dieses 
Projekt eine generationenübergreifende 
Plattform geschaffen, die sich dem Prin-
zip des „Gebens und Nehmens“ bedient. 
Dadurch können vorhandene „Selbsthil-
fepotenziale“ gebündelt und nutzbar ge-
macht werden.  

Bild 2.1:  Lageplan Bild 2.2:  Straßenfassade

Bild 2.3:  Eingangsfoyer

N
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Da das Konzept darauf abzielt, Gruppen 
mit verschiedenen Interessen zu vermi-
schen, sind die Räume nicht nach Trä-
gerschaft sondern nach Funktionen an-
geordnet. Folgende fünf Nutzergruppen 
betreiben das Gebäude:

– Das Eltern-Kind-Zentrum, ein aus
 Selbsthilfe entstandener Verein,
– eine Kindertagesstätte der Stadt
 Stuttgart mit 135 Plätzen in acht
 Gruppen,
– eine Stützpunktküche, die täglich über 
 500 Essen produziert,
– der Verein Altenarbeit, eine Service- 
 stelle für ambulante Kranken- und  
 Altenpfl ege für Bewohner des Quar- 
 tiers und des Hauses sowie 
– 10 Altenwohnungen vom Wohlfahrts- 
 werk Baden-Württemberg.

Zentrum der Kommunikation innerhalb 
des Projekts ist die „Stadtloggia“ – eine 
sich über zwei Stockwerke erstreckende 
Eingangshalle, die das Herz des Hauses 
bildet. Hier lagern sich alle Räumlichkei-
ten mit Publikumsverkehr an, mit zuneh-
mender Privatheit in den oberen Etagen. 

Das Erdgeschoss ist als öffentliches Fo-
rum mit Gemeinschafts- und Veranstal-
tungsräumen angelegt, das durch vielsei-
tig nutzbare Freifl ächen im grünen, baum-
bestandenen Innenhof ergänzt wird.

Das erste und zweite Geschoss ist den 
Kindern gewidmet. Neun Kinderhäuser 
orientieren sich zum ruhigen, südlich 
gelegenen Innenhof und sind als zwei-

geschossige Maisonetteeinheiten konzi-
piert, mit eigenem Ausgang ins geschütz-
te Grüne. Breite Holzterrassen, Rutschen, 
Rampen und Treppen bieten vielfältige 
Verbindungen in den grünen Freiraum. 
Die Häuser sind innen in bunten, fröhli-
chen Farben gestaltet, bemalte Türen 
und Fenster, sowie farbige Glasscheiben 
schaffen eine kindgerechte Atmosphäre. 
Darüber hinaus werden Schlafräume, 
kompakte Sanitärbereiche und Gruppen-
räume für die Kinder geboten. 

Das Seniorenwohnen fi ndet vom dritten 
bis fünften Obergeschoss statt, wobei 
sich alle Wohneinheiten nach Süden 
zum Innenhof orientieren. Jeweils zwei 
Wohnungen werden über einen Lauben-
gang erschlossen, der auch als kollekti-
ver Balkon genutzt wird. 

Jede der zehn Wohnungen ist für eine 
Seniorenwohngemeinschaft – bestehend 
aus je zwei Bewohnern – vorgesehen. 
Dabei verfügt jedes Wohnungsmitglied 
über einen eigenen Eingang, ein per-
sönliches Bad sowie einen Wohn- und 
Schlafraum. Eine große Wohnküche wie 
auch ein vorgelagerter Wintergarten wer-
den gemeinschaftlich genutzt. Im Interes-
se der in ihrer Mobilität eingeschränkten 
Menschen wurde auf barrierefreie Über-
gänge und eine nachrüstbare behinder-
tengerechte Ausstattung der Sanitärbe-
reiche geachtet. Die oberste Etage stellt 
als öffentlich zugängliche Dachterrasse 
einen wertvollen Aufenthaltsort dar, der 
häufi g zu gemeinschaftlichen Aktivitäten 
von Bewohnern und Gästen genutzt wird.

Bild 2.8:  Küche

Bild 2.7:  Laubengänge  
 Wohnungen

Bild 2.6:  DachterrasseBild 2.4:  Gemeinschafts- 
 raum

Bild 2.5:  Laubengang
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Die verwendeten Konstruktionsmateri-
alien Holz und Stahlbeton/Klinker resul-
tieren aus dem  städtebaulichen Konzept: 
Entlang der Ludwigstraße nimmt der 
Baukörper mit seiner außen verklinker-
ten Stahlbetonkonstruktion das quar-
tiersübliche Fassadenmaterial der Um-
gebung auf und schließt den Blockrand.
Die Holzkonstuktion der hofseitigen Ge-
bäudeteile reagiert auf den mit großen 
Bäumen bestandenen Innenhof. Eine vor-
gelagerte Stahlkonstruktion dient gleich-
zeitig als Rankgerüst und Sonnenschutz. 

Das Generationenhaus West stellt mit 
seinem anspruchvollen Nutzungskonzept 
eine gelungene Lösung der städtebauli-
chen und architektonischen Umsetzung 
dar. Die Verbindung der vielfältigen Nut-
zung, bestehend aus Seniorenwohnun-
gen, Kinderbetreuung, Service- und In-
formationsdiensten fi nden in dem Nach-
barschaftscafe eine wertvolle Ergänzung 
zum Austausch und zur Kommunikation 
zwischen Bewohnern und Besuchern im 
Sinne eines Mehrgenerationenhauses.

Das Projekt wurde u.a. 2006 mit einer 
Auszeichnung des Gestaltungspreises 
„Bauen für Kinder“ der Wüstenrot Stiftung 
und 2003 mit der Auszeichnung „Bei-
spielhaftes Barrierefreies Bauen“ des 
Dachverbandes für Integratives Planen 
und Bauen in Stuttgart e.V. geehrt.

[2-1], [2-2], [2-3]

Bild 2.11:  Querschnitt

Bild 2.9:  Blick vom Flur zu den „Kinderhäusern“ 

Bild 2.10:  Seniorenwohngemeinschaft

Bild 2.12:  Grundrisse   EG

Nachbarschaftscafe´ Küche

1.OG

2.OG

3.OG

9 Kinderhäuser

Schlafräume

Gruppenräume

9 Kinderhäuser

Stadtloggia

Werkräume

Wohnungen
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2.1.2 Generationsübergreifendes und integratives Wohnen 
 in der ehemaligen Alten Schule Karlshorst in Berlin  

Bauherr: Mietergenossenschaft SelbstBau e.G. (Pachtnehmerin)
Grundstückseigentümerin: Stiftung trias – Gemeinnützige Stiftung für Boden-Ökologie-Wohnen
Architekten: architekten thommes weißheimer gbr im institut_feiner_dinge
Projektbeteiligte: Senatsverwaltung für Stadtentwicklung Berlin, Stiftung SPI, 
 Katholische Hochschule für Sozialwesen
Standort: Berlin-Karlshorst
Baujahr: 1899 
Fertigstellung des Umbaus: voraussichtlich Ende 2007
Grundstücksfl äche: ca. 5.000 m²
Wohnfl äche: 21 WE zwischen 50 bis 150 m², gesamt: 1.850 m²
Nutzfl äche Gewerbe: 270 m²
Nutzfl äche Kinderhaus: ca. 245 m²
Gemeinschaftshaus: 40 m²
Bruttogeschossfl äche: 3.700 m²
Geschosse: 4 + 2 Dachgeschosse 
Baukosten: ca. 3,2 Mio. € (KG 300 + 400)

Die denkmalgeschützte ehemalige Ge-
meindeschule in Berlin-Karlshorst wird  
– nach über zehnjährigem Leerstand – 
zu einem generationsübergreifenden, 
integrativen und partizipativen Wohn-
haus umgebaut. Bei diesem durch das 
Land Berlin geförderten Modellprojekt 
steht preisgünstiges Wohnen für sozial 
Schwächere sowie das Zusammenleben 
mit gegenseitiger Unterstützung im Vor-
dergrund. Ziel des Projekts ist es zum 
Einen, dass Jung und Alt miteinander 
unter einem Dach leben, zum Anderen, 
dass behinderte und pfl egebedürftige 
Menschen ihren Platz in dieser Gemein-
schaft fi nden. Eine Besonderheit dieses 
gemeinschaftlichen Wohnens stellt dabei 
die Integration einer betreuten Kinder-
wohngruppe dar. 

Darüber hinaus wird ein Teilbereich für 
zwecknahe Nutzungen vermietet, wie 
z.B. eine Nachhilfeschule. 

Das historische Schulgebäude bietet mit 
seiner vorhandenen Gebäudestruktur, der 
dazugehörigen weitläufi gen Parkanlage 
und der zentralen Lage im Stadtteil ide-
ale Voraussetzungen für die Realisierung 
des Generationenwohnkonzepts. Mit gut 
erreichbaren öffentlichen Verkehrsmitteln, 
wie Bus, Tram und S-Bahn gelangt man 
in knapp 20 Minuten in die Stadtmitte. In 
der Umgebung befi nden sich Läden und 
Märkte für den täglichen Bedarf, eine Kin-
dertagesstätte sowie eine Kirche. Der na-
hegelegene Müggelsee und die Altstadt 
von Köpenick bieten Erholungs- und Kul-
turmöglichkeiten in direkter Nähe.

Bild 2.13:  Lageplan Bild 2.14:  Straßenseite

N
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Die hellen, großen und fast 4 m hohen 
ehemaligen Klassenzimmer ermöglich-
ten individuelle Raumaufteilungen und 
Wohnungsgrößen, die mit geringen Ein-
griffen in die bestehende Bausubstanz 
und unter Beibehaltung des großzügi-
gen Charakters umgesetzt wurden. Bei-
spielsweise wurden Küchen und Bäder 
z.T. als ca. 2,80 m hohe „Boxen“ einge-
stellt, so dass die früheren Schulräume 
in ihrer ursprünglichen Größe wahr-
nehmbar bleiben.

Es entstanden 21 Zwei- bis Vier-Zimmer-
Wohnungen, davon sind 2/3 bereits bar-
rierefrei und rollstuhlgerecht vorgerüstet, 
damit bei Bedarf notwendige Zusatz-
ausstattungen kostengünstig erfolgen 
können. Die realisierte Ausstattung der 
Wohneinheiten konnte von den jeweili-
gen Erstnutzern mitbestimmt werden. 

Weitere bauliche Bestandteile des ge-
nerationsübergreifenden Konzepts sind 
gartenseitige Balkonanbauten, der Ein-
bau eines behindertengerechten Auf-
zugs, barrierefrei gestaltete Zugänge 
und Freifl ächen, die Schaffung von Auf-
enthalts-, Kommunikations- und Spielbe-
reichen in der großfl ächigen Parkanlage 
sowie die Umnutzung eines ehemaligen 
Aborthäuschen als Gemeinschaftshaus.

Die Bewohner des 1. bis 5. OG setzen 
sich aus jungen Familien, Alleinstehen-
den, Menschen mit körperlichen Schwä-
chen und agilen Senioren zusammen. 
Mindestens 1/3 der Wohnungen werden 
von Beginn an von älteren, behinderten 
oder pfl egebedürftigen Menschen bezo-
gen. Alle anderen Bewohner der geför-
derten Wohnungen müssen einen Wohn-
berechtigungsschein vorweisen. Eine 
Kerngruppe aus 10 Einheiten – die sich 
frühzeitig auf dieser Grundlage gebildet 
hatte – konnte die weiteren Bewohner 
für die restlichen 11 Wohnungen aussu-
chen, so dass eine relativ selbstgewähl-
te, gut funktionierende Gemeinschaft 
entstehen kann. Darüber hinaus wurde 
die Mietergemeinschaft seit Baubeginn 
in bestimmte Entscheidungsphasen mit 
einbezogen, dabei geben regelmäßige 
Mietertreffen die Möglichkeit zum konti-
nuierlichen Informationsaustausch.

Die Kinderwohngruppe liegt im Souter-
rain und im Erdgeschoss (Hochparterre). 
Über einen separaten Eingang gelangt 
man in den Gruppenbereich, welcher für 
eine Schichtdienstgruppe konzipiert ist 
und Platz für zehn Kinder und Jugendli-
che im Alter zwischen drei und sechzehn 
Jahren bietet.  Der Essbereich mit ange-
gliederter Küche, ein Betreuerbüro, ein 

Bild 2.16:  Gartenfassade Bild 2.17:  Giebelfassade

Bild 2.19:  Wohnung 2 Dachgeschoss Bild 2.20:  TreppenhausBild 2.18:  Wohnung 1 Dachgeschoss

Bild 2.15:  Balkone in den Dachgeschossen
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Sanitärbereich sowie drei Kinderzimmer 
im Souterrain sind mit einer eigenen 
Treppe ins darüberliegende Geschoss 
verbunden, das wiederum mit dem Trep-
penhaus des Gebäudes verbunden ist. 
Hier befi nden sich weitere vier Kinder-
zimmer, ein Wohnzimmer und zwei Bä-
der.

Das Wohnprojekt wird seit Baubeginn 
für 3 Jahre von der Katholischen Hoch-
schule für Sozialwesen wissenschaftlich 
begleitet. Über diesen Zeitraum wurden/ 
werden die verschiedenen Phasen der 
Projektverwirklichung (Entwicklungspha-
se, Umsetzungsphase, Einzugsphase 
und Wohnphase) untersucht. Die Ergeb-
nisse dieser Studie sollen zukünftigen 
Projekten bei der Umsetzung ihrer Ideen 
zum Generationenwohnen helfen.

[2-4], [2-5]

Bild 2.22:  Grundrisse 

Bild 2.21:  Ansicht Westen 

Souterrain

EG (Hochparterre)

1. OG

2. OG

1. DG

2. DG
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2.1.3 „WohnreWir“ am Tremoniapark – generationsübergreifen-
 des Wohnprojekt in Dortmund   

Bauherr: WohnreWir Tremonia GbR, Baugemeinschaft aus 30 Erwach-  
 senen und 11 Kindern, von 6 bis 75 Jahre
Architekt: Post • Welters Architekten & Stadtplaner BDA/SRL, Dortmund
Freiraumplanung: brosk, landschaftsarchitektur und freiraumplanung, Essen
Standort: Dortmund
Fertigstellung: 2004
Grundstücksfl äche: 3.285 m² gesamt
Wohnfl äche: 21 WE zwischen 55 und 165 m² Gemeinschaftshaus: 190 m² 
Gesamtwohnfl äche: 1.940 m²
Bruttogeschossfl äche: 2.403 m²
Geschosse: 3 bis 4
Baukosten: ca. 4,3 Mio. €

„So viel Gemeinschaft wie möglich – so 
viel Privatheit wie nötig“ lautet das Motto 
der Baugemeinschaft und stellt die Grun-
didee des generationsübergreifenden, 
gemeinschaftlichen Projekts am Tremo-
niapark in Dortmund dar. Die Eigentü-
mergemeinschaft verfolgte einerseits das 
Ziel ein Wohnprojekt als Basis für leben-
diges Zusammenleben verschiedener 
Altersgruppen zu schaffen, andererseits 
sollte selbstständiges Wohnen im Alter 
möglich sein. Eine stark durchmischte 
Eigentümerstruktur war von Anfang an 
gewünscht. Das rege Miteinander von 
Jung und Alt erlaubt es, von den Stärken 
und Erfahrungen der Generationen und 
Kulturen zu profi tieren sowie Toleranz 
und Solidarität aktiv zu leben. 

Die Wohnanlage wurde auf dem sa-
nierten Gelände der ehemaligen Zeche 
Tremonia unweit des Stadtzentrums von 

Bild 2.23:  Lageplan Bild 2.24:  Süd-Westfassade

Bild 2.25:  Innenhof
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Dortmund errichtet. Gut angeschlossen 
an den Öffentlichen Personennahver-
kehr lässt sich die Innenstadt in wenigen 
Minuten bequem erreichen. Besonders 
wertvoll ist die direkte Nähe zum aufwen-
dig erneuerten Tremoniapark, der mit 
seinen großzügigen Grünfl ächen aus-
gezeichnete Spiel-, Sport- und Aufent-
haltsmöglichkeiten bietet.

Der Innenhof ist als kollektiver Treff- und 
Spielbereich gedacht. Er ist von allen 
Wohnungen einsehbar und bietet so eine 
optimale, geschützte Spielfl äche für Kin-
der. Bewohner ohne eigenen Garten kön-
nen hier Pfl anzenbeete anlegen und Frei-
fl ächen mit Sitzgelegenheiten als Terras-
se nutzen. Die großzügigen Carports und 
der Platz davor können ebenfalls für Feste 
oder zum Spielen genutzt werden. Eine 
Boulebahn wurde für den gemeinsamen 
Zeitvertreib der Erwachsenen angelegt.

Die Architektur ist ausgerichtet auf die 
Ausgewogenheit von gemeinschaftlichen 
und persönlichen Interessen. Die Grund-
risse der Wohnungen sind individuell auf 
die Bedürfnisse und fi nanziellen Ver-
hältnisse der einzelnen Bewohner zu-
geschnitten. Jede Wohnung wurde als 
„Haus im Haus“ für den Eigentümer und 
Bauherren in Größe, Zuschnitt und Aus-
stattung völlig individuell gestaltet. Die 
wechselnden Schottenbreiten von 6,70 m 
und 3,35 m und die durchgängige Lau-
bengangerschließung erlauben variable 
Wohnungsgrößen von 55 bis 162 m². 
Jede der 21 Wohnungen defi niert die 
Schnittstelle zwischen Gemeinschaft und 
Privatheit. Alle Hauptwohn- und Schlaf-
räume sowie die privaten Freibereiche 
fügen sich am äußeren Rand der Anlage 
ein und orientieren sich nach Süden und 
nach Westen zum Tremoniapark. So ist 

der Schutz der Privatsphäre garantiert. 
Veranden und großzügige Laubengänge 
stellen die wettergeschützte und barrie-
refreie Verbindung aller Wohnungen mit 
den Gemeinschaftsanlagen her. In An-
lehnung an die Funktion eines Kreuz-
gangs werden sie selbst zum Aufent-
haltsraum bzw. Ort der Begegnung und 
bilden den Rahmen für den gemein-
schaftlichen zentral gelegenen Wohn-
hof, in dessen Mitte sich das Gemein-
schaftshaus befi ndet. Die offene Zuwe-
gung und die damit verbundene Einsicht 
aller Eingänge sorgt für Kommunikation 
und Sicherheit. Rückzugsorte bieten 
die Terrassen und Balkone, die zu jeder 
Wohnung gehören und nur der privaten 
Nutzung der einzelnen Besitzer dienen. 

Schon in der Planungsphase war es den 
zukünftigen Bewohnern möglich ihre Vor-
stellungen und Bedürfnisse in Diskussi-
onsgruppen zu defi nieren und zu einem 
Ganzen zu vereinen. Gemeinschaftlich 
wurde an den Häusern und Gärten gear-
beitet, um bereits im Vorfeld ein Zusam-
mengehörigkeitsgefühl zu schaffen und 
denen, die nicht bzw. nicht mehr im Be-
rufsleben stehen eine sinnvolle Beschäf-
tigung und Anerkennung zu geben. 

Das Zusammenleben der Gruppe am 
Tremoniapark geht über das übliche Maß 
eines nachbarschaftlichen Verhältnisses 
in einer Großstadt hinaus. So wird es 
als eine Art Infrastrukturoptimierung ver-
standen, die Privatbesitz „von der Hilti-
Bohrmaschine bis zum Klavier“ teilt und 
nachbarschaftliche Hilfe von „der Tasse 
Milch bis zum Nagel in der Wand“ lei-
stet. Hierdurch können Defi zite einzelner 
Haushalte durch eine aktive Nachbar-
schaft ausgeglichen und die Lebensqua-
lität für alle verbessert werden. 

Bild 2.26:  Freiräume Bild 2.28:  LaubengangBild 2.27:  Innenhof
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Der Rückblick nach den ersten Jahren 
des Zusammenwohnens gewährt den 
Bewohnern einen entspannten Blick in 
die Zukunft. Die Erfahrungen aus dem 
langjährigen Prozess des Austausches 
und der Fähigkeit Kompromisse einzuge-
hen und zu leben, haben zu einem har-
monischen Leben in der Gemeinschaft 
geführt. 

Das WohnreWIR-Projekt wurde u.a. 
2004 mit dem 1. Preis beim „Innovations-
preis Wohnungsbau des Landes NRW“ 
zum Thema „Wohnungsbau auf inner-
städtischen Standorten“ und 2003 mit 
dem 1.Preis beim Wettbewerb „Wohnort 
Innenstadt“ der Allianz-Dresdner Bauspar 
AG und der Zeitschrift Capital ausgezeich-
net. 

[2-6], [2-7], [2-8]

Bild 2.30:  Querschnitt

Bild 2.31:  Grundriss EG 

Bild 2.29:  Blick zum Aufzugsturm

Bild 2.32:  Grundrissvarianten

N
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2.1.4 Generationenwohnen in Privatinitiative in Weikersheim  
 

Bauherr:  Margret und Hans Schönle
Architekt:  Architekturbüro Martin Wolf 
Standort:  Weikersheim
Fertigstellung:  2003
Grundstücksfl äche insgesamt: 520 m²
Wohnfl äche:  370 m²
Bruttorauminhalt:  2.652 m3

Bruttogeschossfl äche:  687 m²
Geschosse:  4
Baukosten:  ca. 1,2 Mio. €

Das Generationenhaus in Weikersheim 
entstand aus dem Bedürfnis der Bauher-
ren – einem älteren Ehepaar –, die Vor-
teile städtischen Wohnens in einem ge-
meinschaftlichen Wohnprojekt für meh-
rere Generationen in Verbindung mit ei-
nem Seniorentreff und Ladengeschäft in 
zentraler Lage zu verwirklichen. 

Nach dem Auszug der Kinder aus dem 
vorher bewohnten klassischen Einfamili-
enhaus im Grünen sprach für einen Um-
zug in die Stadt unter anderem die Nähe 
zu Einkaufsmöglichkeiten, Ärzten sowie 
Apotheken, um im Alter möglichst fl exi-
bel und mobil zu wohnen. Besonderes 
Anliegen des Ehepaars war es, individu-
elles Wohnen mit einer kommunikativen 
und gemeinschaftlichen Nutzung für Se-
nioren zu verbinden.

Für den Neubau des Wohn- und Ge-
schäftshauses wurde im historischen 
Stadtkern eine Baulücke in der eng be-
bauten Stadt gefunden. Die Unregelmä-
ßigkeit des Grundstücks stellte dabei ne-
ben der gewünschten vielfältigen Nutz-
barkeit und Flexibilität des Hauses eine 
besondere planerische Herausforderung 
dar. Die Planung wurde in Abstimmung 
mit der obersten Denkmalbehörde ent-
wickelt, da der gesamte Innenstadtbe-
reich unter Bestandschutz steht.

Bild 2.34:  Lageplan

Bild 2.36:  Innenhof

Bild 2.33: Straßenfassade

Bild 2.35:  Belichtung 

N
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Der im Erdgeschoss liegende Buchladen 
und der Seniorentreff – mit einem ange-
gliederten, abtrennbaren Veranstaltungs-
saal – stehen mit dem von Bewohnern als 
auch Besuchern genutzten Innenhof in 
enger Beziehung und ergeben vielfältige 
Verwendungsmöglichkeiten. Die in einem 
Viereck angeordneten Bereiche können 
je nach Situation zueinander geschaltet 
werden und bieten so eine große Band-
breite an öffentlichen und halböffentlichen 
Nutzungspotenzialen. Die großzügigen 
Schaufenster ermöglichen einen Durch-
blick in den Hofraum. Die so geschaf-
fene Transparenz erweitert den engen 
Straßenraum optisch und lädt zum Be-
such ein. 

Im ersten Obergeschoss befi nden sich 
zwei kleine Appartements, wovon eines 
dauerhaft vermietet, das zweite hinge-
gen als Ferien- oder Gästewohnung ge-
nutzt wird.

Vom zweiten Ober- bis ins Dachgeschoss 
ist eine zusammenhängende Wohnung 
zur Eigennutzung entstanden. Diese An-
ordnung der Räumlichkeiten über zwei 
Ebenen ermöglichte eine vertikale Groß-
zügigkeit, die sich bis in die Gauben fort-
setzt und ihren oberen Abschluss in einer 
Verglasung mit freiem Blick zum Himmel 
fi ndet. Die über Jahre geschätzten Wohn-
qualitäten eines klassischen Einfamilien-
hauses – wie z.B. ausreichend besonnte 
Freibereiche und ausreichend Privatsphä-
re – wurden hier mit einer Nutzungsfl exi-
bilität für spätere Umbauten kombiniert. 
So kann die Maisonettewohnung bei Be-
darf in mehrere getrennt erreichbare Ein-
zelwohnungen umgebaut werden. 

Alle Wohnungen sind nach dem „Durch-
wohnprinzip“ gestaltet. Das heißt die 
Wohnbereiche wurden als von zwei Sei-
ten belichteter offener Raum gestaltet, 
um Großzügigkeit und optimale Tages-
lichtverhältnisse zu erreichen. Zusätzlich 
zu den gartenseitigen Balkonen wurden 
den Wohnungen halbumschlossene 
„Freisitze“ angegliedert, die über 5 m 
lange Stahlbrücken erreichbar sind. Die-
se bilden einen zusätzlichen vom Wohn-
gebäude abgekoppelten Baukörper, um 
allen Bereichen maximale Besonnung 
zu ermöglichen. Dieser Brückenraum 
zwischen den Wohnungen und Terras-
sen symbolisiert den Gang in den „eige-
nen Dachgarten“. Die gesamte Anlage 
ist barrierefrei ausgelegt und kann daher 
ohne Einschränkung auch von Rollstuhl-
fahrern genutzt werden, inklusive der Ter-
rassenbereiche. Eine Nachrüstung der 
Sanitärbereiche im Sinne einer behin-
dertengerechten Ausstattung ist ohne 
weiteres möglich. 

Eine Forderung des Denkmalamtes war 
es, die beiden Baukörper gegeneinan-
der abzusetzen und sie durch eine un-
terschiedliche Fassadengestaltung als 
Einzelkörper erfassbar zu machen. Das 
Gebäude hat somit zwei Gesichter - zum 
Einen die zur Straße orientierte verputz-
te und kleinteilige Lochfassade, zum An-
deren die mit Holz verkleidete und mit 
geschosshohen Fensterelementen aus-
gebildete Hoffassade.  

Herausragend an diesem Beispiel ist 
die Weitsicht des Bauherrenpaares, die 
Potenziale zur Qualitätssteigerung des 
Wohnens im Alter zu erkennen und zu 

Bild 2.38:  Brücke Bild 2.39: Wohnraum Bild 2.40:  Essbereich
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realisieren. So ist ein zukunftsweisendes 
Lebensabschnittsprojekt entstanden. Es 
bietet mit den fl exiblen Nutzungsvari-
anten die Möglichkeit auf sich eventu-
elle verändernde Lebensumstände zu 
reagieren, ohne erneut den Wohnort zu 
wechseln. Zusätzlich haben sie ein Fo-
rum geschaffen, das möglichen Defi ziten 
des Stadtlebens – wie z.B. mangelnder 
nachbarschaftlicher Nähe und fehlender 
Kommunikation – entgegenwirkt. Das 
ausnahmslos ehrenamtliche Engage-
ment der Bauherren trägt mit diesem 
Treffpunkt für ältere Menschen zur Bele-
bung der Innenstadt und Zusammenfüh-
rung ihrer Bewohner bei.

Das Bauvorhaben wurde mit dem 1. Preis 
des KfW-Award 2006 „Europäisch Le-
ben - Europäisch Wohnen“ der KfW För-
derbank unter dem Motto: „Neue Ideen 
für altersgerechtes Wohnen im Eigen-
tum“ sowie im gleichen Jahr mit dem 
1. Preis des Wettbewerbs „Wohnen im 
Zentrum“ der Arbeitsgemeinschaft Ba-
den-Württembergischer Bausparkassen 
– unter Beteiligung einiger Landesmini-
sterien – unter der Kategorie „Gebäude 
und Wohnumfeld“ prämiert.

[2-9], [2-10], [2-11]

Bild 2.41:  Querschnitt
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2.1.5 Generationenwohnen innerhalb einer Familie in Darmstadt 

Bauherr: k.A.
Architekt: Kränzle + Fischer-Wasels Architekten und Klotz + Knecht  
Standort: Darmstadt
Fertigstellung: 2003
Grundstücksfl äche: 1.551 m²
Wohnfl äche: 1.061 m²
Bruttorauminhalt: 4.540 m3

Bruttogeschossfl äche: 1.468 m²
Geschosse: 2
Baukosten: k. A.

Mit dem Bau des Mehrgenerationenhauses 
auf einem bislang ungenutzten Grundstück 
am Stadtrand von Darmstadt wurde ein 
Gebäude geschaffen, in dem Großeltern, 
Eltern und Kinder sowohl in gewünschter 
Gemeinsamkeit als auch in Eigenständig-
keit zusammenleben können.

Das Haus bildet den Abschluss einer of-
fenen Straßenrandbebauung entlang ei-
ner stark frequentierten Strasse und öff-
net sich zum anliegenden Parkgelände, 
ohne dass eine Naht zwischen privatem 
Garten und öffentlichem Park erkennbar 
wäre. Neben dem älteren Bauherren-
ehepaar sind auch die beiden Töchter 
mit ihren Partnern eingezogen.

Zentrales Entwurfsthema war die Flexibi-
lität, die nötig ist, wenn mehrere Genera-
tionen ein Haus bewohnen. Die Balance 
zwischen Nähe und Distanz musste, um 
ein harmonsiches Familienleben zu ga-
rantieren, baulich auch im Haus umge-
setzt werden. Drei einzelne Baukörper, 
die sich als Symbiose zu Einem zusam-

menfügen, bieten hierfür eine geeignete 
Plattform. Das Haus kann sich veränder-
ten Familienverhältnissen – z.B. durch 
Nachwuchs, Älterwerden oder Wegzug – 
problemlos anpassen. 

Bild 2.43:  Lageplan Bild 2.44: Nord-Osten – Eingang

Bild 2.45:  Süden – Gartenseite
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Der zweigeschossige Ziegelbau besteht 
aus drei separaten, in sich geschlosse-
nen und voll funktionstüchtigen Maiso-
nettewohnungen, jede mit Küche, Bad 
und interner Erschließung. Es besteht die 
Möglichkeit die bestehenden drei Wohn-
einheiten in bis zu sechs Geschosswoh-
nungen umzugestalten, auch eine Gä-
ste- oder Büronutzung sind mögliche Va-
rianten. Zwischen die einzelnen Häuser 
schieben sich haushohe Lufträumen, die 
als Wintergärten, Lichthöfe oder Puffer-
zonen genutzt werden können. Die Ge-
schossebene wurde barrierefrei gestal-
tet, in den vorhandenen Lufträumen und 
Galerien können ohne großen Aufwand 

Aufzuganlagen nachgerüstet werden, 
um altersgerechtes Wohnen zu ermög-
lichen. Verbindende Elemente stellen die 
durchgängige Holzterrasse sowie die 
Loggia im Obergeschoss dar, um dort 
kollektive Kommunikationsplattformen zu 
bieten. Gemeinsam genutzt wird auch 
eine große Empfangshalle, von der die 
einzelnen Zugänge zu den Wohnungen 
abgehen. Eine Besonderheit des fl exib-
len Konzepts ist, dass die Wohnungen 
sich untereinander sowohl horizontal als 
auch vertikal koppeln lassen, wodurch 
eine sehr große Raumvariabilität ent-
steht.

Bild 2.48:  Nutzungsschema

Bild 2.47: OstenBild 2.46:  Süd-Osten – gemeinsame Terrassen
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Das Haus verleiht der Idee des gemein-
samen Wohnens in seiner Einheitlichkeit 
einen äußeren Ausdruck. Die Fassade 
ist einheitlich ohne Zäsuren und Brüche 
strukturiert. Zur Straße hin schließt sich 
das Gebäude, gestaltet mit dunklen, ge-
heimnisvoll anmutenden Klinkern, zum 
südlichen Park hin öffnet es sich mit ei-
ner durchgängigen Glasfassade.  

Besonderer Wert wurde auf Nachhal-
tigkeit gelegt. So wurde in der Wahl der 
Materialien, sowohl innen wie auch au-
ßen, auf Dauerhaftigkeit geachtet.

Dieses Wohnprojekt stellt eine beispielhaf-
te Lösung für eine Konfl ikt vermeidende, 
gemeinschaftliche Wohnform dreier Gene-
rationen einer Familie dar. So wird genü-
gend Raum für eigenständiges aber auch 
gemeinschaftliches Leben der Familien-
mitglieder – insbesondere unter dem As-
pekt der Bewahrung der Würde und Identi-
tät der einzelnen Bewohner – gegeben. 

Das Bauvorhaben wurde mit dem 2. Preis 
des KfW-Award 2006 „Europäisch Leben 
– Europäisch Wohnen“, von der KfW För-
derbank unter dem Motto: „Neue Ideen 
für altersgerechtes Wohnen im Eigen-
tum“ prämiert.

[2-2], [2-11], [2-12], [2-13]

Bild 2.51:  Erdgeschoss

Bild 2.50:  KücheBild 2.49:  Essbereich

Bild 2.52:  Obergeschoss
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2.2 Familienübergreifendes und gemeinschaftliches
 Wohnen

Nachfolgend wird ein Projekt vorgestellt, 
das von einer jungen Bewohnergruppe 
mit Kindern und gemeinsamen privaten 
Interessen initiiert wurde. Sie schaffen 

Gemeinschaftliches Wohnen in einem Innenhof in Köln

Bauherr: Stefan und Birgit Rüberg in der Rechtsform einer Eigentümer-
 gemeinschaft
Architekt: Molestina Architekten, ehemals Gruppe MDK Architektur und 
 Stadtplanung
Standort: Köln
Fertigstellung: 2002
Grundstücksfl äche: 1.700 m²
Wohnfl äche: Atriumhaus 560 m², 
 Lofthaus 230 m²
Geschosse: 2 bis 4
Baukosten: k. A.

im verdichteten innerstädtischen Bereich 
einen nach ihren Bedürfnissen gestalte-
ten gemeinschaftlichen Wohnraum mit 
Eigenheimqualitäten.

Die Hofbebauung im Kölner Stadtteil Lin-
denthal entstand aus dem Wunsch der 
Bauherren eine neue Form von sozialer 
Gemeinschaft als Zugehörigkeitskreis 
zu schaffen, die größer und fl exibler ist 
als die traditionelle Familie. Der kollek-
tive Grundbesitz mit individuellen Woh-
nungen sowie gemeinsamen Kontakt-, 
Spiel- und Nutzfl ächen soll einerseits die 
Entwicklung dieser Gemeinschaft för-
dern und andererseits die Individualität 
des Einzelnen wahren.

Auf dem ehemaligen, nahezu abge-
schlossenen Gewerbehof – der durch 
die Torzufahrt eines Blockrandgebäudes 
aus der Gründerzeit erschlossen ist – 
entstand ein Cluster aus fünf Wohnge-
bäuden. Hierzu wurde ein bestehender 
sanierungsbedürftiger Altbau umgebaut 
und durch Neubauten in Form von zwei 
Doppelhäusern ergänzt. Inklusive des 
Umbaus des bestehenden Blockrand-
gebäude entstanden vier verschiedene 
Wohnungsformen:

Bild 2.53:  Lageplan Bild 2.54: Innenhof mit Blick auf die Torzufahrt

N
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1. Der straßenbegleitende  Altbau mit 
 vier Wohneinheiten.
2. Ein bestehendes Backsteingebäude
 auf der Grundstücksgrenze, das in
 eine Einfamilienwohnung umgewan-
 delt wurde.
3. Der Neubau von zwei identischen 
 „Loftgebäuden“ in Holzbauweise. 
 Die „Loft“-Qualität besteht aus multi-
 funktionalen Innenräumen, die ein-
 fach zu variieren sind und kleinen,
 inten siv zu nutzenden Außenfl ächen 
 einschließlich Dachgärten.
4. Der Neubau von zwei Atriumhäusern, 
 die jeweils eine große Wohnfl äche mit 
 mehr als 300 m² aufweisen. Jedes
 Haus ist mit zwei Treppenhäusern
 sowie jeweils zwei Eingängen ausge-
 stattet, um bei Bedarf unterschied-
 liche und von einander unabhän-
 gige Wohnbereiche zu schaffen. 

Die Wohnanlage zeichnet sich durch 
eine vom Straßenraum abgeschlossene 
und uneinsehbare Lage aus. Die Dop-
pelhäuser ermöglichen ein einfamilien-
hausähnliches Wohnen und damit ein 
Gefühl von Individualität, insbesondere 
da jedem Haus ein privater Garten zu-
gehörig ist.

Die Atriumhäuser schirmen sich mit ih-
ren geschlossenen Aluminiumfassaden 
von den Gemeinschaftsfl ächen im Hof 
ab und öffnen sich gleichzeitig durch gro-
ße Glasfl ächen mit Terrassen und Bal-
kon zum westlich gelegenen Garten. Die 
Wohnebenen gliedern sich als Split-Le-
vel um verglaste – bis in das abgesenkte 
Parterre reichende – Lichthöfe (Atrien). 
Dies ermöglicht vielseitige Blickbezie-
hungen innerhalb des Hauses. Besonde-
re Freiraumqualität bieten die den beiden 
Haushälften zugehörigen Dachterrassen. 
Im nördlichen Gebäudeteil ist eine eigen-
ständige Wohnung als Maisonette und 
im südlichen eine Zweizimmer-Wohnung 
auf der Erdgeschossebene integriert, die 
auch variabel mit den Hauptwohnungen 
zusammengelegt werden können. In die-
sen beiden Einliegerwohnungen leben 
jeweils die Großeltern.

Bei den Lofthäusern bilden Küche, Bad 
und Abstellräume einen Kern, um den die 
Wohnbereiche als Split-Levels angelegt 
sind. Sie zeichnen sich durch ein beson-
deres Tageslichtkonzept aus, wobei Licht 
von hoch gelegenen Fenstern der Bade-

zimmer durch Glasböden im Flurbereich 
bis in die Küche im abgesenkten Parterre 
geführt wird. Auch diese Häuser haben 
Dachterrassen, auf denen die Bewohner 
Privatheit und Sonne genießen können. 
Der private Gartenanteil der Lofthäuser 
liegt auf der hofabgewandten Seite.

Der als Einfamilienwohnung umgebaute 
Altbau im Innenhof besteht aus einem 
zweigeschossigen Wohnbereich, des-
sen privater Gartenanteil durch einen 
hohen Sichtschutz aus Bambus zum Hof 
abgetrennt wurde.

Bild 2.55:  Eingangsbereich Lofthaus Bild 2.56:  Süden Lofthaus

Bild 2.59:  Gebäudeensemble Richtung Süden

Bild 2.58:  best. Backstein-
gebäude / Atriumhäuser

Bild 2.57:  Lofthaus
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Die Fassaden der einzelnen Häuser zei-
gen unterschiedliche Erscheinungsbilder 
und erfüllen somit den Wunsch nach Indi-
vidualität, wie auch die Innenräume nach 
den persönlichen Bedürfnissen gestaltet 
wurden. Materialien wie Putz, Klinker, 
Holz und Aluminium entsprechen den je-
weiligen Vorlieben der Besitzer.

Der sich aus der Bebauung ergebende 
– größtenteils als Grünfl äche angelegte – 
Hof gehört der Gemeinschaft, seine Nut-
zung ist durch Sondereigentumsrechte 
geregelt. Im Hof darf nicht geparkt wer-
den, die Autos fi nden in der darunter lie-
genden Garage Platz, die als Hubanlage 
konstruiert wurde. Der Hof als multifunk-
tionale Fläche wird besonders von den 
Kindern zum Spielen genutzt und zwei-
mal im Jahr fi ndet ein Hoffest statt.

Bild 2.64:  Grundstück

Bild 2.61:  Flurbereich Atriumhaus

Bild 2.63:  Wohnraum AtriumBild 2.62:  Flur vor dem  
 Bad Lofthaus

Bild 2.60:  Küche Lofthaus

Die Idee einer hausübergreifenden Wohn-
gemeinschaft als erweiterte Form der per-
sönlichen und familiären Identität, ver-
bunden mit einem kollektiven Raum als 
Ausdruck der sozialen Gemeinschaft, 
wurde in diesem Projekt beispielhaft rea-
lisiert.  Dieses Projekt stellt eine gelunge-
ne Balance von halböffentlichen Raum 
und komplexen Baukörpern, Abgeschie-
denheit und Stadtnähe im Sinne der Be-
wohner dar. 

 [2-14], [2-15]

Lofts
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best.
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straßenbegleitender 
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2.3 Wohnprojekte für ältere Menschen

Ältere Menschen ziehen heute wieder ger-
ne in innerstädtische Wohngebiete, um 
die Vorzüge eines dichten Stadtgefüges 
zu nutzen. Die Nähe zu Einrichtungen, 
die den täglichen Bedarf decken – wie 
z.B. Arztpraxen, Apotheken und kulturelle 
Institutionen – wird als Vorteil gegenüber 
den weiten Wegen, die ein Leben auf dem 
Land mit sich bringt, empfunden.

2.3.1 Seniorenzentrum für betreutes und selbstständiges   
 Wohnen in Lich

Bauherr: Oberhessisches Diakoniezentrum Johann-Friedrich-Stift
Architekt: pfeifer roser kuhn architekten
Standort: Lich
Fertigstellung: 2003
Grundstücksfl äche:  8.750 m²
Bruttogeschossfl äche: 7.001 m²
Bruttorauminhalt: 21.636 m3

Wohnfl äche: 3.770 m²
Geschosse: 2
Baukosten: 9,0 Mio. EUR (KG 2-7 incl. MwSt.) 

Mit zwei Projekten wird das gemein-
schaftliche selbstständige und betreute 
Wohnen für ältere Menschen – als Alter-
native zum konventionellen Pfl egeheim – 
sowie das selbstbestimmte individuelle 
und gemeinschaftliche Senioren-Woh-
nen in einem mischgenutzten umgebau-
ten Haus in der Innenstadt vorgestellt.

Die Leitidee bei der Entwicklung des 
Konzepts für das Seniorenzentrum in 
Lich war die Verbesserung der Wohn- 
und Lebensumstände für ältere Men-
schen mit dem Grundsatz: „So viel 
Normalität und Eigenverantwortung wie 
möglich, so viel Betreuung wie nötig“. 
Dieser Grundsatz schließt Menschen 
mit Demenzerkrankungen ein, wofür ein 

Programm in Zusammenarbeit mit dem 
Kuratorium Deutsche Altershilfe (KDA) 
entwickelt wurde. Grundlage für den ar-
chitektonischen Entwurf war die aus der 
Zusammenarbeit resultierende Idee der 
Hausgemeinschaften. Dieses Modell wird 
in besonderer Weise dem Prinzip der 
höchst möglichen Selbstständigkeit für 
ältere Menschen gerecht.

Bild 2.66:  Gesamtanlage SeniorenzentrumBild 2.65:  Innenhof

N
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Das Seniorenzentrum in Lich liegt un-
mittelbar am Schlosspark, der mit altem 
Baumbestand und einem Teich einen 
schönen Spazierweg als angenehme 
Anbindung an die Stadtmitte bietet. So 
wird den Senioren einerseits eine Ein-
bindung in eine landschaftlich attraktive 
Umgebung geboten, andererseits kön-
nen sie fußläufi g das Stadtzentrum errei-
chen, um kleinere Erledigungen selbst 
zu tätigen.  

Die Grundrissstruktur gliedert sich, den 
verschiedenen Wohnformen und der je-
weils nötigen Betreuungsform entspre-
chend, in drei Bereiche auf. Die beiden 
nördlich gelegenen U-förmigen Häuser 
nehmen insgesamt 7 Hausgemeinschaf-
ten auf, die jeweils um einen Hof grup-
piert sind. Im südlichen Gebäuderiegel 
sind die zum Park orientierten Senioren-
wohnungen gelegen.

Zentrum der Anlage ist ein trapezförmi-
ger Hof, in dessen südlichen Teil  sich 
eine gläserne Kapelle unter einem weit 
gespannten Dach befi ndet, das als Ver-
bindung beider Gebäudeteile dient. Von 
diesem Gemeinschaftshof aus – der al-

len Bewohnern eine Plattform für die täg-
liche Kommunikation bietet – erschlie-
ßen sich das kollektiv genutzte Nach-
barschaftscafé wie auch die Räume der 
Hausverwaltung. 

Die Seniorenwohnungen werden über 
Laubengänge erschlossen und bieten 27 
älteren Menschen die Möglichkeit zum 
eigenständigen Wohnen. Jede Wohnung 
hat einen eigenen Schlaf- und Wohnraum, 
sowie ein Bad und eine Küche zur Selbst-
versorgung. Im Inneren wurde größter 
Wert auf Barrierefreiheit gelegt, um Men-
schen, die zwar körperlich eingeschränkt, 
aber sonst gesund sind, ein ungehinder-
tes Leben zu ermöglichen. Das Angebot, 
bei Bedarf jederzeit Hilfe in Anspruch 
nehmen zu können, bietet darüber hinaus 
eine angenehme Sicherheit.  

Über ein kleines Foyer gelangt man zu 
den Hausgemeinschaften, die je acht 
Bewohnern ein zuhause bieten. Den Mit-
telpunkt jeder Wohngemeinschaft bildet 
eine geräumige Wohnküche mit angren-
zendem Balkon oder Terrasse. Die zuge-
hörigen Pfl egezimmer sind entlang eines 
anschließenden Flures angeordnet. 

Bild 2.67:  Durchgang

Bild 2.69:  Querriegel und angrenzende 
 Wohnungsriegel

Bild 2.68:  Kapelle

Bild 2.70:  Südseite mit Loggien
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Bild 2.72:  Aufenthaltsbereich mit Zugang zum  
 Innenhof

In den dazugehörigen Gemeinschafts-
räumen spielt sich das alltägliche Leben 
der Bewohner ab. Ziel ist es dieses so 
normal und selbst bestimmt wie mög-
lich zu gestalten. Daher werden die Be-
wohner in Tätigkeiten wie das Vorberei-
ten des gemeinsamen Frühstücks und 
Abendbrots genauso mit einbezogen, 
wie in das Waschen, Bügeln und Spü-
len, natürlich den jeweiligen Vorlieben 
und Fähigkeiten der Bewohner entspre-
chend.  Eine Präsenzkraft leitet den Ta-
gesablauf der Bewohner und bietet als 
zentrale Bezugsperson einen vertrauten 
Ansprechpartner.   

Um einen offenen Raumeindruck sowie 
das Gefühl von Weitläufi gkeit und Groß-
zügigkeit zu erzielen, sind die großfl ächig 
verglasten Fenster mit niedrigen Brüstun-
gen versehen und geben den Blick nach 
außen ungehindert frei. Rücksprünge in 
der Fassade unterstützten diesen Ein-
druck. Die jeweils abgeschlossenen Höfe 
können selbstständig und geschützt be-
nutzt werden, für das Betreuungspersonal 

ist die Aufsicht einfach und übersichtlich. 
So kann demenzkranken Menschen das 
Gefühl gegeben werden, ein möglichst 
frei bestimmtes Leben zu genießen.

Das Konzept des Dienstleitstungszen-
trums für Senioren zeigt bereits Erfolge. 
Insbesondere bei Bewohnern, die aus 
anderen „konventionellen“ Pfl egestätten 
nach Lich gezogen sind, ist eine Verbes-
serung hin zu mehr Aktivität durch das 
Leben in der Gruppe und im Tagesablauf 
der Hausgemeinschaften zu beobachten. 
Es gelingt, je nach Pfl egebedürftigkeit, die 
Bewohner in alltägliche Arbeiten einzube-
ziehen. Der personelle Einsatz ist jedoch 
bedingt durch die kleinen Einheiten von 8 
Bewohnern und abhängig von dem Ver-
sorgungsaufwand hoch. Dennoch stellt 
sich die Verknüpfung des betreuten und 
selbstständigen Wohnens als zukunfts-
weisendes Vorhaben dar, da sich die 
Vermeidung des üblichen Wohnheimcha-
rakters positiv auf das Verhalten und die 
Entwicklung der Senioren auswirktwirkt.
[2-2], [2-16]

Bild 2.71:  Küche Gemeinschaftsbereich

Bild 2.74:  Ostfl ügel Erdgeschoss Bild 2.75:  Ostfl ügel Obergeschoss
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2.3.2 Senioren-Wohnmodell im ehemaligen Kaufhaus Breuer   
 in Eschweiler

Bauherr: Anna Maria und Andrea Breuer
Architekt: BeL Anne-Julchen Bernhardt, Jörg Leeser
Standort: Eschweiler 
Baujahr: 1951 
Umbau: Fertigstellung 5/2006
Grundstücksfl äche: 4.420 m²
Bruttorauminhalt: 7.338 m3

Nutzfl äche: 1.465 m² (1.330 m² Nutzfl äche innen + 135 m² Nutzfl äche außen) 
 Einzelhandel: 320 m² + 155 m² Lager- und Sozialräume, 
 Funktionsraum: 330 m², Wohnen: 525 m², + 70 m² Höfe, Dachterrasse: 65 m²  
Geschosse:  4
Baukosten: 1.2 Mio. € incl. MWSt

Der Umbau des ehemals als Kaufhaus 
genutzten denkmalgeschützten Gebäu-
des zu Seniorenwohnungen trägt der 
Entwicklung Rechnung, dass ältere 
Menschen wieder gerne ihren Lebens-
schwerpunkt in eine städtische Umge-
bung verlegen und die Vorteile eines 
barrierefreien Wohnens genießen wol-
len. Das Funktionskonzept sieht als 
Mischnutzung Gewerbe und Senioren-
wohnungen vor, die in unterschiedlicher 
Form untergebracht sind.

Das Gebäude aus den 50er Jahren 
stand mehr als 30 Jahre leer, obwohl es 
einen privilegierten Standort im Zentrum 
von Eschweiler aufweisen kann. 

Die Ausstattung der Wohnungen ent-
spricht den DIN-Vorschriften für „barrie-
refreies Wohnen“ und beinhaltet unter 
anderem einen Aufzug, breitere Flure, 
stufen- und schwellenlose Erreichbarkeit 

Bild 2.77:  LageplanBild 2.76:  Modell mit Nutzungsbereichen

Bild 2.78:  Süd-Ostecke

N
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aller Räume, breitere und höhere Türen 
sowie größere Bäder mit Bodeneinlauf 
für die Dusche. Diese Wohnungen sol-
len von allen Menschen ohne fremde 
Hilfe benutzt werden können. Für ältere 
Menschen ermöglicht eine solche Woh-
nung selbst bestimmt, unabhängig und 
gegebenenfalls mit ambulanter Pfl ege 
zu leben. 

Im Erdgeschoss befi nden sich Flächen 
für den klassischen Einzelhandel. Das 
1. Obergeschoss bietet einen Funktions-
raum, der als „städtisches Wohnzim-
mer“ dienen soll. Diese, als halböffent-
licher Aufenthaltsraum konzipierte und 
mit einer gastronomischen Ausstattung 
versehene Einrichtung, offeriert den Be-
wohnern die Möglichkeit in Selbstorgani-
sation die Kinder einkaufender Eltern zu 
betreuen. 

Im 2. und 3. Obergeschoss wurde ein in-
novatives Wohnmodell für Senioren um-
gesetzt. Offene Grundrisse, Geschoss-
höhen von ungewöhnlicher Größe sowie 
eine 35 m lange Südfassade boten hier-
für optimale Grundvorausetzungen für 
die Verwirklichung von großen, qualitativ 
hochwertigen Wohngemeinschaften und 
Einzelwohnungen für Senioren. 

Im 2. Obergeschoss dient eine 210 m² 
große Wohnung als Wohngemeinschaft 
für Senioren. Sechs Individualzimmer 
mit jeweils eigenem Duschbad sind 
um einen 80 m² großen gemeinsamen 
Wohnbereich mit drei innenliegenden 
Lichthöfen gruppiert. Eine weitere 75 m² 
große Wohnung im selben Geschoss ist 
für Rollstuhlfahrer eingerichtet.

Vier weitere Wohnungen im 3. OG sind 
als barrierefreie Einzelwohneinheiten 
angelegt. Die Freibereiche wurden als 
Leervolumen in das Betonskelett einge-
schnitten. So erhält jede der Wohnungen 
ihren eigenen vollverglasten Innenhof mit 
der Nutzungsqualität einer Terrasse oder 
eines Balkons bei gleichzeitiger Erschlie-
ßungsfunktion.

Um den offenen Charakter des histori-
schen Kaufhauses zu erhalten, sind die 
Grundrisse durch eingestellte Sanitärker-
ne sowie schieb- oder drehbare Wand-
elemente fl ießend und fl exibel gegliedert. 
Die öffentlichen Nutzungen sowie die 
Wohnungen werden über eine einläufi ge 
Treppe entlang der weiten Brandwand er-
schlossen. Sie ist Teil eines innen liegen-
den, nach Bewegungsradien geformten, 
horizontalen Erschließungsraumes mit 
Zugängen zu den Wohneinheiten. 

Als Ergänzung zu den von der jeweili-
gen Bewohnergruppe privat genutzten, 
introvertierten Innenhöfen, bietet eine 
fast 100m² große Dachterrasse Fläche 
für eine wohnungsübergreifende Interak-
tion im Außenraum. Sie wird für Veran-
staltungen sowie für Feste genutzt und 
gewährt einen Panoramablick über die 
Stadt Eschweiler. 

Die Fassade des ehemaligen – an die 
Formsprache Erich Mendelsohns an-
gelehnten – Kaufhauses Breuer wurde 
aufwendig saniert und mit seinem unge-
wöhnlichen Erscheinungsbild als archi-
tektonisches „Highlight“ in der Innenstadt 
wieder erlebbar gemacht. Auffälligstes 
Merkmal ist die in den Obergeschos-

Bild 2.81:  DachterrasseBild 2.79:  Treppenhaus Bild 2.80:  Einzelwohnung 3. OG Süd-Ostecke
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sen abgerundete Gebäudeecke. Durch-
laufende Gesimse und Wandfl ächen, 
insbesondere aber die gebogenen Fen-
ster schaffen Horizontalität. Wertvolle 
Edelkranzputze, feine Spenglerdetails, 
schmale Fenster sowie zarte Kämpfer in 
den Holzfenstern verleihen dem Gebäu-
de eine fi ligrane Eleganz. 

Das ehemalige Kaufhaus hat sich mit 
dem Umbau zu einem Zentrum für Se-
nioren entwickelt, die im Alter noch aktiv 
und größtenteils agil sind und am städti-
schen Leben anderer Generationen teil-
nehmen wollen. Gleichzeitig treffen sie 
durch die Wohnform, die kollektives und 
individuelles Zusammenleben ermöglicht, 
auf Gleichgesinnte im selben Lebensab-
schnitt, mit denen sie ihr Leben gemein-
schaftlich gestalten, Interessen teilen und 
sich gegenseitige Hilfe leisten können.
[2-17], [2-18]

Bild 2.88:  Panoramabild einer eingerichteten Wohnung

Bild 2.87:  SchnittperspektiveBild 2.86:  2. OG - Wohngemeinschaft für 6 Senioren und einer rollstuhlgerechten  
 separaten Wohnung

Bild 2.85:  3. OG - 4 barrierefreie Wohnungen

Bild 2.84:  Dachterrasse

Bild 2.82:  Einzelwohnung 2. OG Bild 2.83:  Gemeinschaftsbereich der 
 Senioren-WG
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2.4 Soziale Wohnprojekte

Für den kostengünstigen Wohnungsbau 
mit einer besonderen sozialen Zielset-
zung sind im Folgenden ein Wohnpro-
jekt als Umnutzung und Nachverdich-
tung einer brachliegenden Gebäudean-

2.4.1 Wohnen an der Gasselstiege – soziales Wohnprojekt in der
 ehemaligen Lincolnkaserne in Münster  

Bauherr: Wohn+Stadtbau GmbH, Wohnungsunternehmen der Stadt Münster
Architekt: Neubau: Architekturbüro Prof. Carsten Lorenzen, 
 Umbauten: Wohn+Stadtbau GmbH
Standort: Münster – nördlicher Rand des Stadtzentrums
Baujahr Kasernengebäude: ab 1923
Fertigstellung: Um- und Neubauten 1999 - 2005 
Grundstücksfl äche : ca. 7 ha
Wohnfl äche: 28.000 m², 376 WE 45 bis 167 m²
Geschosse: Altbau:  2-3, Neubau: 3
Baukosten: k.A.

Das Projekt „Wohnen an der Gasselstie-
ge“ auf dem Gelände der ehemaligen bri-
tischen Lincoln-Kaserne in Münster ist ein 
Beispiel für die innerstädtische Mischung 
von historischer, umgenutzter Bausub-
stanz und der Nachverdichtung durch 
Neubauten mit dem Ziel, eine stabile und 
sozial ausgewogene Bewohnerstruktur 
mit hoher Wohnzufriedenheit, funktionie-
renden Hausgemeinschaften und gutem 
Wohnklima zu schaffen. 

Um dieses Ziel zu erreichen wurde für 
den Grossteil der Wohnungen ein Bele-
gungsverfahren durchgeführt. Formale 
und soziale Kriterien sowie geäußerte 
Wohnwünsche der Bewerber sorgten für 
die gewünschte Durchmischung, die von 
Familien über Alleinerziehende, Ältere, 
Bewohner mit Migrationshintergrund, So-
zialhilfeempfänger und Wohnungslose 
bis hin zu Gewerbebetreibenden reicht. 

Das attraktive Lincoln-Quartier liegt im 
Norden von Münster in unmittelbarer 
Nähe zu einem Grünzug, der die Verbin-
dung zwischen Stadtkern und den länd-
licher gelegenen Vororten darstellt. Das 
Zentrum Münsters ist fußläufi g sowie mit 
dem Fahrrad in kurzer Zeit zu erreichen. 
Der gut ausgebaute Öffentliche Perso-
nennahverkehr verbindet das Quartier 

lage mit besonderer Berücksichtigung 
von Beschäftigungsförderung und eine 
qualitativ hochwertige Umsetzung eines 
geförderten sozialen Wohnungsbaus do-
kumentiert.

9 
Der Verein „Dach überm 
Kopf“ e.V. arbeitet seit 1991 
im Bereich der Vermittlung 
und Beschaffung von Wohn-
raum für Wohnungsnotfälle.

Bild 2.90: Lageplan

Bild 2.91: Luftbild

N
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mit der Altstadt von Münster ebenso wie 
mit den Dörfern und Landschaften der 
Umgebung.

Erst der Abzug der britischen Streitkräfte 
von dem rund sieben Hektar großen Ge-
lände bot die Gelegenheit zur Entwick-
lung und Nachverdichtung des denk-
malgeschützten Gebäudebestandes im 
Quartier. Bei der behutsamen Sanierung 
der zwei- bis dreigeschossigen Grün-
derzeitbauten wurde auf die Erhaltung 
des historischen Erscheinungsbildes ge-
achtet, insbesondere die typische Fen-
steraufteilung erhalten bzw. wieder her-
gestellt und die Gebäude mit fi ligranen 
vorgehängten Balkonen versehen. An 
Stelle der nichterhaltenswerten Neben-
gebäude erfolgte eine Nachverdichtung 
im Norden und Westen des Standortes 
durch eine größere Zeilenbebauung. Die 
Mischung von Neu- und Altbauten unter-
schiedlicher Epochen verleiht der Sied-
lung einen reizvollen Charakter.

Insgesamt entstanden in der Altbau-
substanz 170 Miet- und Eigentumswoh-
nungen (Art und Größe siehe Tab. 2.1) 
– etwa zur Hälfte öffentlich gefördert – 
sowie eine Kindertagesstätte, die sich 
in einem Gemeinschaftshaus befi ndet, 
das allen Bewohnern gleichermaßen zur 
Verfügung steht. 

In der modern gestalteten Neubauwohn-
anlage befi nden sich in zwei- bis vierge-
schossiger Bauweise 46 Reihenhäuser 
und Mehrfamilienhäuser mit Eigentums-
wohnungen sowie  102 – davon etwa 2/3 
öffentlich geförderte – Mietwohnungen.  
Zwölf der angebotenen Wohnungen sind 
mit einem Aufzug zur barrierefreien Er-
schließung ausgerüstet.  

Manche der Gebäude werden gemischt 
genutzt, neben Wohnungen befi nden 
sich in ihnen auch Büros, Praxen, Läden 
und Galerien. Weitere Geschäfte und 
Einrichtungen für den täglichen Bedarf 
liegen innerhalb der Siedlung in näch-
ster Nähe. Diese guten infrastrukturellen 
Vorraussetzungen machen es möglich 
den Autobestand in dem Quartier zu ver-
ringern. Zu diesem Zweck besteht auch 
die Kooperation mit einem Car-Sharing 
Anbieter. Da die wenigen PKW-Stellplät-
ze in Tiefgaragen im nördlichen Rand-
bereich liegen, konnte so eine parkähn-
liche, autofreie Innenzone geschaffen 
werden, die mit Wohnwegen und Spiel-
plätzen bzw. -fl ächen versehen ist.

Bild 2.92:  ehemalige Kasernengebäude Bild 2.93:  Kasernengebäude mit neuen 
 Balkonen

Wohnungsart
Gebäudebestand Neubau

Anzahl Größe Anzahl Größe

Öffentlich geförderte
 Mietwohnungen 84 45 - 100 m2 102 45 - 110 m2

Freifi nanzierte 
Mietwohnungen 2 ca. 100 m2 -      -

Eigentums-
wohnungen 84 49 - 104 m2 58 45 - 110 m2

Reihenhäuser - - 46 110 - 167 m2

Tab. 2.2: Angaben nach Wohn+Stadtbau GmbH [2-19]
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Aufbauend auf die intensiven Kontak-
te infolge zahlreicher Zusammenkünfte 
– Informationsveranstaltungen, Woh-
nungsbesichtigungen, Nachbarschafts-
treffen und Bewohnerfeste – gründe-
ten die Bewohner nach Einzug einen 
Bewohnerverein, der eine Plattform für 
Kommunikation, Austausch sowie nach-
barschaftliche Hilfe bietet und der sich 
um die Betreuung einer Gästewohnung 
kümmert. Das Engagement zeigt die 
hohe soziale Wertschätzung der Be-
wohner für das Projekt „Wohnen an der 
Gasselstiege“. Somit kann es als Vorbild 
für weitere Projekte dieser Art herange-
zogen werden. Das Quartier bietet sozi-
al benachteiligten Familien mit Kindern 
und Singles die Möglichkeit in gesicher-
ten und behüteten Lebensumständen zu 
wohnen bzw. aufzuwachsen. Für alle an-
deren bietet es die Möglichkeit Toleranz 
und soziales Miteinander aktiv zu leben. 

[2-19], [2-20], [2-21]

Eine Besonderheit dieses Projekts ist 
die Verknüpfung von Wohnungsbau und 
Beschäftigungsförderung, die aus der 
Zusammenarbeit der Wohn+Stadtbau 
GmbH mit dem Verein „Dach überm Kopf“ 
e.V.1 entstanden ist. Ziel dieser Koope-
ration war es, neben der Sanierung und 
Umnutzung des Quartiers, drei Beschäf-
tigungsgruppen mit jeweils 15 bis 25 
sozial benachteiligten jungen Erwachse-
nen zu beschäftigen und zu qualifi zieren. 
Durch eine verbindliche Teilnahme an 
Praktikas entstanden erste Kontakte mit 
den Baufi rmen vor Ort. Mit dem Investor 
wurde vereinbart, nach Abschluss der 
Maßnahmen acht der Wohnungen an die 
Teilnehmer zu vermieten. 

Um gegebenenfalls Pfl egeangebote stu-
fenweise oder in Form von Pauschallei-
stungen zu gewährleisten, hat die Wohn+
Stadtbau für Pfl egebedürftige oder älte-
re Menschen eine kooperative Vereinba-
rung mit sozialen Einrichtungen abge-
schlossen.

Bild 2.94:  neue Reihenhausbebauung Bild 2.95:  Gartenseite Bild 2.96:  Eingänge
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2.4.2 Wohnvarianten im sozial geförderten Mehrfamilienhaus  
  in Wien

Mit dem Mehrfamilienhaus entstanden 
21 sozial geförderte Wohnungen – in ei-
ner Baulücke am Wiener Stadtrand. Das 
Wohnumfeld bietet vielfältige Möglich-
keiten zum Einkaufen und zur Wahrneh-
mung kultureller Angebote in einer unter-
schiedlichen Bebauungsstruktur, die von 
der Kleinstsiedlungs- bis zur Hochhaus-
bebauung reicht, aber auch naturnahe 
Freiräume aufweist.

Die Strategie für das Entwurfskonzept war 
es, individuellen Wohnraum zu schaffen, 
der über den üblichen, rein funktionalen 
Standard des sozialen Wohnungsbaus 
hinausgeht und eine authentische Le-
benssituation ermöglicht, in der die Mie-
ter langfristig wohnen. Mit diesem Hin-
tergrund wurde ein Gebäude entwickelt, 
das dem Wohnen sowohl durch die An-
ordnung und Gestaltung der Wohnungen, 
als auch durch die besondere Fassaden-
gestaltung mit freier Fensteranordnung ei-
nen individualistischen Charakter verleiht.

Der zurückgesetzte Eingangsbereich mün-
det in einem lichtdurchfl uteten Foyer, 
das sich dem städtischen Umfeld öffnet 
und dessen Topographie aufgreift, zu-
dem eine Durchquerung zum Hof und 
Garten ermöglicht.

Bauherr: Neues Leben – Gemeinnützige Bau-, Wohn- und Siedlungsge - 
 nossenschaft Reg. Gen.m.b.H.
Architekt: Delugan Meissl Assoziated Architects
Standort: Wien – Stadtrand
Fertigstellung: 2006
Grundstücksfl äche: 883 m²
Bebaute Fläche:  462 m²
Bruttogeschossfl äche: 2.595 m²
Wohnnutzfl äche: 1.953 m² gesamt für 21 WE
Geschosse: 6
Baukosten: ca. 2,4 Mio €, 1.230 €/WNFL

Bild 2.98:  LageplanBild 2.97:  Zugänge

Bild 2.100: Orientierung der  
 Wohnungen

Bild 2.101:  Süden - Gartenseite

Bild 2.99:  Norden - Eingangsseite
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Das innenliegende, unregelmäßig gestal-
tete Treppenhaus, das durch schiefwin-
kelig versetzte Treppenläufe sowie eine 
Mischung aus dezent positionierter Be-
leuchtung und natürlicher Belichtung 
einen architektonisch wertvollen Raum 
bildet, führt zu jeweils vier Wohnungen 
pro Geschoss.

Die Grundrisstypologie der Wohnun-
gen resultiert aus der Attraktivität der 
nach Norden und Süden ausgerichteten 
Schmalseiten, die jeweils zwei Wohnun-
gen erfassen. Diese sind durch offene 
Loggien und großzügige Grundrisse ge-
prägt. Die nach Süden orientierten Woh-
nungen öffnen sich mit ihren Loggien 
zur Gartenseite. Die nach Norden – zur 
Straßenseite – gerichteten Wohnungen 

besitzen Loggien, die sich nach Westen 
und Osten orientieren und sich durch ei-
nen weitläufi gen Ausblick in den städti-
schen Raum auszeichnen.

Die Wohnungen weisen – trotz der unter-
schiedlichen Anordnung – gleichwertige 
Qualitäten auf und erhalten durch die un-
regelmäßig gestalteten Fensteröffnungen 
unterschiedliche Innenraumstimmungen. 
Die Fassade ist einerseits identitätsbil-
dendes grafisches Element und resul-
tiert andererseits aus dem spezifischen 
Außenraumbezug der Wohnungen.

Das Projekt zeichnet sich durch den be-
sonderen Umgang mit dem Thema Woh-
nen aus, bei dem maximale Qualitäten 
– bezüglich Belichtung und Ausblick – in 

Bild 2.102:  Eingang

Bild 2.104:  Abgang zum Keller

Bild 2.103:  Wohnungsvariante 1

Bild 2.105:  Wohnungsvariante 2

Bild 2.106:  Tageslichtdurchfl utungBild 2.105:  Treppenhaus
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unterschiedlichen Wohnungsvarianten re-
alisiert wurden. Die Gestaltung des Ein-
gangs und des Treppenhauses stellt eine 
außergewöhnliche Lösung dar, da diese 
Bereiche nicht nur als notwendige Er-
schließung, sondern als Bestandteil eines 
positiven Wohngefühls integriert wurden. 
Die Fassadengestaltung nimmt Bezug 
auf die innere Struktur und trägt zur He-
terogenität im städtebaulichen Erschei-
nungsbild bei. Damit stellt dieses Mehrfa-
milienhaus ein herausragendes Beispiel 
für den sozialen Wohnungsbau dar.

[2-22], [2-23], [2-24].

Bild 2.107:  Erdgeschoss

Bild 2.109:  Regelgeschoss

Bild 2.111:  Dachgeschoss

Bild 2.108:  Belichtung Treppenhaus

Bild 2.110:  Treppenhaus - Blick nach oben
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2.5 Projekte für Wohnen und Arbeiten

Die ausgewogene funktionale und so-
ziale Mischung in einem Stadtquartier 
wird unterstützt durch zukunftsorien-
tierte Arbeitsplätze in einem attraktiven 
Wohnumfeld. Die Nutzungsmischung in-
nerhalb eines Gebäudes kann einen Bei-
trag zur Wiederbelebung vorhandener 
Bausubstanz leisten. Im Neubaubereich 

2.5.1 Gemeinschaftliches Wohnen und Arbeiten im Aegidienhof  
 in Lübeck

Bauherr: Aegidienhof GbR, Wohnungseigentümergesellschaft
 55 Einzeleigentümer als Eigentümergemeinschaft
Architekt: Häuser 1-3, 8-12: MEYER STEFFENS Architekten und Stadtplaner BDA,
 Häuser 4-7: Sigrid Morawe-Krüger
Standort: Lübeck, Altstadt
Fertigstellung: Umbau 2003
Grundstücksfl äche: 4.089 m²
Wohn- und Nutzfl äche: 4.600 m² gesamt
Umbauter Raum: 27.900 m3

Geschosse: 2 bis 5
Baukosten: 5,1 Mio. €

Bei dem Wohngruppenprojekt „Agiedien-
hof“ handelt es sich um den Umbau und 
die Sanierung von insgesamt 12 denk-
malgeschützten Häusern aus 8 Jahr-
hunderten. Die Ziele der Eigentümer-
gemeinschaft waren dabei vielschichtig. 
Dazu zählen u.a. das selbstbestimmte 
Verwirklichen von individuellen Wohn-
konzepten, die Verbindung von Wohnen 
und Arbeiten an einem Ort, der Verzicht 
auf das Auto und die Öffnung des Hofes 
zur Altstadt sowie die Einbindung existie-
render Netzwerke.

hingegen können sich neuartige Ansät-
ze für die räumliche Verschmelzung von 
Wohnen und Arbeiten entwickeln. Nach-
folgend wird ein Projekt dokumentiert, 
das gemeinschaftlich motiviert war und 
zwei weitere Beispiele zeigen individuel-
le, private Lösungen im Neu- und Um-
baubereich.

Ursprünglich beherbergte das Ensemble 
zwei Frauenkonvente, ein Stiftsgebäude 
zur Unterbringung und Beschäftigung 
von Armen und Obdachlosen sowie ein 
Waisenhaus. 

Das Gebäudeensemble des Aegidienho-
fes liegt inmitten der historischen Altstadt 
von Lübeck. Die direkte Nähe zum Zen-
trum der Stadt sowie eine hervorragende 
Anbindung an den Öffentlichen Personen-
nahverkehr machen den Verzicht auf ein 
Auto problemlos möglich. Kindergärten, 

Bild 2.113:  LuftbildBild 2.112:  Gebäudeensemble Aegidienhof

N
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Schulen und Sportmöglichkeiten sowie 
Geschäfte zur Deckung des täglichen Be-
darfs sind fußläufi g und sicher erreichbar.

Der Zusammenschluss von Privatleu-
ten und Gewerbetreibenden schuf eine 
innerstädtische „Oase“, die vielen Men-
schen sowohl Wohnraum als auch Ar-
beitsplätze bietet und darüber hinaus  
das benachbarte Wohnumfeld durch 
(multi-)kulturelle und gewerbliche Ange-
bote 10 bereichert. 51 Wohnungen mit ca. 
100 Bewohnern stehen 11 Gewerbeein-
heiten mit ca. 50 Arbeitsplätzen gegen-
über. Das Spektrum reicht von Gold-
schmiede- und Buchbinderwerkstätten 
über Kinderarzt- und Heilpraktikerpra-
xen bis zu Architektur-, Projektberater-
und Start-Up-Büros. Zusätzlich ist dem 
Komplex ein Stadtteilcafé angegliedert, 
in dem körperlich eingeschränkten Men-
schen der Berufseinstieg im Küchen- 
und Restaurantbereich vermittelt wird. 

Die zukünftigen Bewohner wurden von 
Anbeginn an der Konzeptionierung der 
Anlage beteiligt, Planungs- und Sanie-
rungsziele wurden gemeinsam diskutiert 
und festgelegt. Maßgeschneidert auf die 

Bedürfnisse der unterschiedlichen Be-
wohnerschaft entstanden sehr individuel-
le Eigentums- und Mietwohnungen für alte 
und junge Menschen, darunter Singles, 
Familien, Alleinerziehende und  Wohnge-
meinschaften. Etwa ein Drittel der Woh-
nungen sind barrierefrei bewohnbar, um 
auch Menschen mit Behinderungen und 
Älteren die Möglichkeit zu geben in dieser 
Gemeinschaft zu leben. Eine Ergänzung 
stellen viele kleinere Appartments für Sin-
gles dar, die aber auch als Gästewohnun-
gen, Bed + Breakfast oder Büros genutzt 
werden. 

Der autofreie Hof des Ensembles bietet 
einen geschützten Raum für Kinder und 
Senioren, der durch seine Vielfalt und 
Größe einen idealen Ort der Kommu-
nikation darstellt. Gegenseitige Kinder-
betreuung und gemeinsame Einkäufe 
ergeben sich so fast von selbst. Die in-
dividuell begrünten und möblierten „pri-
vaten“ Hausvorbereiche stehen in span-
nungsvollem Kontrast zu der Gestaltung 
des gemeinschaftlich genutzten Innen-
hofs, der durch barrierefreie Hauptwege 
aus Betonsteinplatten sowie Grün- und 
Spielfl ächen gegliedert ist. 

Bild 2.116:  Haus 11 - HofseiteBild 2.115:  HofsituationBild 2.114:  Haus 10 und 11

Bild 2.121:  Haus 8 - Bad

Bild 2.117:  Haus 3 - Brett- 
 stapeldecke

Bild 2.120:  Haus 8 - Küche

Bild 2.119:  Haus 3 - Treppenhaus OberlichtBild 2.118:  Haus 112 - Treppenhaus
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Initiiert wurde das Projekt durch eine kleine 
Gruppe von Planern, die in enger Abstim-
mung mit der Stadtentwicklung und der 
Denkmalpfl ege der Hansestadt Lübeck 
ein bunt gemischtes Nutzungskonzept 
und für jedes der 12 Häuser denkmalge-
rechte Planungs-„Visionen“ entwarfen. 
Bedingt durch das Fehlen abgesicher-
ter Finanzierungsmodelle erstellte die 
Planungsgemeinschaft – bestehend aus 
drei Büros – auf eigene Kosten und Ri-
siko die nötigen Vorentwürfe, Kosten-
schätzungen sowie Nutzungs- und Fi-
nanzierungskonzepte. Alle Büros verfüg-
ten bereits über Erfahrung mit sozialen 
Gruppenprojekten. Da neben der Nut-
zungs- und Altersmischung auch eine 
soziale Mischung gewünscht war, wur-
den Finanzierungsmodelle gefunden, 
die je nach Bauzustand, Sanierungsauf-
wand und Zuschüssen sowie Abschrei-
bungensmöglichkeiten, individuell zuge-
schnittene Lösungen ergaben. 

Die Verknüpfung der außerordentlich 
breitgefächerten Sozialstruktur der Be-
wohner des Aegidienhofes und die viel-
fältige Umsetzung der integrierten Ar-
beitsformen stellt ein gelungenes und 
attraktives Wohnkonzept dar. 

Die Menschen können hier nach ihren ei-
genen Bedürfnissen leben, arbeiten und 
an dem facettenreichen Miteinander der 
Gemeinschaft teilhaben. Der Erfolg des 
Aegidienhofes hat in Lübeck und Umge-
bung bereits zu mehreren Nachfolgepro-
jekten geführt. 

Das Projekt wurde mit dem Landespreis 
2001 für „Zukunftweisendes Bauen in 
Schleswig-Holstein“ und mit dem Bau-
herrenpreis Modernisierung 2005 aus-
gezeichnet.

[2-25], [2-28], [2-27]

Bild 2.126:  Haus 11 - Erdgeschoss

Bild 2.124:  Haus 3 - Ober-
 geschoss

Bild 2.125:  Haus 8 - 2. Obergeschoss

Bild 2.123:   ... oder zum TreffenBild 2.122:  Innenhof zum Ausruhen

10 
Das breitgefächerte Pro-
grammangebot mit Vorträ-
gen, Singen, Tanzen, Philo-
sophiekursen, etc. wird durch 
den von Mietern, Anwohnern 
und Freunden gegründeten 
Verein Aegidienhof e.V. or-
ganisiert. Die Ziele des Ae-
gidienhof e.V. und seiner Ge-
meinschaft sind der Erhalt 
und die Pfl ege der Baukultur, 
des Denkmal- und Umwelt-
schutzes und die Förder-
ung sozialer Strukturen im 
Aegidienviertel.
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2.5.2 Wohn- und Atelierhaus Hopp in Weimar

Bauherr: Vollrath und Johanna Hopp 
Architekt: Max Dudler
Standort: Weimar – Siedlungsgebiet „Neues Bauen am Horn“
Fertigstellung: 2003
Grundstücksfl äche insgesamt: 390 m²
Bruttogeschossfl äche: 260 m²
Bruttorauminhalt: 570 m3

Wohn- und Nutzfl ächen: Wohnhaus 84,1 m² WFL, Atelier 92,6 m² NFL
Geschosse: 2
Baukosten: 409.000 €

Das Wohn- und Atelierhaus Hopp in Wei-
mar wurde auf einer schmalen Parzelle 
von 7,5 m Breite errichtet. Das Ensemble 
erfüllt den Wunsch des Bauherrn nach 
gleichwertiger baulicher Umsetzung der 
Nutzungen Wohnen und Arbeiten – ohne 
diese zu vermischen – mit einem hohen 
individuellen, gestalterischen und funk-
tionalen Anspruch. Das Konzept, Woh-
nen und Arbeiten in enger räumlicher 
Nähe zueinander anzuordnen, trägt den 
neuen Entwicklungen sich wandelnder 
Familienstrukturen und Arbeitsverhält-
nisse Rechnung. 

Auf einem ehemals als Kasernenge-
lände sowjetischer Streitkräfte genutz-
tem Gebiet entstand unter dem Namen 
„Neues Bauen am Horn“ ein modellhaf-
tes Stadtquartier, zu dem auch das Haus 
Hopp gehört. Initiiert von der Bauhaus-
Universität Weimar, wurde in Koopera-
tion mit der Landesentwicklungsgesell-

schaft (LEG) in Thüringen und der Stadt 
Weimar ein hochwertiges Wohnquartier 
geschaffen. Durch die in wenigen Geh-
minuten erreichbare historische Innen-
stadt Weimars können alle Ansprüche 
an ein Leben in städtischer Umgebung 
erfüllt werden. 

Bild 2.127:  Lageplan Bild 2.128:  Eingang Atelier

Bild 2.129:  Ansicht und Schnitt

N
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Die gesamte Formensprache der Sied-
lung „Neues Bauen am Horn“ erfolgte in 
Anlehnung an die klassische Moderne. 
Die Reinheit und Einfachheit der mono-
lithischen, abstrakt-kubischen Form der 
Häuser Hopp setzt diese Gestaltungs-
vorgabe konsequent um.

Die gleichgroßen, fast identischen Häu-
ser wurden deutlich voneinander getrennt 
auf dem orthogonal zur Straße liegen-
den Grundstück in einer Linie hinterein-
ander platziert. Der Bereich zwischen den 
Kuben wird durch einen begrünten Gar-
tenraum geprägt, den die Bauherrn als 
erweitertes „grünes Zimmer“ betrachten. 
Die in homogenemSchwarz gehaltenen, 
glatt geputzten Fassaden verstärken den 
monolithischen Charakter der Baukör-
per und erhalten durch den wechseln-
den Tageslichteinfall unterschiedliche 

Farbnuancen. Fenster- und Türöffnun-
gen sind sorgfältig gesetzt und nehmen 
jeweils die Position und Form im gegen-
überliegenden Gebäude wieder auf.

Der direkt an die Straße – die als zentrale 
Haupterschließung der Siedlung dient – 
angrenzende zweigeschossige Bau-
körper wird als Atelier genutzt. Dieses 
besitzt im Erdgeschoss einen großen 
Arbeitsraum, der durch einen Neben-
raumblock zweigeteilt ist. Der zweite 
Kubus bildet das Wohnhaus, in dem die 
Bereiche Wohnen, Essen und Kochen 
im Erdgeschoss und der Schlafbereich 
im Obergeschoss angeordnet sind. Die 
Erschließungstreppen beider Häuser lie-
gen an der nördlichen Außenwand und 
bilden mit dem verbindenden Gartenweg 
eine gedachte Linie.

Bild 2.131:  Wohnhaus und Atelier - NordostenBild 2.130:  Atelier und Wohnhaus - Nordwesten

Bild 2.132:  Terrasse Wohnhaus Bild 2.133:  Eingang Wohnhaus 
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Obwohl der im Innenbereich zur Verfü-
gung stehende Raum durch Einbauten  
bis ins kleinste ausgenutzt wird, entsteht 
trotzdem das Gefühl von Leichtigkeit. 
Ein helles Grau dominiert als Farbe im 
Innenausbau, dessen unterschiedliche 
Farbwirkung allein aus den Verschieden-
heiten der Materialien entsteht. 

Das Wohn- und Atelierhaus Hopp be-
friedigt mit einfachen gestalterischen 
Mitteln zwei bisher traditionell vonein-
ander getrennte Lebensbereiche – die 
Funktionen Wohnen und Arbeiten.  Den 
Bedürfnissen und Anforderungen des 
modernen Arbeitsmarktes angepasst, 
bietet das Haus Hopp die Möglichkeit 

das Leben fl exibel zwischen Freizeit und 
Arbeitszeit aufzuteilen, trennt diese aber 
trotzdem räumlich voneinander ab, um 
die gewünschte Distanz zu bewahren.  

Dieses Konzept ermöglicht weiterhin die 
Verknüpfung von Kinderbetreuung und 
Berufstätigkeit – ohne externe Betreu-
ungsformen wahrnehmen zu müssen – 
durch die örtliche Nähe und der Sichtbe-
ziehung der beiden Funktionsbereiche.  
Darüber hinaus zeigt die Umsetzung, 
dass Wohnen und Arbeiten in einfamili-
enhausähnlicher Form im verdichteten 
Stadtraum realisiert werden kann.

[2-28], [2-29]

Bild 2.135:  Wohnraum Bild 2.136:  AtelierBild 2.134:  Aufgang zur  
 Dachterrasse

Bild 2.137:  Grundrisse

Wohnen

Essen

Atelier

Bad

Zimmer

Atelier

EG OG Dach-
aufsicht

Schlafen

Dach-
terrasse
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2.5.3 Wohnen und Arbeiten in einer Maisonettewohnung   
 in Berlin 

Bauherr: Carsten Wiewiorra
Architekten: wiewiorra hopp architekten
Standort: Berlin-Mitte
Fertigstellung des Umbaus: 2005
Wohnfl äche: 65 m²
Bürofl äche: 48 m²
Combizone: 35 m²
Geschosse: 2 
Baukosten: k.A. 

Dieses Projekt stellt beispielhaft dar, wie 
die herkömmlicherweise getrennten Le-
bensbereiche Wohnen und Arbeiten auch 
bei begrenzten Platzverhältnissen im Be-
stand räumlich und funktional verknüpft 
werden können. Die Kombination dieser 
beiden Nutzungen ist durch Umbau bzw. 
Zusammenlegung zweier übereinander-
liegenden Wohnungen eines Gründer-
zeithauses in der Berliner Stadtmitte rea-
lisiert worden. Den Wohnbereich nutzt 
ein Zwei-Personenhaushalt, der Arbeits-
bereich steht dem von den beiden Be-
wohnern betriebenen Architekturbüro mit 
vier Mitarbeitern zur Verfügung.

Durch die Möglichkeit, die Funktionsbe-
reiche fl exibel zu kombinieren oder zu 
trennen, kann zum Einen die eventuell 
nötige räumliche Distanz der beiden Le-
bensbereiche bewahrt bleiben, zum An-

Bild 2.140:  Gartenfassade

Bild 2.139:  StraßenfassadeBild 2.138:  Lageplan
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deren erweist sich dieses Modell durch 
die Einrichtung einer „Combi-Zone“ als 
anpassungsfähig, wenn eine lokale Aus-
weitung der jeweiligen Nutzung nötig ist.  

Die Decke zwischen den beiden Ge-
schossen bildet die horizontale Funktions-
trennung: Im Erdgeschoss entstand ein 
Büro von 48 m² mit vier eingerichteten 
Arbeitsplätzen, das zur Straßenseite 
gerichtet ist. Dahinter angeordnet liegt 
die „Combi-Zone“, die je nach Bedarf 
dem Büro oder der Wohnung zuge-
schaltet werden kann. Hier liegen Kü-
che und WC, welche privat oder von 
den Mitarbeitern genutzt werden sowie 

der Essbereich, der auch als Bespre-
chungsraum dient. Somit kann das Büro 
um zusätzliche 35 m² auf 83 m² erwei-
tert werden. 

Der private Bereich mit seinen Wohn-, 
Schlaf- und Sanitärräumen befi ndet sich 
im oberen Geschoss und wird durch eine 
mobile Treppe erschlossen. In Zeiten, in 
denen die „Combi-Zone“ als Büroeinheit 
genutzt wird, kann diese zur Seite ge-
rollt werden, um die privaten Räume im 
Obergeschoss abzuschotten und mehr 
Raum im EG zu schaffen.

Bild 2.141:  Treppe zur Seite gerollt

Bild 2.142:  Blick zur Küche

Bild 2.143:  Treppe ausgefahren Bild 2.146:  Wohnen im OG

Bild 2.145:  Treppenaufgang zu Wohnen im OG

Bild 2.144:  Ess-/ Konferenzbereich im EG
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Optisch betont werden die Funktions-
trennungen zwischen der Combi- und 
der Bürozone im EG sowie zwischen der 
Schlaf- und der Wohnzone im OG mittels 
einer massiven, tragenden Trennwand in 
dominantem Schwarz. 

In der gartenseitigen Außenwand wird 
die Kombination von Wohnen und Ar-
beiten durch ein über zwei Geschosse 
reichendes Fenster unterstrichen. Als 
sechs Meter hohes, vertikales Band aus-
gebildet, akzentuiert es die Verbindung 
der beiden Zonen in der Fassade.

Das hohe Maß an Flexibilität der Räume 
und deren Verteilung auf zwei Geschos-
se ermöglicht ein raumsparendes Woh-
nen und Arbeiten mit einfachen Mitteln. 
Obwohl sich berufl iche und private Be-
reiche räumlich überschneiden, ergeben 
sich daraus keine gegenseitigen Beein-
trächtigungen, da die Nutzungen zu un-
terschiedlichen Tageszeiten stattfi nden. 
Dies wurde durch einfache, kostengün-
stige Maßnahmen erreicht und kann  da-
her als Vorbild für junge Unternehmen in 
der Anfangsphase bzw. Gründerphase 
dienen. 

[2-14]

Bild 2.147:  Erdgeschoss Bild 2.148:  Obergeschoss

Bild 2.149:  Schnitt

Bild 2.150:  Treppe Längsschnitt
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2.6 Flächenoptimierte Konzepte und Modulbauweisen
 für verschiedene Wohnformen

Hier werden innovative Architekturkon-
zepte vorgestellt, die trotz komprimierter 
Form ein ansprechendes repräsentati-
ves Wohnen mit fl exiblen Lösungen für 
eine maximale Raumnutzung darstellen. 
Die Lösungen zeigen neuartige Raum-

2.6.1 Komprimierter, multifunktionaler Wohngrundriss – Umbau  
 eines ehemaligen Feuerwehrhauses zum Mehrfamilienhaus
  in Bad Waltersdorf, Österreich

Bauherr: Franz und Gertrude Brugner
Architekt: SPLITTERWERK
Standort: Bad Waltersdorf, Österreich
Fertigstellung: 2004
Wohnfl äche: 59 m²

Das Projekt entstand auf der Grundlage 
eines Umbaus der alten, nicht mehr im 
Gebrauch befi ndlichen Feuerwehrwache 
des Ortes Bad Waltersdorf in Österreich. 
Für die zukünftige Nutzung als Mehrfami-
lienhaus wurden fünf von zehn Wohnun-
gen als zweigeschossige Singlewohnun-
gen mit einer fl ächenoptimierten Grund-
risskonzeption entwickelt.

Diese zeichnet sich durch eine kompri-
mierte Organisationsform des Wohnens 
aus, bei der alle Funktionen von einem 
Raum aus zugänglich sind und daher 
weitere Unterteilungen entfallen. Ein zen-
traler funktionsneutraler Raum erhält 
durch das Zu- und Wegschalten von 
verschiedenen Wohnfunktionen wie z.B. 
Schlafen, Kochen, Essen, Arbeiten, etc.,  
eine ganze Reihe von Nutzungsmöglich-
keiten. 

fügungen und additive Raumfunktionen 
mit wechselnder Nutzungsmöglichkeiten. 
Des Weiteren werden modulare Raum-
konzepte vorgestellt, die als temporäre 
oder ständige Gebäude in der Stadt Ver-
wendung fi nden können.

Die einzelnen, umlaufenden Funktions-
zonen können mit Hilfe von mobilen Falt-
wänden bzw. -türen zugeschaltet werden 
und je nach Bedarf in Form eines kleinen 
Zimmers oder einer Raumnische gestal-
tet sein. Je nachdem, ob die Küchenzei-
le, die Sofanische oder der Schreibtisch 
zugeschalten ist, wird der zentrale Raum 
zur Küche, zum Wohn- oder Arbeitszim-
mer. In Analogie zum „Multitasking“ ist es 
genauso möglich, mehrere Funktionen 
gleichzeitig zu nutzen. 

Durch das Zuschalten einer der Funktio-
nen überlagert die Ausstattung und Möb-
lierung der Nische die Atmosphäre des 
zentralen Raumes. Dieser besitzt durch 
seine eigene ornamentale Farbgestal-
tung sphärischen Charakter.

[2-30], [2-31], [2-18]

Bild 2.153:  Küche-Essen Bild 2.155:  Wohnen-EssenBild 2.154:  Essen oder Arbeiten

Bild 2.151:  Nutzungs-
 optionen
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2.6.2 Komprimiertes Wohnraumkonzept für eine 5-köpfi ge   
 Familie in Attersee, Österreich

Bauherr: k. A.
Architekt: Peter Ebner + Franziska Ullmann - Architects
Standort: Attersee, Österreich 
Fertigstellung: 2005
Wohnfl äche: 75 m²

Dieses Raumkonzept stellt ein weite-
res fl ächenoptimiertes Beispiel dar, das 
zeigt wie eine fünfköpfi ge Familie auf 
nur 75 m² Wohnfl äche ohne Einschrän-
kung bequem Platz fi nden kann. Die 
Wohnung befi ndet sich in einem mehr-
geschossigen Gebäude der 50er Jahre 
und entstand im Zuge von geplanten 
Umbaumaßnahmen. 

Trotz der vergleichsweise geringen Flä-
che sollten alle Ansprüche an die heu-
tigen Wohnqualitäten und die unter-
schiedlichen Bedürfnisse der einzelnen 
Familienmitglieder erfüllt werden. Der 
Leitgedanke bei der Umsetzung war  
den gesamten zur Verfügung stehen-
den Raum als zusammenhängendes 
Volumen zu betrachten bzw. zu erhalten 
und nicht wie üblich in einzelne Flächen 
aufzusplitten und mit Monofunktionen 
zu belegen. 

Daraus resultiert die Anordnung der 
Wohnfunktionen um ein zentral einge-
stelltes Möbel- bzw. Raumelement, das 
sich nach allen Seiten öffnet, vielseitig 
nutzbar ist und unterschiedlichsten Funk-
tionsansprüchen nachkommt. Es wird ei-
nerseits als selbstverständlicher, fl ießen-
der Teil des Raumes wahrgenommen, 
andererseits ist es als eigenständiges 

raumbildendes Element erlebbar. Dies 
wird durch fl exibles Weg- oder Zuschal-
ten von Nutzungsbereichen erreicht: Die 
Küche kann hinter einem Faltelement 
verschwinden bzw. hervorgeholt werden, 
der Tisch klappt aus der Wand, die Sitz-
bank wird zum Bett, die Trenntüren zwi-
schen Eltern- und Kinderschlafzimmern 
verbergen gleichzeitig das private Büro. 

Boden und Decken der Wohnung wur-
den von dem Linzer Künstler Rainer Fü-
reder gestaltet und mit Ornamenten aus 
Blättern und Zweigen bemalt. Dieses 
Gestaltungsmittel verstärkt das Gefühl, 
dass Grenzen und klare Raumgeometrie 
verschoben bzw. aufgehoben werden 
können. 

[2-31]

Bild 2.160:  „Funktionsmöbel“Bild 2.159:  KinderbereichBild 2.158:  SchlafenBild 2.157:  Essen

Bild 2.156:  Nutzungsbereiche
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2.6.3 „plug&live“ - das Wohnkonzept Students-Loft®

Das Wohnangebot unter dem registrier-
ten Markennamen Students-Loft® ist 
eine Dienstleistung, die eine auf die Be-
dürfnisse von Studenten, Auszubilden-
den, Praktikanten und jungen Berufstä-
tigen abgestimmte Wohnform anbietet.
Dazu werden leer stehende Gewerbe-
fl ächen zu Wohnraum für junge Leute 
umgenutzt.

Die vorgefertigten Wohnmodule werden 
in leerstehenden Büroetagen oder klei-
nen Hallen in ca. 2,50 m Abstand zur 
Außenfassade aneinandergereiht aufge-
stellt. Da sie baurechtlich als Möbel de-
klariert sind, müssen nur geringe brand-
schutzrechtliche Anforderungen erfüllt 
werden. Jede Raumzelle besteht aus 
einem 8 m² großen Grundmodul, das 
durch Öffnung eines fl exiblen Wandele-
ments um ca. 12 m² erweitert wird. Die 
aufgeklappte Wand bildet zugleich die 
Trennwand zur Nachbarmodul. 

Das Wohnmodul ist mit einem breiten 
Bett, Auszügen, einem multifunktionalen 
Arbeitsplatz, Mobiliar für die Erweite-
rungsfl äche, einer Garderobe und einem 
außen liegenden Stauraum ausgestattet. 

Gemeinschaftlich zu nutzende Bereiche 
wie Küchen und Sanitärräume lassen 
sich ebenfalls modular herstellen und 
einbauen. Die Anordnung der Wohnein-
heiten ist dabei von der bestehenden 
Gebäudestruktur abhängig, wobei auf 
einen möglichst geringen Eingriff in die 
Bausubstanz geachtet wird. Eine ausge-
wogene Mischung aus Gemeinschaft und 
Privatheit wird somit garantiert. Zudem 
offeriert dieses Modell die Möglichkeit 
in ungezwungenem Rahmen Menschen 
kennen zu lernen, um ein Einleben in der 
neuen Stadt zu erleichtern. Abgerundet 
wird das Wohnangebot durch diverse 
Serviceleistungen, wie z.B. Reinigung 
der Gemeinschaftsbereiche, Bügelser-
vice etc.

Geeignete Objekte für die Integration 
der Wohnmodule in bestehende Ge-
bäude zeichnen sich durch ihre zentrale 
Lage, die Nähe zu Bildungseinrichtungen 
oder ausbildenden Unternehmen aus 
und liegen in Mischgebieten. Sie verfü-
gen über eine Grundfl äche von 150 bis  
300 m² je Etage, mindestens ein abge-
schlossenes Treppenhaus und die Mög-
lichkeit anzuleitern, eine funktionierende 
Haustechnik sowie intakte Fenster. 

Die Besonderheit dieses modularen 
Wohnkonzepts, die Kompensierung von 
Wohnungsnot an vielen Hochschulstand-
orten und Gewerbefl ächenleerständen 
sowie die vielseitige Anwendbarkeit, stellt 
einen wertvollen Beitrag zu Strukturver-
besserungsmöglichkeiten der Städte dar. 
Ein Einsatz bei Großereignissen wie z.B. 
Sportevents ist ebenso vorstellbar wie 
auch die Verwendung als Jugendhotel 
oder für Start-up Büros.

[2-32]

Entwurf: Students-Loft® // Becker I Essig I Sauter GbR

Bild 2.162:  Students-Loft®Bild 2.161:  Grundmodul

Bild 2.163:  Kombination  
 zweier Grund- 
 module zu  
 einer Einheit

Bild 2.165:  Beispielgrund- 
 riss einer ehe- 
 maligen Büro- 
 etage

Bild 2.164:  Raumerweiterung und variable Möbel- 
 funktionen
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2.6.4 Mobile, ortsunabhängige Wohneinheit „Loftcube“ 

Architekt: Werner Aisslinger, Berlin
Fertigstellung:  2003 (Prototyp)
Wohnfl äche:  39 m2 bis 55 m2

Mit der Idee des modularen „Loftcubes“ 
sollen große und bislang ungenutzte Flä-
chen wie z.B. Flachdächer in Städten als 
neue, sonnige und qualitativ hochwertige 
Lebensräume erschlossen werden.  

Die leichten und mobilen Wohneinhei-
ten haben bei Innenmaßen von 6,25 m x 
6,25 m etwa 39 m² Wohnfl äche. Die 
nächst größere Einheit weist eine Wohn-
fl äche von etwa 55 m² auf. 

Die Container können nach persönlichen 
Wünschen und Vorstellungen ausgebaut 
werden, einzig der Rahmen ist vorgege-
ben. Vielseitig nutzbare Wand- und Funk-
tionspaneele ermöglichen eine individuel-
le Raumaufteilung. 

Für mehr Raumanspruch lassen sich die 
Module über Brücken zu verschieden 
großen Einheiten verbinden. Mit der Ver-
knüpfung von zwei größeren Elementen, 
wäre es möglich eine großzügige Nutz-
fl äche von 110 m² zu schaffen. 

Die gesamte Tragstruktur eines Loftcu-
bes besteht aus Stahl. Auf vier eingerück-
ten Rundrohrstützen aufgeständert hebt 
er sich vom Untergrund ab und vermittelt 
somit einen leichten und schwebenden 
Eindruck, den Grundgedanken des Loft-
cubes. Der Bodenrost besteht wie die 
Dachkonstruktion aus vier Einzelrahmen, 
acht Fassadenpfosten in den Ecken die-
nen als Tragwerk. Die Einfachheit und 
Leichtigkeit der Konstruktion macht den 
Loftcube beweglich und fl exibel. 

Alle Ver- und Entsorgungselemente – z.B. 
für Strom, Wasser und Kommunikation – 
werden den Bedürfnissen der Bewohner 
entsprechend in Funktionspaneele einge-
bracht, die gleichzeitig als Raumtrennung 
fungieren, um den verhältnismäßig klei-
nen Raum bestmöglich zu nutzen. 

Der Grundriss des Loftcubes ist stützen-
frei und kann mit marktüblichen Ausbau-
elementen sowie Sondermodulen fl exi-
bel gestaltet werden.  Angelehnt an den 
Wohn-Loftcube wurde ein Modell  – der 
„Home Offi ce“ cube – entworfen, das als 
Büro genutzt werden kann. Somit lassen 
sich die beiden Lebensbereiche Wohnen 
und Arbeiten durch ein erweitertes Mo-
dul problemlos verbinden.

[2-33]

Bild 2.167:  Standort: 
 Brachfl äche

Bild 2.171:  Standort: 
 Flachdach

Bild 2.170:  WohnenBild 2.168:  Bad Bild 2.169:  Kochen

Bild 2.166:  Grundriss und Ansicht mit Erweiterungsvariante
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2.6.4 „Pile UP®“ – patentiertes Stapel-Raumkonzept in Rhein-
 felden, Schweiz

Bauherr: Zapco LTD, Zug
Architekt: Zapco LTD, Zug / ZIMPFER PARTNER, Basel/Zug
Standorte: CH-Rheinfelden (1),  CH-Zug (2), CH-Neuhaus am Rheinfall (3)
Fertigstellungen: (1) 2006, (2) und (3) 2008

„Pile UP®“ (zu deutsch: aufstapeln) stellt 
ein Europäisches Patent dar, das nicht 
auf eine architektonische Konstruktion 
sondern auf ein Raumkonzept – beste-
hend aus stapelbaren, z.T. vorgefertig-
ten Modulen – vergeben wurde. 

Das Konzept beruht auf der Idee vom 
„gestapelten Einfamilienhaus“ in urbanen 
dichten Lagen mit optimaler Infrastruktur. 
„Pile UP®“ bietet Raum für jeden Lebens-
abschnitt und vielfältigen, anpassbaren 
Nutzungsmöglichkeiten für junge Famili-
en und ältere Menschen. 

Dabei ist die Staffelung von Geschoss-
wohnungen nicht auf den Zugewinn an 
Fläche sondern an Volumen und Belich-
tung ausgelegt, um das Raumerlebnis 
und damit die Wohnqualität zu steigern. 

Daraus resultiert eine immer wiederkeh-
rende Kombination aus Wohnbereichen, 
deren Raumhöhen zwischen einem und 
zwei Geschossen varieren, wie z.B. die 
Loggien, Terrassen und Wohnzimmer. 
Diese sind in der Regel 5,70 m hoch und 
verleihen den nahezu stützenlosen Räu-
men eine angenehme, luxuriöse Groß-
zügigkeit und Lichtfülle. Beinahe alle 
Installationen verschwinden in Wänden 
und dem Bodenaufbau. Nichts soll den 
Raumfl uss bzw. den Gestaltungswillen 
der Besitzer stören.    

Das rein strukturelle Konzept beruht auf 
der Unabhängigkeit von einer spezifi -
schen Konstruktionsweise. So ist es mög-
lich, „Pile UP®“ wahlweise in Beton, Holz, 
Stahl, verputzt, ungeputzt etc. herzustel-
len. Das offene Bausystem ist in allen 
Ebenen klar strukturiert und besteht aus 
Stützen und tragenden Erschließungs- so-
wie Versorgungskernen, variablen Trenn-
wänden in Trockenbauweise und einer 
nicht tragenden Fassade. Dies ermöglicht 
einen individuellen Ausbau, der passge-
nau auf die zukünftigen Mieter bzw. Be-
sitzer abgestimmt werden kann. Bedürf-
nisse nach Privatheit und Großzügigkeit 
– ähnlich eines Einfamilienhauses –, 
der städtische Kontext einer Wohnung 
und die luftigen Außenbereiche können 
durch die vielseitige und variable Wohn-
typologie von „Pile UP“ erfüllt werden.

[2-34]

Bild 2.174: Blick nach innen Bild 2.175:  Blick auf die Terrasse

Bild 2.172: Detail Bild 2.173: Gartenfassade
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3 Baugemeinschaften als neue Kooperations- 
 form für Bauherren

Aber noch eine Reihe weiterer Gründe 
machen das Bauen in einer Baugemein-
schaft für private Bauherren attraktiv:
- Baugemeinschaften fördern eine ver- 
 antwortungsvolle und engagierte Be- 
 wohnerstruktur,
-  bereits beim gemeinsamen Planen und 
 Bauen wird die Grundlage für eine gute  
 Nachbarschaft gelegt, so entstehen sta-
 bile Hausgemeinschaften, 
-  durch die frühzeitige Einbindung in die  
 Entscheidungsprozesse wird die Iden- 
 tifi kation mit dem späteren Lebensraum 
 gestärkt und
-  durch die aktive Beteiligung und lau- 
 fende Abstimmung werden bedarfsge- 
 rechte Gebäude- und Freifl ächenkon-
 zepte sowie nutzerbezogene Woh- 
 nungsgrundrisse geschaffen. 

Das Baugemeinschaftsprojekt kann ge-
nauso der Neubau eines reinen Wohn-
hauses oder teilweise gewerblich genutz-
ten Gebäudes sein, wie auch der Erwerb 
der Umbau oder die Modernisierung ei-
nes Altbaus. Gewerbe und Wohnungen 
können dabei selbst genutzt, vermietet 
oder verkauft werden. 

Baulücken in gewachsenen Stadtquar-
tieren bieten sich auf Grund der über-
schaubaren Grundstücksgrößen für Bau-
herrengemeinschaften an. 

Die Baugemeinschaft verbindet das Ziel, 
sich gemeinsam ihr Haus zu bauen oder 
umzubauen. Häufi g übernehmen die 
einzelnen Mitglieder dabei Aufgaben, die 
sonst ein Investor oder Bauträger über-
nimmt. Damit ist in der Regel der Auf-
wand für den Einzelnen höher, dafür ist 
er jedoch auch in den laufenden Prozess 
eingebunden und kann seine Interessen 
besser vertreten.
 
Durch die intensive Beteiligung der spä-
teren Nutzer ermöglichen Baugemein-
schaften bedarfsgerechte Wohnungs-
grundrisse und Gebäudekonzepte. In-
nerhalb eines Gesamtkonzepts für den 
Gebäudeentwurf – der bestimmte Para-
meter wie die Konstruktion, die Haus-
technik oder die Fassadengestaltung 
festlegt – sollten die einzelnen Wohnun-
gen bezüglich der Grundrisse und Mate-
rialien nach den individuellen Vorstellun-
gen gestaltbar sein. [3-1] 

Bild 3.3:  StraßenfassadeBild 3.2:  GartenhausBild 3.1:  Gemeinschaftsraum im Erdgeschoss
Baugemeinschaft: Wohn- und Geschäftshaus Marienburger Straße 31a, Berlin-Prenzlauer Berg; Entwurf: heinhaus architekten

Insbesondere innerstädtische Woh-
nungsbauprojekte werden bis heute auf 
Grund ihrer Größe und Komplexität über-
wiegend durch Investoren, Bauträger 
oder Wohnungsunternehmen abgewick-
elt und die Wohnungen später verkauft 
oder vermietet. Begünstigt durch ein 
zunehmendes Interesse selbstnutzen-
der Bauherren an Kooperationen beim 
Planen und Bauen entwickeln sich neue, 

teilweise professionalisierte Netzwerke, 
z.B. in Form von Baugemeinschaften. 
Ein ganz wesentlicher Grund liegt in der 
Tatsache, dass das Bauen in einer Bau-
gemeinschaft gegenüber dem Erwerb 
einer Wohnung von einem Investor oder 
Bauträger meist deutlich günstiger ist. 
Damit wird das selbstgenutzte Wohnei-
gentum in der Stadt auch für Haushalte 
mit mittleren Einkommen erschwinglich.
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Häufi g werden die Wohnungen ergänzt 
durch Gemeinschaftsräume für Feste, 
Kinderspielräume im Erdgeschoss mit 
Gartenbezug, gemeinsame Dachterras-
sen oder Gästewohnungen. Damit er-
füllen die gemeinschaftlichen Wohnpro-
jekte in der Regel die hohen Qualitäts-
anforderungen einer zukunftsgerechten 
Immobilie.

Die frühzeitige Einbindung der späteren 
Bewohner fördert die nachbarschaftliche 
Solidarität. Es entstehen Hausgemein-
schaften mit großer innerer und äußerer 
Stabilität. Die dabei entwickelte hohe 
Beteiligungskultur im Inneren strahlt in 
der Regel nach außen aus, so dass Bau-
gemeinschaften oft durch Engagement 
und Identifi kation zur Stabilisierung ihrer 
städtischen Quartiere beitragen. Neben 
den projektinternen Gemeinschaftsfl ä-
chen – im Innen- wie im Außenbereich – 
wird häufi g auch eine Integration in das 
Wohnumfeld angestrebt. Dies kann z.B. 
über Straßenfeste, die Vermietung von 
Veranstaltungsräumen oder die Integra-
tion eines Nachbarschaftscafés stattfi n-
den.

Baugemeinschaften können sich auf ver-
schiedenen Wegen fi nden, u.a. über Fo-
ren oder Vereine, die entsprechende In-
formationsveranstaltungen anbieten oder 
gleichgesinnte Interessenten zusammen-
führen. Kulturelle Modelle, nach denen 
sich das Wohnen organisiert, stehen 
häufi g weiterhin im Mittelpunkt der ge-
meinschaftlichen Interessen. Heute sind 
bei der Bildung von Baugruppen alle 
Altersgruppen und Schichten vertreten 
und eine generationenübergreifende Zu-
sammensetzung – vor allem Kinder sind 
gerne gesehen – spielt eine wichtige Rol-
le. Damit bieten Baugemeinschaften die 
Möglichkeit, Generationenbeziehungen 
auch außerhalb der Familie zu gestalten 
und bereits heute Alten- und Kinderbe-
treuung, Pfl egedienste aber auch Freizeit 
und Kulturangebote zu organisieren. Die 
Kompetenzen und Erfahrungen der Ge-
nerationen werden gebündelt und ergän-
zen sich. [3-2]

Um ein Grundstück erwerben sowie 
Planungs- und Bauaufträge auslösen 
zu können, braucht die Baugemein-
schaft eine gesicherte Rechtsform, z.B. 
eine Genossenschaft oder eine GbR 
(Gesellschaft bürgerlichen Rechts), die 

nach Fertigstellung bestehen bleibt oder 
in eine Wohneigentumsgemeinschaft 
(WEG) überführt werden kann. Ganz 
wesentlich ist ein professioneller Mo-
derator für die Arbeit der Gruppe, dies 
kann z.B. der Architekt, ein Anwalt oder 
ein Baugruppenbetreuer sein. Auf Grund 
der vielfachen rechtlichen Auswirkungen 
sollte zur Gruppenbildung juristischer 
Rat eingeholt werden. In der Regel 
durchläuft eine Baugemeinschaft folgen-
de Phasen:

Interessengemeinschaft 
-  Findung einer Initiativ- oder Gründungs-
 gruppe mit gemeinsamer Zielstellung, 
-  Defi nition der Gemeinschaft (Größe,  
 Zusammensetzung, Organisationsform  
 etc.), 
-  Erweiterung der Gruppe durch Einwer-
 ben weiterer Mitglieder.

Planungsgemeinschaft 
-  Formale Gründung der Gemeinschaft 
 (Genossenschaft, GbR, etc.), 
-  Abschluss der rechtlich verbindlichen  
 Vereinbarungen,
-  Schaffung der fi nanziellen Grundlagen,
-  Ankauf des Grundstücks bzw. der Im-
 mobilie,
-  Beauftragung der Planung. 

Baugemeinschaft
-  Realisierung des Bauvorhabens oder
 der Modernisierung.

Eigentümergemeinschaft 
- Bildung einer Wohneigentumsgemein-
 schaft (WEG) nach Wohneigentums- 
 gesetz zur Verwaltung der Immobilie  
 (sofern nicht die Rechtsform der Ge- 
 nossenschaft gewählt wurde).

Es muss insbesondere geregelt werden, 
wie die Kostenbeteiligung, das Bauher-
renrisiko und ein ggf. anfallender Austritt 
aus der Gruppe aussieht. 
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3.1 Freie Baugemeinschaften 

Freie Baugemeinschaften sind selbstor-
ganisierte Bauherrengruppen – eventu-
ell als Verein – mit konkreten Zielen für 
das Zusammenleben in der Haus- oder 
Siedlungsgemeinschaft, die sich ein pas-
sendes Grundstück oder eine Immobilie 
sowie weitere Partner für die Realisie-
rung suchen. Sie schließen sich bewusst 
zusammen, um ihre Wohnvorstellungen 
in Eigenregie zu entwickeln.

Es sollten frühzeitig gleichgesinnte Part-
ner gesucht werden, um ein Projekt in 
Ruhe planen zu können. Die „Initiativ-
gruppe“ hat bei diesem Modell den größ-
ten Einfl uss auf die Zusammensetzung 
der Gruppe, da sie in der Regel selbst die 
weitere Auswahl von Gruppenmitgliedern 
vornimmt. Dieser Selbstfi ndungsprozess 
nimmt jedoch in der Regel einen längeren 
Zeitraum ein. Am Anfang wird es auch 
eine größere Fluktuation geben, da sich 
erst in den Diskussionen herausstellt, 
welche Interessen wirklich zusammen-
passen und wohin sich die Gruppe inhalt-
lich entwickelt. Die Gruppe sollte sich pro-
fessionelle Partner für die Realisierung 
suchen. Ein wesentlicher Aspekt bei der 
Auswahl des richtigen Architekten sind 
seine Kooperationsbereitschaft und die 
Fähigkeit, die teilweise divergierenden 
Wünsche der Gruppe in baubare Pläne 
umzusetzen. Zu empfehlen ist die Be-
sichtigung von Referenzobjekten bereits 
realisierter Baugemeinschaftsprojekte.

Unbedingt beteiligt werden sollte ein er-
fahrener Rechtsbeistand, der die kompli-
zierten rechtlichen Vereinbarungen ent-
wirft und mit den Interessen der Gruppe 
abstimmt, sowie ein verlässlicher Finan-
zierungsberater. 

Ein Problem kann darin liegen, dass ge-
eignete Immobilien- oder Grundstücks-
angebote nicht so lange vorgehalten 
werden, bis eine Gruppe ihren Planungs- 
und Abstimmungsprozess abgeschlos-
sen hat. Hier ist auch die Kommune 
gefragt, auf die Belange und die übli-
cherweise langen Planungsprozesse in 
Baugemeinschaften Rücksicht zu neh-
men. Dies kann z.B. über langfristige 
Erwerbsoptionen geschehen. Hier kann 
die öffentliche Hand mit entsprechendem 
Baulückenmanagement des Stadtpla-
nungs- bzw. des Liegenschaftsamtes hilf-
reich sein. Ansonsten müssen Lösungen 
gefunden werden, wie der Erwerb aus der 
Kerngruppe heraus vorfi nanziert werden 
kann. Da die zukünftigen Eigentümer Ihre 
Immobilie selbst fi nanzieren, wird das Ri-
siko der Vorfi nanzierung weitestgehend 
minimiert. Deshalb sehen auch Banken 
die Risikobewertung positiv. Die Grunder-
werbssteuer ist bei diesem Modell günsti-
ger als beim Bauträgermodell (siehe Kap. 
4.4), da diese hier nur auf das Grundstück 
bezahlt werden muss. 

3.2  „Architekten-Baugemeinschaften“

Planung und hoher Qualität – kosten-
günstig gebaut werden. Die Festlegung 
individueller Eigenleistungen der einzel-
nen Bauherrenhaushalte ist möglich und 
trägt zur Kostensenkung bei. 

Es gibt bereits Architektenbüros, die sich 
auf Baugemeinschaften spezialisiert ha-
ben. Begrüßenswert sind Initiativen der 
Kommunen, die ein Zusammenfi nden der 
Gruppen unterstützen, z.B. durch Infor-
mationsveranstaltungen. 

Bild 3.4: Baugemeinschaft 
Wohnen an der Marie, 
Marienburger Straße 40, 
Berlin-Prenzlauer Berg, 
Entwurf: Arnold und Gladisch 
Architekten

In diesem Fall sucht sich ein Architekt zur 
Umsetzung seiner Ideen eine Baugemein-
schaft [3-3], die von ihm moderiert und in 
einem straffen Planungs- und Bauprozess 
unter Berücksichtigung  individueller Rea-
lisierungswünsche organisiert wird. Die 
Gruppe wird aktiv am Planungs- und Bau-
prozess  beteiligt. Die dazu notwendigen 
sorgfältigen Abstimmungsprozesse zwi-
schen Bauherren und Planern erfordern 
ein hohes Engagement aller Beteiligten. 
Durch frühzeitige Beteiligung der späte-
ren Eigentümer kann – trotz individueller 
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3.3 Genossenschaftliche Baugemeinschaften 

Hier wird von der Initiativgruppe eine Ge-
nossenschaft gegründet, die als Bauherr 
auftritt und deren Mitglieder die späteren 
Bewohner sind. Durch das lebenslange 
Wohnrecht entsteht eine eigentumsähn-
liche Wohnform. Bei dieser Form der 
Baugemeinschaft spielt der Gedanke des 
„Miteinanders“ eine zentrale Rolle. [3-4] 
Der Genossenschaftsansatz stützt sich 
auf die Prinzipien gemeinschaftlichen Ei-
gentums, Selbstverwaltung, Selbsthilfe 
sowie Selbstverantwortung [3-5] und ist 
auch für einkommensschwächere Grup-
pen geeignet. Außerdem können soziale 
Dienstleistungen integriert werden, die 
über das reine Wohnen zu günstigen 
Mieten hinausgehen. [3-3] Genossen-
schaftliche Formen bieten sich gerade 
auch beim Erwerb und der Modernisie-
rung von bestehenden Wohnungsbau-
ten an (Mietergenossenschaft). Dabei 
werden nicht individuell einzelne Woh-
nungen erworben, sondern Anteile an 
der Genossenschaft, die wiederum das 
Gebäude erwirbt und modernisiert. 

Bei der Gründung einer Genossenschaft 
sind bestimmte verfahrensrechtliche 
Schritte erforderlich. So sind eine Satzung 
auszuarbeiten, eine Gründungsversamm-

lung durchzuführen, ein Vorstand und Auf-
sichtsrat zu wählen sowie die Eintragung 
in das Genossenschaftsregister zu ver-
anlassen. Das Land oder die Kommune 
können die Entstehung genossenschaft-
lich ausgerichteter Wohnformen durch 
Beratungsprogramme unterstützen.

Auch bei Genossenschaften ist eine 
Mitgestaltung der künftigen Bewoh-
ner an den Grundrissen und der Woh-
nungsausstattung möglich und stärkt 
die Bindung. Die Genossenschaft kann 
jederzeit weitere Mitglieder aufnehmen. 
Ein Vorschlagsrecht für die Neuvergabe 
frei werdender Wohnungen – als partizi-
patives Belegungskonzept – schafft die 
Möglichkeit, die Nachbarschaft mit zu 
gestalten. Durch das Mitspracherecht der 
Bewohner wird die Integration neuer Mit-
bewohner erleichtert, Kontakte können 
schneller geknüpft und die Identifi kation 
verstärkt werden. Darüber hinaus kann 
das genossenschaftliche Bauprojekt auf 
Grund der preisgünstigen und lebenslan-
gen Wohnraumversorgung eine sichere 
Altersvorsorge bieten. Diese kann durch 
den Kauf weiterer Geschäftsanteile – be-
legt mit einer gewinnbringenden Dividen-
de – ergänzt werden. 

3.4 Bauträgermodelle 

Die Initiativgruppe sucht sich einen Bau-
träger – wie z.B. Wohnungsbaugesell-
schaften, Bauunternehmen, soziale Un-
ternehmen o.ä. – als Bauherren oder ein 
Bauträger bietet ein Wohnprojekt an. Die 
Bewohner können sowohl Eigentümer 
als auch Mieter sein. [3-4] 

Dem Vorteil einer professionellen Pro-
jektentwicklung, stehen deutliche Nach-
teile gegenüber. So weist diese Form 
der Baugruppe den geringsten Grad an 
Selbstorganisation auf. Das Ausmaß der 
Beteiligung der zukünftigen Bewohner 
beschränkt sich hier meist auf individuel-
le Innenausbauwünsche. [3-3] Durch die 
erwartete Gewinnmarge des Bauträgers 
entfallen auch weitgehend die in einer 
Baugemeinschaft sonst realisierbaren 
Kosteneinsparungspotenziale. 

Die Planung und Umsetzung gemein-
schaftlicher Wohnprojekte setzt verän-
derte Kommunikations- und Kooperati-
onsformen zwischen Stadtplanung, In-
vestoren, Genossenschaften und priva-
ten Hausbesitzern voraus. Entscheidend 
dabei ist der Umgang mit bestehenden 
Wohnstrukturen und der Angleichung 
von Haushalts- und Wohnungsgrößen 
im Bestand sowie die Einbeziehung von 
realisierten und zukünftigen „Inselwohn-
projekten“ . Die Bildung von Netzwerken 
in Form von Vereinen oder offenen Netz-
werken kann der Vermittlung von Erfah-
rungen bis hin zur Unterstützung bei der 
Projektkonzeption neuer Baugemein-
schaften dienen.
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4 Ausblick in die Zukunft

In ihrer Vielfältigkeit und Verschiedenheit 
zeigen die in Kap. 2 dargestellten Pro-
jekte, welche Entwicklungen hinsichtlich 
neuer Wohnformen – orientiert an per-
sönlichen Bedürfnissen – bereits statt-
gefunden haben und welche Potenziale 
dabei noch erschlossen werden können. 
In vielen Wohnprojekten wurden dabei 
gerade durch die intensive Zusammen-
arbeit und das besondere Engagement 
der Bauherren und Architekten so her-
ausragende Ergebnisse erzielt. Mit der 
entsprechenden Ausdauer werden sich 
mehr solcher zukunftsfähigen Projekte 
in den Städten etablieren, denn die Bei-
spiele ermutigen den Einzelnen entspre-
chende Wohnformen für sich persönlich 
zu verwirklichen und gleichzeitig von 
gemeinschaftlichen Aktivitäten zu profi -
tieren.

Es gibt jedoch noch Handlungsfelder, die 
meist eher allgemeine Konzepte des Woh-
nens betreffen, meist in größeren gesell-
schaftlichen und städtebaulichen Zusam-
menhang zu sehen sind und dabei dem 
einzelnen Stadtbewohner zugute kommen. 

Schwerpunkt ist dabei der Abbau der 
sozialen Ungleichheit durch integrative 
Maßnahmen und ggf. durch die Förde-
rung der Wohneigentumsbildung. Neben 
dem Ausbau von Wohnmöglichkeiten für 
Ältere ist die Weiterentwicklung traditio-
neller Betreuungseinrichtungen und die 
konsequente Umsetzung des barrierear-
men Bauens ein wichtiger Baustein für 
die Anhebung der Wohnqualität. Die Be-
rücksichtigung der Lebensbereiche Woh-
nen und Arbeiten hat nachhaltige positive 
Effekte für die Städte. Für den Einzelnen 
kann die örtliche Verknüpfung der beiden 
Bereiche eine wesentliche Verbesse-
rung seiner Lebensorganisation bedeu-
ten.  Das Wohnen kann durch gelungene 
Raumorganisation und Aufl ösung starrer 
Grundrisskonzepte nicht nur eine ent-
scheidende Qualitätsverbesserung erfah-
ren, sondern Stadtbezirken mit entspre-
chender Aufwertung des Wohnumfeldes 
mehr Attraktivität verleihen. Dazu tragen 
auch sozialräumliche und städtebauliche 
Maßnahmen wie z.B. eine Durchmi-
schung der Bewohnerstruktur und Hete-
rogenisierung der Stadtstrukturen bei.

4.1 Abbau der sozialen Ungleichheit

Städte weisen seit jeher Bereiche mit 
unterschiedlichen Wohnqualitäten aus. 
Es besteht auch zukünftig Handlungs-
bedarf, um die Schere zwischen Ge-
bieten, in denen sich hauptsächlich die 
stärkeren Einkommensgruppen und je-
nen, in denen sich die sozial schwäche-
ren Gruppen wiederfi nden, nicht größer 
werden zu lassen – im Idealfall sogar zu 
minimieren. Die problembehafteten Ge-
biete zeichnen sich insbesondere durch 
den Wegzug von Erwerbstätigen und 
Familien mit Kindern – soweit sie es sich 
leisten können – aus. Es müssen Kon-
zepte für den Abbau der sozialen Un-
gleichheit weiterentwickelt werden, die 
der Zweiteilung des Wohnens in einen 

Minimal- und einen individuellen High-
end-Standard entgegenwirken, bzw. die-
se mit einander verknüpfen. Eine stärke-
re Verfl echtung sozialer, ökonomischer 
und baulicher Strukturen kann zur He-
terogenisierung von Stadtgebieten und 
Nachbarschaften positiv beitragen und 
sozial ausgegrenzte Quartiere und Be-
wohner reintegrieren. Die Aufwertung 
der Wohnqualitäten und eine integrative 
Städteplanungs- und Wohnungsbaupoli-
tik unterstützen die soziale Stabilisierung 
des Wohnumfeldes, bestärken das be-
einträchtigte Selbstwertgefühl und ver-
mindern die Neigung zu Rückzug und 
Resignation der Bewohner. [4-1]
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4.2 Bildung von Wohneigentum

Wohneigentum trägt als weiterer sta-
bilisierender Faktor zur Verbesserung 
der Wohnqualität im Quartier bei. Eine 
der zentralen Aufgaben ist deshalb die 
Verbesserung der Möglichkeiten zur Bil-
dung von Wohneigentum für sogenannte 
Schwellenhaushalte 

11 und wirtschaftlich 
schwächere Gruppen. Diese bilden eine 
sozialpolitisch wichtige Gruppe, da hier 
ein großer Anteil von jungen Haushalten 
mit Kindern zu fi nden ist. [1-8, S. 29] 

Wohneigentumsbildung ist im Rahmen 
einer individuellen Alterssicherung und 
vor allem in prosperierenden Ballungs-
gebieten, in denen für bestimmte Formen 
von Mietwohnungen Engpässe zu ver-
zeichnen sind, nach wie vor von großer 
Bedeutung für die Verwirklichung von 
Wohnwünschen. Um einer größeren Zahl 
von Haushalten Wohneigentum zu er-
möglichen, sind günstige Bedingungen 
auf dem Kapitalmarkt, eine effi ziente För-
derung und eine zielgerichtete begünsti-
gende Baupolitik der Kommunen erforder-
lich. Um fl exible und attraktive Angebote 
zu entwickeln, die auf unterschiedlichste 
Bedürfnisse eingehen und mit deren Hilfe 
zugleich die wichtigen Ziele einer ambi-
tionierten Stadtentwicklung erreicht wer-
den können, sind offene und partizipative 
Prozesse erforderlich, an denen sich die 
Anbieter, Kommunen und Bewohner be-
teiligen können. [1-8, S. 31]

Ein herausragendes Beispiel für eine 
selbstorganisierte Form von Integration 
einer wirtschaftlich schwachen Bewoh-
nergruppe in der Wohneigentumsbildung 
stellt das Wohngruppenprojekt „Aegi-
dienhof“ dar, bei dem individuelle – auf 
die zukünftigen Bewohner aller sozialen 
Schichten, darunter Singles, Familien, 
Alleinerziehende und Wohngemeinschaf-
ten zugeschnittene – Finanzierungsmo-
delle gefunden wurden. (Siehe Kap. 2.5.1 
Gemeinschaftliches Wohnen und Arbei-
ten im Aegidienhof in Lübeck). Das ge-
meinschaftlich organisierte Bauprojekt 
stellt prinzipiell eine gute Möglichkeit 
dar, Wohneigentum im städtischen Ge-
schosswohnungsbau kostengünstig zu 
erwerben. 

Dieser Ansatz sollte zukünftig weiter 
verfolgt werden und Unterstützung für 
die Absicherung und Ausarbeitung der 
Organisations- und Finanzierungsmo-
delle durch die Kommunen erhalten, 
da Planer und Organisatoren von Bau-
gemeinschaften diese bisher oftmals in 
Eigenregie erbringen. Bisher zeigt sich, 
dass solche Konzepte vorwiegend bei 
entsprechendem Eigeninteresse der 
Fachleute – z.B. als spätere Mitbewoh-
ner – erfolgreich realisiert werden.

4.3 Weiterentwicklung traditioneller Betreuungsein-  
 richtungen für Ältere 

Es gibt bereits eine Vielzahl von ganz-
heitlichen Betreuungseinrichtungen, die 
in neuen Gebäudekonzeptionen eigen-
ständiges Wohnen mit Selbstversorgung 
sowie Wohngruppen mit Gemeinschafts-
bereichen und Pfl egezimmern in einem 
Haus vereinen und dabei dem Prinzip 
der höchst möglichen Selbstständigkeit 
für ältere Menschen folgen. (Siehe dazu 
das Beispiel in Kap. 2.3.1 Seniorenzen-
trum für betreutes und selbstständiges 
Wohnen in Lich.)

Bei herkömmlichen Altenwohnanlagen 
besteht jedoch aufgrund der Überalte-
rung vieler Gebäude weiterhin Hand-
lungsbedarf dem heutigen seniorenge-
rechten Qualitätsstandard mit Hilfe von 
Modernisierungsmaßnahmen gerecht zu
werden. Die traditionellen Anlagen stel-
len ein quartiersbezogenes Wohnange-
bot dar, das besonders für wirtschaftlich 
benachteiligte Ältere preisgünstigen 
Wohnraum zur Verfügung stellt. [4-5] 

11 
Schwellenhaushalte sind die 
Haushalte, deren fi nanziel-
len Möglichkeiten sich in 
etwa an der unteren Grenze 
der Vermögensverhältnisse 
befi nden, die für den Erwerb 
von Wohneigentum nötig 
sind. [1-8]
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Hier müssen barrierefreie Standards 
und Mindestanforderungen an unterstüt-
zende Betreuungsangebote umgesetzt 
werden. Dies kann z.B. in Form von ver-
schiedenen Service-Stufen der unterstüt-
zenden Betreuung und Pfl ege – ggf. mit 
Hilfe von Eigendienstleistungen seitens 
der Angehörigen – unter Berücksichti-
gung größtmöglicher Identifi kationsmög-
lichkeit der Bewohner geschehen. 

Die wettbewerbliche Öffnung der Alten-
wohnanlagen von staatlich hin zu privat-
wirtschaftlich geführten Einrichtungen 
bietet zwar ein breiteres Angebot von 
Wohnformen, der Zugang zu den letzt 
genannten Anlagen könnte jedoch u.U. 
für größere Teile der Bevölkerung an fi -
nanziellen Hürden scheitern. Es gilt kos-
tengünstige Angebote mit angenehmer 
Wohnqualität für Ältere trotz Ansteigen 
der privatwirtschaftlich organisierten so-
zialen Dienstleistungen aufrecht zu er-
halten bzw. auszubauen. Hierbei kann 
die Öffnung des Pfl egemarktes auch als 
Chance gesehen werden, da der Wett-
bewerb zwischen öffentlichen, frei-ge-
meinnützigen und privatwirtschaftlichen 
Organisationen Verbesserungen in allen 
Bereichen mit sich bringt. [4-6]

Bei allen Modellen sollte in jedem Fall 
berücksichtigt werden, dass ältere Men-
schen eine dauerhafte Wohnform bevor-
zugen, mit der sie sich verbunden fühlen 
und gleichzeitig ihre sozialen Kontakte 
wahrnehmen können. Weiterhin muss 
eine sehr gute fußläufi ge Vernetzung von 
Wohnort, Grünfl ächen, Infrastrukturange-
boten und sozialen Einrichtungen sowie 
deren Barrierefreiheit vorhanden sein.

Die Weiterentwicklung von Wohnformen 
für Ältere und wohnortnaher Infrastruktur 
– die ein selbstbestimmtes, sozial inte-
griertes Leben im Alter ermöglichen – 
setzt den Willen zur Veränderung und 
die Bereitschaft voraus, neue Wege zu 
bedenken und Lösungsmöglichkeiten zu 
formulieren.[4-5] 
Die Verantwortung hierfür sollte nicht 
allein den Angehörigen und staatlichen 
Institutionen überlassen werden. Voraus-
setzung für den Erfolg ist die Information 
und frühzeitige Partizipation der Betroffe-
nen, die eine stärkere Verknüpfung aller 
Beteiligten – sowohl auf der Maßnah-
men- als auch auf der Planungsebene – 
erfordert. Eine externe Moderation der 
Kooperationspartner kann wesentlich 
zur Umsetzung beitragen. [4-5]

4.4 Barrierefreies bzw. barrierearmes Wohnen

Das Thema „Barrieren“ ist nicht nur für 
das Wohnen im Alter und für Menschen 
mit körperlichen Schwächen, sondern 
– in Form von barrierearmen Bauen – 
für alle Generationen und gerade für 
Haushalte mit kleinen Kindern hilfreich.

Im Allgemeinen existiert nur dann ein In-
teresse für barrierefreies Bauen, wenn 
eine persönliche Betroffenheit des priva-
ten Bauherren dies erforderlich macht. 
Bei den Wohnungsunternehmen lässt 
sich bereits eine Aufgeschlossenheit 
gegenüber dem barrierefreien Bauen er-
kennen, aus der Einsicht, dass der Woh-
nungsmarkt zukünftig wesentlich von 
der älteren Generation bestimmt wird. 
Es gibt jedoch Handlungsbedarf bei der 
Durchsetzung und Förderung von weit-
gehend barrierefreier Gestaltung von 
Neubaugebieten. [4-5] Hier gilt es neben 
der Erfüllung der Normen die Umsetz-
ung von barrierearmen Bauen – im Sinne 

der individuellen Anforderungen und ei-
nes vertretbaren Aufwandes – in den 
Mittelpunkt zu stellen, womit ggf. andere 
Prioritätensetzungen erforderlich wer-
den. Barrierearmes Wohnen kann auch 
einen Beitrag leisten, das Wohnen mit 
Kindern und für Ältere in der Stadt at-
traktiver zu gestalten. Dazu gehört eine 
bedürfnisgerechte und barrierefreie Ge-
staltung des öffentlichen Raumes und 
des Personennahverkehrs.

Ergänzend dazu ist eine kontinuierliche 
Aufklärung und Überzeugungsarbeit so-
wie ein konstantes Angebot der Baube-
ratung zur fachgerechten Umsetzung 
geeigneter Maßnahmen für Planer und 
Bauherren bereitzustellen. Dies ist Auf-
gabe der öffentlichen Verwaltungen, aber 
auch der im Baubereich tätigen Initiati-
ven und Verbände, wie z.B. der Architek-
tenkammer etc.
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4.5 Wohnen und Arbeiten

„...Wohnen ereignet sich heutzutage 
möglicherweise erst in der Überlagerung 
der Bedingungen unseres Lebens.“ [4-2] 
Die veränderten Arbeitsaufgaben in vie-
len Branchen und die Möglichkeiten der 
Informations- und Kommunikationstech-
niken haben eine weitgehende Unab-
hängigkeit vom spezifi schen Arbeitsort 
ermöglicht. Arbeiten von zu Hause wird 
immer häufi ger zum selbstverständli-
chen Teil des Wohnens. Das Miteinan-
der von Wohnen und Arbeiten bewirkt, 
dass sich Wohnräume der Arbeit öffnen 
und ermöglicht die Wahrnehmung woh-
nungs- und haushaltsnaher Aufgaben 
– wie z.B. der Kinderbetreuung – sowie 
eine freiere Zeiteinteilung zwischen pri-
vaten und berufl ichen Terminen. 

Die bevorzugten Standorte hierfür sind 
die innerstädtischen Quartiere, die auf 
Grund Ihrer kurzen Wege eine optimale 
Basis für eine gute Kundenbetreuung bie-
ten. Die Voraussetzungen innerhalb der 
Quartiere sind – neben der notwendigen 
Verfügbarkeit hochwertiger Telekommu-
nikationsmedien und störungsfreien Ab-
läufen innerhalb des Bereichs Wohnen-
Arbeiten – ein kreatives Milieu, die Identi-
fi kation durch Wohnatmosphäre und eine 
gute Infrastruktur – wie z.B.  ÖPNV sowie 
Service- und Betreuungseinrichtungen. 

Bereits gemischt genutzte Altbauquartie-
re genügen oftmals diesen besonderen 
Ansprüchen, hingegen gibt es bisher 
kaum Beispiele für neue Mischgebiete, 
die eine entsprechende Qualität errei-
chen. Hier besteht weiterhin Handlungs-
bedarf, um Konzepte für Wohnen und 
Arbeiten innerhalb der Quartiere und 
Gebäude zu schaffen, die speziell auf die 
dort ansässigen Bewohner zugeschnit-
ten sind. Dabei sind Lösungen gefragt, 
die Wohnen, Arbeiten und Infrastruktur 
unter Beibehaltung von Wohnatmosphä-
re und Wohnumfeldqualität verknüpfen. 
Kennzeichnend für zukunftsorientierte 
Gebäude sind neben der hochwertigen 
technischen Ausstattung folgende Krite-
rien: [4-3]

- Flexible Grundrisse, 
- nutzungsneutrale Räume,
- einfache Umbauoptionen, 
- möglichst barrierefreie und behinder- 
 tengerechte Ausstattung, 
- abtrennbare Bereiche für unterschied- 
 liche Wohnansprüche und wohnungs-
 integrierte Arbeitsplätze.

4.5.1 Wohnen und Arbeiten am gleichen Ort

Die zunehmende Dezentralisierung von 
Erwerbstätigkeit hat oftmals höhere Anfor-
derungen an die räumliche, zeitliche und 
organisatorische Flexibilität und Mobilität 
für viele Berufstätige zur Folge. [4-3]

„Der fl exible Mensch organisiert sein Le-
ben zuallererst nach den wechselnden 
Engagements seiner Berufskarriere.“ [4-2]
Durch die zunehmende Aufl ösung lang-
fristiger Arbeitsverhältnisse und den immer 
häufi ger wechselnden örtlichen Arbeits-
einsatz der Mitarbeiter folgt das Wohnen 
immer mehr einer Logik des Umziehens. 

Flexibilität des Wohnortes auf Grund 
der Anforderungen des Arbeitsmarktes 
stellt jedoch – unter Voraussetzung der 
Bereitschaft der Beteiligten – zumindest 
ein organisatorisches Problem dar. Be-
troffen sind hier insbesondere Familien 
mit Kindern und Haushalte, die eine Fa-
milie planen. Dazu wäre ein Netzwerk 
für temporäres Wohnen und dauerhafte 
Umzugsvorhaben als Internetplattform 
hilfreich, das überregional betrieben, von 
den Kommunen gepfl egt und von der 
Wirtschaft unterstützt wird. Bestandteile 
des Netzwerkes könnten sein:

4.5.2 Wohnen, Arbeiten und Mobilität
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- Analytische Erfassung von Beschäfti- 
 gungsangeboten für Fachkräfte sowie  
 des dafür benötigten Wohnraums, 
- Wohnungstauschbörse für zeitliche  be-
 fristete oder dauerhafte Miet- und Ei- 
 gentumsvorhaben,
- Informationen für die Organisation des
 Alltags der weiteren Familienmitglieder
 (Internet-links zu Kindergarten- und 
 Schuleinrichtungen, Jobbörsen, Um- 
 zugsfi rmen, etc.)

Da nach einer Studie zum Thema „Mo-
bilität und Wohnen“ des Instituts für Zu-
kunftsstudien und Technologiebewertung 
[4-4] fast die Hälfte aller Eigentümer-
haushalte Bereitschaft zum Ortswechsel 
für den Fall besserer Erwerbsmöglich-
keiten signalisieren, sind maßgeschnei-
derte Konzepte und Eigentumsmodelle 
mit stark reduzierten Transaktionskosten 
erforderlich. 

4.6 Wohnung und Wohnumfeld

Die zukunftsfähige Gestaltung von Wohn-
raum erfordert eine ständige Hinterfragung 
der „herkömmlichen“ Sichtweise aller Be-
teiligten, um die Kluft zwischen Gewohn-
heit – die meist kaum Veränderungen zu-
lässt – und der Chance auf Optimierung 
der Wohnsituation zu verringern. 

Ein perfektes Konzept gibt es nicht, son-
dern vielmehr eine Vielzahl von Mög-
lichkeiten, die idealerweise individuelle 
Anliegen und soziales Geschehen in ei-

ner hochwertigen räumlichen Hülle bzw. 
Umgebung vereinen, also weit mehr als 
minimale und einheitliche Wohnstan-
dards darstellen. 

Dabei gilt es Wohnlösungen zu schaffen, 
die auf zukünftige Entwicklungen des 
Wohnalltags vorausschauend reagieren, 
damit nicht nur Defi zite aufgeholt, son-
dern eine rechtzeitige Angebotsanpas-
sung bei Nachfrageänderungen ermög-
licht werden.

Da das Wohnen vielfältigen und sich 
verändernden Lebensentwürfen gerecht 
werden muss, ist eines der wichtigsten 
Wohnkonzepte die fl exible Raumgliede-
rung und -organisation. Damit ist zum 
einen die konstruktive Flexibilität ge-
meint, die durch eine möglichst stützen- 
und/oder sturzfreie Bauart – z.B. durch 
Reduzierung der Tragstruktur auf Trep-
penhauskerne und Schotten – realisiert 
werden kann. Dadurch lassen sich offe-
ne, frei einteilbare Räume schaffen, die 
ohne großen Eingriff in die Bausubstanz 
veränderbar sind. Mittig im Gebäude 
gelegene Versorgungsschächte ermög-
lichen die Anordnung der haustechni-
schen Installationen um diesen zentralen 
Punkt und damit eine größtmögliche Fle-
xibilität für die Lage von Küche und Bad.

Zum anderen können räumliche Verände-
rungen durch innovative Grundriss- und 
Organisationskonzepte mit optionalen 
Nutzbarkeiten ohne baulichen Eingriff ver-

wirklicht werden. Die Gleichbehandlung 
aller Räume als Wohnräume bietet die 
Möglichkeit, Nutzungen – wie z.B. Schlaf-
zimmer gegen Arbeitszimmer – auszutau-
schen. Schaltbare Grundrisse, d.h. die 
Addition von zusätzlichen Räumen als 
Option für eine Nutzungserweiterung ist 
eine weitere Möglichkeit, um auf veränder-
te Wohnbedürfnisse zu reagieren. Durch 
Zu- und Wegschalten von verschiedenen 
Funktionsfl ächen, die sogenannte Neben-
zonen bilden, kann ein zentral angeordne-
ter Raum eine weitere Nutzung erhalten. 
Siehe hierzu das Beispiel Komprimierter, 
multifunktionaler Wohngrundriss – Um-
bau eines ehemaligen Feuerwehrhauses 
zum Mehrfamilienhaus in Bad Wolters-
dorf, Österreich in Kap. 2.6.1.

Ein weiteres Beispiel veranschaulicht, 
wie ein zentral eingestelltes Möbel bzw. 
Raumelement durch Veränderbarkeit 
nach allen Seiten die umliegenden Funk-
tionsbereiche fl exibel nutzbar macht. 

4.6.1 Wohnungsgestaltung
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(Siehe Kap. 2.6.2 Komprimiertes Wohn-
raumkonzept für eine 5-köpfi ge Familie 
in Attersee, Österreich.)

Als Möglichkeit zur Wohnungserweite-
rung oder auch -reduzierung können Räu-
me dienen, die zwischen zwei Wohnun-
gen liegen und bei Bedarf der einen oder 

anderen Wohnung zugehörig sein kön-
nen. So kann ein Nutzungswechsel auch 
innerhalb eines Gebäudes zwischen 
den Wohneinheiten – ggf. mit Optimie-
rung durch Einrichtung einer „Nutzungs-
börse“, in der man den Bedarf ankündigt – 
organisiert werden. 

Die vor genannte Nutzungsbörse ließe sich
natürlich auch für Wohnraumbedarfsän-
derung innerhalb des Quartiers nutzen, 
um eine größere oder kleinere Wohnung 
im gewohnten Umfeld zu beziehen. Nicht 
immer ist eine Veränderung innerhalb 
der Wohnung möglich oder gewünscht 
– das Bedürfnis im gleichen Quartier zu 
leben ist jedoch meist vorhanden. Dies 
setzt eine funktionierende Kommunikati-
on zwischen den Bewohnern voraus, die 
über ein Quartiersnetzwerk koordiniert 
werden kann.

Das Wohnumfeld dient als Pufferzone 
zwischen dem Privatbereich und der 
anonymen Stadt. Für jede Form des 
Wohnens und für alle Bewohner glei-
chermaßen wichtig sind ausreichende 
Grün- und Aufenthaltsfl ächen im Freien,
die unterschiedlich abgestuft private, 
halböffentliche und öffentliche Bereiche 
miteinander verzahnen. Hier besteht 
Handlungsbedarf zumeist in Altstadtquar-
tieren, insbesondere in dicht besiedelten 
Gebieten. Eine Möglichkeit ist die syste-

matische Entkernung  und Umgestal-
tung von eng bebauten Hinterhöfen, 
was jedoch häufi g nur innerhalb von Sa-
nierungsgebieten realisiert werden kann. 
Zudem würde eine konsequente Be-
grünung von Plätzen und Brachfl ä-
chen die Wohnqualität für die umliegen-
den Bewohner steigern, was vielerorts 
leider wegen des erhöhten Pfl egeauf-
wandes vermieden wird und stattdessen 
versiegelte Flächen vorgezogen werden. 
Ein wesentlicher Aspekt bei der Wohn-
umfeldgestaltung sind Lösungen für den 
ruhenden Verkehr. 

Ein weiterer Handlungsansatz ist oftmals 
die Schaffung eines ausreichenden in-
frastrukturellen Angebots wie z.B. ÖPNV 
und Kultur- und Betreuungseinrichtun-
gen mit einer quartiersübergreifenden 
Vernetzung. Häufi g ist leider der Hand-
lungsdruck, die im Zuge von Sparmaß-
nahmen gekappten Angebote wieder zu 
aktivieren, erst dann groß genug, wenn 
Quartiere bereits als Problembezirke er-
kannt und eingestuft werden.

4.6.2 Wohnumfeld

4.7 Weitere sozialräumliche und städtebauliche Aspekte 

Bevölkerungsprognosen bis 2050 rech-
nen für Deutschland mit einem Rück-
gang der Einwohnerzahl – abgemindert 
durch Wanderungsgewinne – von 82 
auf rund 65 bis 70 Mio. Dabei altert die 
Gesellschaft aufgrund höherer Lebens-
erwartung und niedrigem Geburtenlevel 
immer deutlicher: Der Anteil der über 
60-Jährigen an der Gesamtbevölkerung 
steigt von 23 auf 35,8 %, so dass es zu 
einer Verdopplung des Altenquotienten 
kommt. Die Gruppe der älteren, allein 
stehenden Haushalte wächst. Aufgrund 

der schwindenden Bevölkerungszahlen 
und gleichzeitigen Immigration auslän-
discher Menschen, verschieben sich die 
Relationen: Zunehmende Multikulturali-
tät und die dringende Erfordernis nach-
haltiger Integrationsmaßnahmen sind die 
Folge. [1-7], [1-8]

In den Städten ist der Wandel ebenfalls 
von Rückläufi gkeit geprägt: Bis 2020 
werden diese rund eine halbe Mio. Ein-
wohner Verlust verzeichnen, da die Sub-
urbanisierung in abgeschwächter Form 
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weiter anhält und sich die Haushaltsty-
pen, die urbane Gebiete bevorzugen, 
reduzieren werden. [1-7] 
Die Zukunft bzw. „Renaissance“ der 
Städte muss daher bewusst unterstützt 
werden. Nach der Analyse von Schnei-
der und Spellerberg zu urteilen, sollten 
den heterogenen Bedürfnissen und dem 
allgemeinen Wunsch nach suburbaner 
Lebensqualität mittels maßvoller Dichte, 
neutraler und fl exibler Grundrisse, Mai-
sonetten, Expansion eigentumsähnlicher 
Formen, Berücksichtigung ökologischer 
Aspekte und Qualitätssteigerung des 
Umfeldes Rechnung getragen werden. 
Letzteres kann durch Errichtung von 
Grüngürteln, Innenhofbegrünung, Gär-
ten und Terrassen, Verbesserung des 
Schallschutzes  Ausdifferenzierung der 
Infrastruktur sowie Verkehrsberuhigung 
realisiert werden. [1-3], [1-5], [1-7]

Das Potenzial der Städte liegt insbeson-
dere in ihrer Nutzungsdurchmischung, 
die eine Fülle von wohnungsnahen Frei-
zeiteinrichtungen und Dienstleistungen 
bereithält, d. h. der als ungünstig emp-
fundenen Trennung von Wohnen und Ar-
beiten entgegensteuert. Durch die Ein-
gliederung altersgerechter Wohnkonzep-
te kann die Attraktivität des urbanen 
Raums für die zunehmenden, älteren Be-
völkerungsschichten gesteigert werden.

Das Konzept der kleinräumigen Segre-
gation, d.h. Zusammenschließung von 
Gruppen mit ähnlichen Lebensstilen und 
deren Verbindung durch fl ießende Über-
gänge, kann die Integration der hetero-
genen Bewohner in der Stadt fördern und 
Konfl ikte minimieren helfen. [1-16]

Unter Berücksichtigung, dass für eine 
Einschätzung der derzeitigen und zu-
künftigen Wohnsituation eine regional 
differenzierte Betrachtung der einzelnen 
Städte und Stadtquartiere notwendig ist, 
kann man dennoch grundsätzlich sagen, 
dass eine vielfältige Durchmischung der 
verschiedenen Wohnformen der Zufrie-
denheit der Bewohnerschaft und dem 
Wohnungsmarkt dient. 

Im Folgenden werden die Potenziale auf-
gezeigt, die sich aus der Kombination ein-
zelner Wohnformen im Stadtquartier er-
geben und zukunftsweisende Ansätze für 
die bauliche Umsetzung von Konzepten 
für neue Wohnformen darstellen: [4-7]

- Die Verschiedenheit einer durch- 
 mischten Bevölkerungsstruktur schafft  
 Kommunikation und eine vielseitige  
 Infrastruktur in einem Stadtquartier,  
 das sich trotzdem als Einheit verstehen 
 kann.

- Ein Stadtquartier mit vielseitigem An- 
 gebot an Wohnformen kann leichter  
 auf gesellschaftliche Veränderungen  
 reagieren.

- Die Aufl ösung gleichförmiger Stadt- 
 strukturen und die Vielfalt der Wohn- 
 möglichkeiten erhöht die Attraktivität.

- Gemeinschaftliche Wohnprojekte bie- 
 ten Ökologisierungspotenziale auch in  
 städtischen Quartieren.

- Sozialisierungspotenziale entwickeln  
 sich insbesondere durch die Identifi - 
 kation der Bewohner mit ihrem Wohn- 
 umfeld.

- Die Integration sozial schwacher  
 Gruppen oder alleinlebender Mitbür- 
 ger in gemeinschaftlich organisierten  
 Wohnprojekten schafft eine ausgewo- 
 gene Sozialstruktur. Darüber hinaus  
 bilden diese Projekte informative  
 Netzwerke.

- Die Organisation gemeinschaftlicher  
 Wohnformen kann eine Erleichterung  
 bei der Bewältigung der steigenden  
 Mobilitätsanforderungen für Erwerbs- 
 tätige (Globalisierung des Arbeits- 
 marktes) bewirken.

- Die Gemeinschaft ermöglicht selbst- 
 bestimmtes Wohnen Hilfsbedürftiger.

Zukunftswirksame Wohnkonzepte in den 
Städten zeichnen sich dadurch aus, dass 
sie nicht mehr nur das Wohnen „an 
sich“ betrachten, sondern vielmehr die 
Lebensbedingungen insgesamt berück-
sichtigen, die das Wohnen heute exis-
tentiell formen. Dies wirft Fragen auf, 
wie die Menschen in der Stadt arbeiten, 
in welchen Formen von Beziehungen sie 
miteinander leben, welches Freizeitver-
halten bevorzugt wird, wie viel Mobilität 
für die jeweilige Lebensform nötig ist und 
welche Verknüpfungen genutzt werden 
müssen, um den Lebensalltag zu orga-
nisieren. [4-2]
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5 Forschungsprojekte und Informationen

Forschungsprogramm „Experimenteller Wohnungs- und Städtebau – ExWoSt des 
Bundesamts für Bauwesen und Raumordnung

- Modellvorhaben „Innovationen für familien- und altengerechte Stadtquartiere“ 
- Modell genossenschaftlichen Wohnens – Erschließen von Genossenschaftspo- 
 tenzialen
- Lebenswerte Innenstädte
- Attraktive Stadtquartiere für das Leben im Alter
- Best Practices – „Vernetzung im Verkehr zur Verbesserung von städtischen 
 Quartieren“
- Strategien und Aktionsfelder für städtisches Wohnen von Familien
- Migration/ Integration und Städteteilpolitik – Städtebauliche Strategien und Hand- 
 lungsansätze zur Förderung der Integration
- „Zwischennutzungen und Nischen im Städtebau“ als Beitrag für eine nachhaltige  
 Siedlungsentwicklung
- Modellvorhaben „Kostengünstiger Neubau von Ein- und Zweifamilienhäusern in 
 prosperierenden Regionen“
- Raumordnungsprognose 2020/2050

Ausgewählte Forschungsberichte des Bundesministeriums für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend

- Modellprogramm „Selbstbestimmt wohnen im Alter“ 
- Neue Wohn- und Betreuungsformen im heimrechtlichen Kontext – Gutachten   
 von Crößmann, G. und Börner K.

5.1 Forschungsprojekte und Studien

Für die Gründung und Organisation eines gemeinschaftlichen Wohnprojektes sind ge-
meinnützige Netzwerke sehr hilfreich, die eine professionelle Unterstützung anbieten. 
Z.T. stehen diese Netzwerke in Kooperation mit anderen hilfreichen Einrichtungen wie 
Arbeitsgemeinschaften, Vereinen und Wohlfahrtsverbänden. 
Hierzu einige Beispiele:

www.wohnbund.de  Verband zur Förderung wohnpolitischer  
  Initiativen

www.netzwerk-wohnprojekte.de Bayerisches Netzwerk-Wohnprojekte

www.fgw-ev.de  Forum Gemeinschaftliches Wohnen e.V.  
  Bundesvereinigung

www.neue-wohnraumhilfe.de Neue Wohnraumhilfe gemeinnützige 
  GmbH
 
www.neue-wohnformen.de NetWerk Internet Intranet Services GmbH

www.selbstbau-genossenschaft.de Mietergenossenschaft SelbstBau e.G.

5.2 Netzwerke

Darüber hinaus gibt es eine Vielzahl von regionalen Internet-Plattformen.
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5.3 Weitere Informationen

www.bundesstiftung-baukultur.de Fördervereins Bundesstiftung Baukultur
  e.V., Teilprojekt: „wie weiter wohnen“  
 
www.modellprogramm-wohnen.de Modellprogramm des Bundesministerium  
  für Familie, Senioren, Frauen und Jugend: 
  Neues Wohnen - Beratung und Koopera- 
  tion für mehr Lebensqualität im Alter

www.mehrgenerationenhaeuser.de Aktionsprogramm Mehrgenerationen-  
  häuser zur Förderung des Miteinanders  
  und Austausches der Generationen

www.seniorenwirt.de Wohnen im Alter – Trendreport im Rah- 
(Rubrik Veröffentlichungen – Broschüren) men des Forschungsprojektes des Bun- 
  desministeriums für Familie, Senioren,  
  Frauen und Jugend Zukunftschancen  
  durch Produkte und Dienstleistungen für  
  mehr Lebensqualität im Alter
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